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Neues Eisenbahnrecht 
Textsammlung eisenbahnrechtlicher Vorschriften 

mit dem neuen Bundesbahngesetz 
und 

der Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO) 
Zusammengestellt von Heinz Ruwe, Regierungsrat im Ministerium 
für Wirtschaft und Verkehr des Landes Nordrhein:: Westfalen. 

Diese Textsammlung bringt neben den wichtigsten bundesrechtlichen 
Eisenbahnvorschriften in der augenblicklich geltenden Fassung ins.« 
bes'Ondere das neue Allgemeine Eisenbahngesetz, 

das neue Bundesbahngeselz 
und die Eisenbahn· Verkehrsordnung (EVO) 

Sie berücksichtigt die durch das Grundgesetz eingetretenen Aenderun:: 
gen. Bewußt ist der Kreis der einzelnen Gesetze und Verordnuhgen 
nicht zu eng gehalten, um dem Praktiker die ständige gleichzeitige·· 
Handhabung mehrerer Gesetzesausgaben zu ersparen. 
Ein umfangreiches Sachregister ermöglicht ein schnelles Auffind~n 
der eisenbahnrechtlichen Vorschriften. Das Werk ist .~eshalb ein 
unentbehrliches Hilfsmittel für die Praxis, vor allempi'für Eisen:: 
bahndienststellen, nichtbundeseigene Eisenbahnen, Privatbahnen und 
sonstige Verkehrsunternehmen, Verwaltungsbehörden, 'Ordentliche 
und Verwaltungsgerichte, Wirtschafts" und Verkehrsorganisationen, 
Ver~ehrswirtschaftler sowie Verkehrsjuristen. In gleicher Weise wird 
der Verkehrsunt~rnehmer selbst von dieser Veröffentlichung ange" 
sprochen, die gerade für den täglichen Gebrauch bestens geeignet ist. 
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Fahrkartenprobleme 
b~i der Deutschen Bundesbahn 

V'Ün Oberreichsbahnrat Dr. jur. Ferdinand Niehs,en, ~öln 

I. 
Vorbemerkung 

Soweit nacMolgend v'Ün "Fahrkarten" gesprochen wird, sind damit grundsätzUch 
und soEern nicht im Einzelfall ausdrücklich' dwas anderes gesagt wird, Fahrkarten 
im weiteren Sinne, also Fahrausweise schlechthin und unabhängig von ihrer 
äußeren Erscheinungsf'Ürm gemeint. Darunter. faUen mithin nicht nur d1e Fahr" 
karten im enger,en Sinne, ,die sog. Edmonsonschen Fahrkarten, sondern auch Zeit" 
karten, Blankokarten, Buchfahrkarten, Fahrscheine und Fahrscheinhefte, Beförde:: 
rungsscheine, Zettelfahrkaden und alle anderen Arten von Fahrausweisen, wie sie 
bei der Deutschen R,eichsbahn (DR) bzw. der Deutschen Bundesbahn (DB) in 
Gebr,auch waren oder sind 'Oder künftig in Frage kommen können. 

II. 

Bedeutung des F,ahrkartenwesens bei d,er DB 
Die Erörterung auch nur ·einzelner FahrkartenproMeme sdzt nicht nur Kenntnisse 
des Fahrkartenwes,ens im Ganz,en, insbesondere des Fahrkartensystems; mit seinen 
vielfachen Gattungen, Sorten und Arten voraus, sondern ,erfordert vor allem auch 
einen Ueberblick über den Umfang des Fahrkartenumsabes, den der Eisenbahn" 
verkehr laufend mit sich bringt. Erst wenn man übersieht, welche Mengen v'Ün 
Fahrkarten der verschiedensten Art in bestimmten räumlichen Bereichen und 
Zeiträumen beschafft, ausgegeben und sonstwie behandelt, sowie welche Auf .. 
wendungen hierfür gemacht und welche Einnahmen hiermit ,erzielt werden, und 
wenn man dann auf diesen Hintergrund das jeweils zur Erörterung stehende 
Fahrkartenproblem projeziert, gewinnt man den ,entscheidenden Anhalt dafür, 
dieses Problem in seiner wirklichen Bedeutung, vor allem dem Grade seiner 
Schwierigkeit und Dringlichkeit zu erkennen. 
Ein kurz,er Blick in dieser Richtung ,ergibt f'Ülgendes: 
Die Fahrkarten der DB werden entw,eder auf Vorrat in bahneig,enen Fahrkarten:: 
druckereien, die jeweils dner Eis,enbahndirekHon (ED) unterstellt sind, oder im 
Einzelfall gemäß dem Wunsch der Reisenden unmittelbar V'Ül' der Ausgabe am 
Schalter der Fahrkartenausgabe (Fka) mit Schalterdruckern (Druckmaschinen) 
gedruckt. Im Bundeshahnbereich gibt ,es 10 Fahrkartendr'uckereien, die gleich.,. 
zeitig Fahrkartenv,erwaltungen sind, und zwar bei ·den EDen Frankfurt/Main, 
Hannover, Karlsruhe, Köln, M.ainz, München, Münster, Stuttgart, Trier IUnd 
Wuppertal. An den Fahrkartenschaltern der DB sind fast 1400 Schalterdrucker 
eingesetzt (davon 80 im Bereich der ED Köln). Diese. werden von den Fahr .. 
kartenausgebern bedient. Mit ihnen wird ein 'erheblicher, bei den größeren Fka'n 
der weit überwiegende Teil aUer Fahrkarten gedruckt. Die Schalterdrucker ver" 
teilen sich auf die Systeme "AEG" mit dwa 1200, "Pautz·e" mit etwa 130 und 
Siemens mit ,etwa 40 Stück. 
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Im gesamten Bundesgebiet wurden durch die DB 

im Jahre Fahrkarten 
1936 ' 323600000 
1950 477 800 000 
1951 474200000 

vrerausgabt, In der letzten Zahl waren beispielsweise die Monate Mai 1951 mit 
rund 47,6 Millionen (Mio) und Juli 1951 mit rund 51,5 Mio Fahrkarten enthalten. 
Auf die Fka'n der ED Köln 'entfielen 

im Jahre 
1936 
1950 
1951 

Die Fka Köln Hbf war hi~ran 

, Fahrkarten 
23400000' 
29900000 
27800000 

im Jahre 
1936 
1950 

beteiligt, 
1951 

mit Fahrkarten 
450.0000 
4100000 
4100000 

Die .vorstehend' für' das Jahr 1936 genannten 3 Zahlen sind' jeweils auf den 
t~uhgen Umfang des Bundesgebiets umgerechnet und somit unvergleichbar. 
~eh:on der Fb Köln Hbf ausgegebenen Fahrkarten gliedern sich bei den 

WIC ttgsten Arten, wie folgt, auf: 
im Jahre 1950 im Jahre 1951 

Edmonsonsche Fahrkarten 3803000 ' 3801 000 
Blankokarten 121000 160500 ' 
Beförderungsscheine 2000 2500 
Monatskarten 34300 18900 
mochenkarten 113000' 95 100 

~ußerde~ wurden im Jahre 195i von der Fka Köln Hbf über dne Million 
Dahrscheme'für den Bahnbusverkehr ausgegeben. -
l,ehn h~ahlen der verausgabten Fahrkarten standen v,erständlicherw~ise wesent" 
IC ohere Zahlen von beförderten Reisenden gegenüber. Dies ,erklärt sich 

z. B
h
· b,au~ der Mehrzahl von P.ersonen bei Beförderungsscheinen und manchmal 

aUCel Blankokarten sowie aus der Vielzahl von Fahrten bei Zeitkari'en. So 
wubrden, um ,auch hierzu einige Beispiele zu nennen, im Jahre 1951 im Bundes" 
ge iet mit , 

b f
u d 474 Mio Fahrkarten 

e orert. ' 
1130 Mio Reisende 

Im Bereich de~ ED Köln entfielen im gleichen Zeitabschnitt auf fast 
28 Mio Fahrkarten 68 Mio Rdsende 

Die Fka Köln Hbf hat 

im Jahre auf Blankokarten 
1950 121300 
~951 160500 

im J ahr,e auf Beförderungsscheine 
1950 2000 
,1951 2500 

I abgefertigt. 

Reisende 
129700 
171800 

Reisende 
31600 
39300 
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Erhebliche Umsätze werden auch laufend bei den bahneigenen Druckereien ge .. 
tätigt. Die Fahrkartendruckerei und "verwaltung der ED K'öln, die u. a. für 
etwa 1400 Fahrkartenschalter der ED Köln und ED Essen sowie 'die Schalter 
von rund 500 Reisebüros im Bundesgebiet und Ausland arbeitet, hat z. B. 

im Jahre 1950 im lahre 1951 

Edmonsonsche Fahrkarten 
sonstige Fahrausweise 

36600000 39000000 
24400000 , 30000000 

Stück insgesamt 61000000 69000000 
gedruckt. 

Ausgabebereit liegen bei dieser Stelle z. Zt. (Stand April 1952) 

11500000 Fahrausweise, darunter 
5500000 Reisebürofahrscheine und 

500000 Fahrausweise für den Auslandverkehr. 

Der Nenn" und Verrechnungswert dieses Lagerbestandes beläuft sich auf über 
200000000 DM. 

Die Fahrkarten unterliegen vom Druck bis zur Ausgabe an die R,eisenden, teU .. 
weise noch darüber hinaus, zahlreichen KüntroUen. Die Buchführung über sämt .. 
liche noch nicht 'entwerteten Fahrkarten wird wie bei den Barbeständen lückenlos 
durchgeführt (1951: 152000 Buchungen bei der Fahrkarteriverwaltung Köln). 
Allein der Versand der seitens der angeschlossenen Schalter angeforderten' Fahr .. 
karten hat im Jahr,e 1950 die Aufg.abe von 24000 Einschreibes'endungen durch 

,die Fahrkartenverwaltung Köln notwendig gemacht. 

Zum Druck der Fahrausweise wurden bei der Fahrkartendruckerei der ED K,öln 
im Jahre 1951 rCtwa 140000 kg Pappe und Papier zum 'Preise von rtll1d 
200000 DM beschafft (1950: 120000 DM). Bis zu 80 % des Fahrkartenmaterials 
kommen rerfahrungsgemäß durch die Abnahme der benutzten Fahrausweise, zu;:< 
rück und werden als Rohstoffe der PappenfabrikaHon wiederzugdührt (1951 
im ganz,en Bundesbahnhereich etwa 500000 kg). 

Die: D B erzielt~ im Jahre 1950 folgende Einnahmen in Milliarden DM: 

Personenv,erkehr· 
(einschl. Gepäck) 

1,1 

Güterverkehr 
(einsehl. Expreß) 

2,3 

sonstige 
Einnahmen 

0,2 

Fast 'ein Drittel der Gesamteinnahmen.wurde mithin durch den Personenverkehr, 
also den V,erkauf von Fahrausweisen, hereingebracht. 

111. 

Das friihere Fahrkartensy~tem der DR (f943) 

Wenn in den letzten Jahren vielfach geklagt wurde, im Bundesbahnbereich hätten 
sich nach dem Kriege die Fahrkarten übermäßig vermehrt und zu einer kaum 
noch übersehbaren Zahl v,on Arten und Abarten zersplittert, diese Entwicklung 
scheine sich auch ohne fühlbare Steuerung fortzus<Ctzen, so war das jedenfalls 
übertrieben. Um den richtigen Anhalt für eine \ZutreHende Beurteilung der 

. Lage zu gewinnen, muß man einen Blick auf die Zeit der Deutschen Reichsbahn 
'vor Kriegsende zurückwerfen. Hier war die Situation auf Grund einer lein" 
schlägigen "illustrierten" Dienstvorschrift klar zu übersehen: 
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D' K ndmachung 16 des Deutschen Eisenhahn"Verkehrsv,erbandes (DEV) war 
d.

1e 
F

U 
hrkarten"Mustersammlung", zuletzt gültig in der Fassung vüm 1. April 

1~~:3; ~~g. Dienstvorschrift (DV) 62~, de:en ~esch~ftsführun?, he!m Verbands" 

1,'" ,d, DEV lag während Druckdwektwn dIe R,e1chsbahndu,ektiün Hannüver 
eller es, ch . . S " k h d d dal war. Die DV 626, di,e heute nur ~ü m well1g~n tt~ce"? v'~,r~n en IUn, ler 
f' d' Mehrzahl der Praktiker mcht . mehr greIfbar 1st, 1m ubrlgen auch wegen 
dur le, henzeitlichen Aenderungen kaum mehr brauchbar wäre, enthielt zu" 
~r hZ~l~C,e Uehersicht der geltenden Fahrkarten (vgl. Anhang 1), fügte einige 

~ac b em kungen (Ziffer 1 bis 18) hinsichtlich der Maße der F.ahrkarten, der 
,obr ,emhetr Abku"rzungen der Anordnung für Aufdrucke usw, an und ließ 

ge rauc en '... f b d fd k ~ I ' d F h kartenmuster in Origmalgrüße. " ar e un "au ruc IO gen. DI'e Samm" 
lann : ll~ bei den ,einzelnen Fahrkartensorten in der Regel nur das Muster 

f~ng ~ e eKlasse dar. Wieweit auch di'e anderen Klassen in Frage kamen, ergab 
ur ,e1n,e d . I M t B" I' h' d F 1 ' h d, Bemerkungen unter 'en ,emze nen usern. ezug 1C er: a 1r" 

SlC aus, en h . d S b"d d't d A 1 d ' 
k' t t r fu"r den Verke r rotten ee aern un mlem usan verWIes arenmus e ' ' ,~ 

die DV 626 auf die Anhänge usw. zu den TarlIen,' 
D' F h k tenmustersammlung ,enthielt in vüllständiger Darstellung der Vürder" 
, ~te a rdartel'lweise auch der Rüch bezw. Innenseiten 129 selbständige Fahr" 
seI en un h k b' h' d H' . . 
k t t Wdtere 133 Fa r artenarten ,ergaen SlC aus, en mwelsen In 

ar enmus er. hl d . d' M I f d B ' kungen. Die Gesamtz,a 'er m le 1 ustersamm ung au genümmenen 
en h~mder n Fahrkarten nach dem Stande vüm J. April 1943 lag daher über 

versc le ene fU d S b"d d A 1 d k h d' 260 D ' wa])en die Fahrkarten ur en ee a er" un us an sv'er e r, le 

F :f hakrlnten .und die Fahrausweise für den Omnibusv,erkehr der Reichsbahn rel a rar ' 
nicht ,enthalten. 

IV, 

Das derzeitige Ea'hrkartensystem der DB (1952)' 

DieT, 'f der DR/DB haben sich' nach dem Kriege, wie ,es in einer Zeit völligen 
,Wied:r~ufbaues wohl kaum anders möglich war, zu~äc~~t recht uneinheitlich 
und unorganisch ,entwickelt. Das ~le,iche traf naturgemaß fur das Fahr kar,ten" 
system des Unternehmens zu, :wed dl~ Fahrkarten letzten Endes nur das Sp1e?,el" 
bild der zugehörigen Tarife ~l?d, M1~ R,echt wurde dahe.r schon ·bald - ,nIcht 
zuletzt im Interesse des betelhgten Elsenhahnpersonals, Insbesündere um dem 
Zugbegleitpersünal ,ein sicherer,es Arbeiten ~u ,ermöglichen -: ein~e fühlbare Ver" 
cinfachung und V,erringerung der zu z,ahlre1chen und manll1gfal~lgen Fa~llkarten 
gefürdert. Die Praxis hat nämlich ,erg~ben, da0 s,~lbst ~ut'e und ~l~gea~heltete Be" 
dienstete bei solcher Fülle der Abfertigungsmog~lchkelten Schw1:erlgkelten haben, 
fehlerfrei zuarbeiten. Umsü schwieriger ist 'es, neues Personal indies,en Tätig" 
keitsbereich ,einzuarbeiten. 
Allerdings kann'man nicht tCtwa allgemein,feststeUen, ~aß die Zahle~ de~ h~utigen 
F.ahrkarten der DB die früheren Zahlen aus der Zelt der DR, wie SIe m der 
alten DV 626 und den damaligen Tarifen dargestellt waren, wesentlich über" 
steigen. Im Gegenteil ist heieiner ,Reihe wichtig~r A,rt~n die, f~ühere Za~u nicht 
einmal ,erreicht, Die Lage ist allerdmgs recht unemheühch, Em1ge vergleIchende 
Zahlen lassen dies ,erkennen: . : 
Während nach der alten DV 626 (1943) 97 verschiedene Edmons'Ünsche Fahr" 
karten galten, sind dies z. Zt, nur 51. Bei den Blankükarten sind die Zahlen 
von 1943 und 1952 mit 38 und 35 fast gleich, Bei den Zeitkarten überwiegen 
Wiederum die Karten vom Jahre 1943 mit einem Verhältnis v'Ün (51 zu 28 gegell::' 

I, 
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über dem Jahre 1952, Ein ins Gewicht fallender Unterschied zu 'Lasten des 
heutigen Zustand liegt dag,egen beim Militärverkehr, DIe alte DV 626 kannte 
lediglich 6 verschiedene Fahrausweise für den W,ehrmachtverkehr. Heute da" 
gegen sind nicht weniger als 23 Muster im Besatzungsv'erkehr. gültig, Das hat 
. seinen Grund maßgeblich darin, daß alle drd westlichen Besatzungsz'Ünen für 
diesen V,erkehr noch völlig vüneinander abweichende Fahrkartensysteme haben. 
Alle V,ersuche der DB, hierin zu einer V,er·einfachung und Vereinheitlichung zu 
gelangen, sind bisher erfolglos geblieben. Erst die demnächstige Ablösung des 
Besatzungsstatuts durch den Generalv,ertrag wird grundlegende Wandlung brin" 
gen können. 
In den internationalen Tarifen sind an Fahrausweisen für den internationalen 
V,erkehr z. Zt. tarifarisch 63 verschiedene Muster vorgesehen. Diese sind bis 
auf wenige Stücke auch bereits aufgelegt und in Gebrauch. DIe Abweichungen 
dieser Fahrausweise vüneinander sind teilw,eise nur gering, Sie sind bedingt 
durch die im internationalen Verkehr mitunter nur in einzdnen Bedingungen 
abweichenden Tarifvereinbarungen der beteiligten Eisenbahnen. Auch diese ge" 
ringfügig.en Unterschiede belasten die Abfertigurig des wichtig,en internationalen 
V,erkehrs sehr. Die Unterschiede sind teilweise in den Schwierigkeiten dieses 
erst nach sü langer Zeit wieder auflebenden V'erkehrs begründet und werden 
insoweit durch weiteren Zeitablauf zu beheben sein, Sie gehen überwiegend 
auf grundsätzliche Unterschiede im Binnentarif der bef.eiligtenLänder zurück 

/ und werden ,erst mit einer ,allgemeinen V,ereinheitlichung . dieser Binnentarif.e 
beseitigt 'Oder fühlbar gemindert werden können. 
Einen bes'Ünders wenig übersichtlichen Ber,eich stellen die Fahrausweise für den 
Bahnbusverkehr der DB dar. Hter wird, augenblicklich nüch ausg,esprochen 
experimentiert. Im ,ersten Stadium der Entwicklung nach dem Kriege sind -
abgesehen vüm <eigentlichen Tarifsatz - die Bahnbustarife getrennt von den 
Schienentarifen ,aufgebaut worden, Dementsprechend bestand auch zunächst eine 
völlige Trennung zwischen den Fahrkarten des Bahnbus .. 'Und des Schienen" 
verkehrs der DB. Z, Zt. werden vielerorts Angleichungen beider Verkehrsarten 
erprübt und demgemäß laufen die Versuche, Bahnbus" und Schienenverkehr, . 
W'Ü sie sich berühr,en oder überschneiden, im ganzen System tarifarisch anzu" 
gleichen, Freizügigkeit in der Benutzung vün Schienen" und Straßenfahrzeugen 
herbeizuführen und grundsätzlich zu einer durchgehenden Abfertigung mit mög" 
lichst ,einheitlichen Fahrausweisen zu gelangen, V,erständlicherweise gibt es in 
diesem Zwischenstadium zahlreiche örtliche und bezirkliche Besonderheiten, die 
sich mitunter auf bestimmte Einzellinien 'Oder sogar Teilstücke von Linien be" 
schränken. Allein im ED"Hezirk Köln liegen deshalb heute annähernd 40 ver" 
schiedene Bahnbusfahrausweiseauf. 
Im ganzen sind z. Zt. im. Bereich der ED Köln für den Bundesbiahn;::Scruenen" 
und "Straßenv,erkehr an Regelfahrkarten zuzüglich der Frdfahrtausweis·e aller 
Art, der Fahrausweise des Besatzungs", Bahnbus" und internationalen V,erkehrs 
sowie des Bäderv,erkehrs über 300 verschIedene Fahrausweise gültig, Nimmt man 
die Besonderheiten anderer ED"Bezirke hinzu, so kommt man für den ganzen 
DB"Bereich noch zu ,einer wesentlichen Steigerung dieser hohen Zahl. Für die 
Praxis des täglichen Verkehrsablaufs bedeutet dies, daß dem Begleitpersonal 
eines Zuges der Bundesbahn, der mehr,er,e ED"Bezirke durchfährt, verschiedene 
Fahtauswdse in dner Größen'Ürdnung zwischen 300 und 400 Stück begegnen 
können, Dieser Fülle von Fahr,ausweisen muß das Personal der DBabfertig'Ungs" 
mäßig gewachsen sein, Mit einer s'Ülchen Zahl sind bereits die Schwierigkeiten 
dieses Dienstes genügend gekennzeichnet. 
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Diese F,eststellung' soll nicht bedeuten, daß die verantwortlichen Stellen in den 
Aufbaujahren'nach dem Kriege die Dinge dwa hätten treiben lassen. Im Gegen~ 
teil ist, vor allem in den letzten J ahreri in steigendem Maße, bei allen T ari(ver~ 
handlungen, die die Aenderung des materiellen Tarifinhalts zum Gegenstand 
hatten, auch laufend mit besonderer Betonung darauf geachtet worden, möglichst 
nicht nur keine weiteren Fahrkartenmuster 'einzuführen, sondern die Zahl der 
v'Ürhandenen Muster weitgehend zu vermindern. Verschiedene Tarifver:ein" 
fachungen sind ,auch in diesel' Zeit mit dem Erfolge vorgenommen worden, daß 
Fahrkartenmuster wegfallen konnten (z. B. Schülerkarten 2. Klasse). 
Der Pflege des Fahrkartensystems der DB widmet sich laufend der "Beauftragte 
für die F'Ürtbildung der Verkehrsvorschriften" (BFV) in Frankfurt/Main. Der 
BFV nimmt insoweit die Aufgaben des Verbands leiters des D EV als des da" 
maligen Geschäftsführers der DV 626 wahr. Er wird zu allen wichtigeren Tarif" 
v,erhandlungen der DB zugez'Ügen. Er ist auch z. Zt. im Auftrage der Haupt" 
verw,altung der DB damit beschäftigt, die "Fahrkartenmustersammlung" neuzu" 
erstellen. Teile des Entwurfs liegen bereits vor. . 

, Auch bei der P,ehonentarifreform im Oktober 1951 hat man sich, obwohl neben 
der Entfernungsreform und der Einführung des Zonentarifs der Schwerpunkt 
auf der linearen Erhöhung lag :und die eigentliche ,organische Tarifreform, weil 
die V'Ürarbeiten hierzu noch nicht zum Abschluß gebr,acht werden konnten, noch 
hinausgeschoben wurde bemüht di'e Fahrkartenmuster zu vermindern. Während 
die allgemeine Rückfah;karteal1~rdings zwei neue Muster brachte (bis zu 100 km 
und über 100 km), fielen die Urlaubskarte und die Zuschlagskarten 2. Klasse für 
Eil", D" und FD"Züge weg. , 
Die Fa:hrkartenübersicht im neuen Entwurf der DV 626 'entspricht dem derzeitigen 
neuesten Stand (vgl. im einzelnen Anhang 2). Diese U ebersicht unterscheidet 
sich von der Fahrkartenübersicht in der DV 626 der Ausgabe 1943 - abgesehen 
von den inzwischen eingetretenen materiellen Tarifänderungen - auch in for~ 
meUerHinsicht merklich. So ist mit Erfolg angestrebt, zu <einer strafferen Gliede" 
rung und im Rahmen des gegebenen Tarifsystems zu 'einer möglichsten Verein" 
fachung des Fahrkartensystems zu gelangen und nur noch die Fahrkartenmuster 
beizubehalten, die ,einem wirklichen Bedürfnis in der Praxis des Abfertigungs" 
dienstes entsprechen. , 
Demgemäß ist die Reihenf'Ülge der Fahrkartengattungen den Anmerkungen des 
in den Fka'ngebrauchten Fahrkartenbuches angepaßt. Die Fahrkarten "Er" 

. mäßigung" werden als letzte der Fahrkartengattungen zum lermäßigten Preis ein~ 
geordnet. Fahrkarten mit ,eingerechneten Zuschlägen, werden nicht mehr aus" 

,gegeben. Auf die besondere Zuschlagkarte hei Sonderzügen wird verzichtet, da 
sie bisher nur selten ausgegeben wurde. Die fertiggedruckten Nachlösekarten 
werden durch Nachlösekarten in Blankokartenform 'ersetzt. Zettelfahrkarten, 
Buchfahrkarten und Blankonetzkarten ,entfallen; diese Karten werden schon 
längere Zeit. nicht mehr ,ausgegeben. Die Gruppe ",andere Zeitkarten" wird 
gattungsweise geordnet, um eine Zersplitterung zu vermeiden. Bei den Eahrkartcn 
für den V,erkauf im Zuge wird auf die Zuschlagkarten mit eingedruckt,en Strecken 
verzichtet, 'denn sie' können nur auf den bestimmten Strecken verwendet werden 
und die Zugbegleitel' befahren v,erschiedene Strecken, müßten daher vielerlei 
Blöcke mit sich führen, 'Ohne damit aUe verlangten V,erbindungen bedienen zu 
können (z. B. nach Anschlußstr,ecken). Die Muster der Bahnbusfahrscheine und 
der Fahrausweise des vereinfacht,en Nebepbahndienstes sind für die neue Fahr~ 
kartenmusters.ammlung zunächst noch nicht vorgesehen. Es soll abgewartet wer" 
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"?en; h~s die Entwicklung dieser Muster zu einem gewissen Abschluß gekommen 
1St. Die besonderen Fahr,ausweise, die für Eisenbahnbedienstete und staatliche 
Stellen ausgestellt werden, werden ebenfalls nicht, aufgen'Ümmen. Desgleichen 
fehlen die F ahrausweisc des Besatzungs" und des internationalen sowie des Bäder" 
verkehrs. 

Die Vorbemerkungen des Entwurfs des BFV sind gegenüber der früheren DV 626 
ebenf,alls wesentlich, vereinfacht und gekürzt (vgl. Anhang 3). Die einzelnen 
Schalter werden einheitlich durch arabische Zahlen bezeichnet. Neue Nummern" 
reihen werden durch kleine Buchstaben glekennzeichnet. Die Bestimmungen über 
den Eindruck des Ausgabebahnhofs werden auf die von gleichgestellten Bahn" 
höfen ausgegebenen Karten ausgedehnt. Den Zuschlagkarten werden Zielbahn" 

, höfe nicht mehr aufgedruckt. Der Aufdruck der Entfernungen auf den Sammel" 
karten wird den Empfehlungen über das Auflegen von Sammelkarten in V er" 
bindung mit dem z.onentarif angepaßt. Die Blankokarterr des Wechselverkehrs 
werden zur Erleichterung des W,echselverkehrs nur in Heftf.orm hergestellt; 
der Umfang der Hefte bleibt dabei den örtlichen Bedürfnissen überlassen. Bei 
Platzkarten wird auf den Rückseitenvermerk verzicht,et, da die Anbringung des 

, V,ermerkes besondere K,osten v,erursacht und die Inhaber im allgemeinen die Be" 
, stimmungen kennen. 

V. 

Vordringliche F,ahrkartenprobleme der DB 
Der Fahrkartenprobleme im Bundesbahnbereich sind viele. Es ist hier nicht der 
Platz, sie vollständig darzustellen -oder auch nur aufzuzählen. In diesem Zw 
sammenhang soUen lediglich die Probleme aufgezeigt werden, dercn Lösung die 
Praxis besonders dringend verlangt. 
Re eh t 1i ehe. Probleme sind nicht akut. Schrifttum und Rechtssprechung zu 
§ 10 der Eisenbahn"Yerkehrsordnung haben die grundlegenden Rechtsfragen um 
dic Fahrkarten der DB im 'wesentlichen klargestellt. Diese gelten strafrechtlich 
als "öffentliche Urkunden" i. S. der §§ 267, 268 StrGB und im Regelfalle bürger" 
lichrechtlich als "Inhabermarken" i. S. des § 807 BGB. Auch ist geklärt, welche. 
besonderen Fahrausweise schlechthin und welche anderen von einem bestimmten 

!', Zeitpunkt ab (Reiseantritt oder Vollziehung der Unterschrift) den Charakter von 
Rektapapieren haben, bzw. erlangen. . 
Die wirklich schwierigen und noch ungelösten Probleme Hegen im Ber,eich des 
Abf'ertigungsdi'enstes. Im Vordergrund stehen die Fragen \ 

1. der weiteren M,echanisierung des Fahrkartenverkauf.es, 
2. der V'erringerung und Umgestaltung der Fahrkartenmuster. 

Die besondere Schwierigkeit dieser Probleme liegt darin, daß die Fahrkarten die 
verschiedensten Funktionen zu erfüllen haben und die sich hieraus ergebenden 
Forderungen mitunter schwer miteinander in Einklang zu bringen sind, zum Teil 
in ausg,espr'Üchenem Gegensatz zueinander stehen. Die Fahrkarten dienen beiden 
Partnern des Beförderungsvertrages für ,eine Vielzahl von Zwecken. Sie sind für 
dCll Reisenden nicht nur Quittung über den gezahlte'n Fahrpreis, sondern auch 
Begleitpapier für die Reise, Legitimati'Ünspapier und Berechtigungsausweis zum 
Durchschreiten der Bahnsteigsperren, zur Benutzung der Züge, zur Aufgabe von 

;, ',Gepäck usw. Sie müssen darüber hinaus im, Interesse beider VertragsteUe sowohl 
,den wesentlichen Inhalt des Beförderungsvertrages 'enthalten ("Yertragsmkllnde") 
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als ,auch zahlr,eiche besondere Vorgänge vor Antritt der Reise, während der Reise 
und nach Abschluß der &eise abfertigungsmäßig 'ermöglichen. Als BeispLele 
seien hierzu nur genannt: Ausgabe und L,ochen der Fahrkarten, Umsteigen und 
Fahrtunterbr,echungen, Nachlösungen und Erstattungen, Rechnungslegung und 
statistische Erhebungen. Zusammenfass,end kann man sagen, daß die Fahrkarten 
als derart bedeutsame und vielseitige Abfertigungsinstrumente vür allem folgende 
Forderungen zu ,erfüllen haben: 

schnelle und wirksame Abfertigung - geringen Kostenaufwand (sächlich 
und pers'Ünell) - möglichst geringe Inanspruchnahme von P,ers'Ünal und 
R'eisenden - ausreichende statistische Erfassung. 

Jede einseitige Berücksichtigung 'e i n e r dieser Forderungen beeinträchtigt die 
Erfüllung ,einer anderen 'Oder s'Ügar mehrerer anderer. Ideal ist die Fahrkarte, die 
in wohlausgew'Ügener Form allen wichtigen Erfordernissen möglichst gLeichmäßig 
entspricht. 

Zu Punkt 1: 
Schon allein die umfangreichen Bestände der auf Vorrat gedruckten Fahrkarten 
bei den F,ahrkartendruckereien und "verwaltungen s'Üwie in den Yorrats" und 
Y,erkaufsschränken der Fka'n der D Blassen zs wegen der 'damit zwangsläufig 
v,erbundenen Arbeiten der Buchführung, des Versandes, der Kontrolle usw. als 
dring,end ,erwünscht erscheinen, möglichst weitgehend zum Schalterdruckv,erfahren 
üherzugehen. Der direkte Y,erkauf aus dem Schalterdrucker anstatt aus dem 
Schrank weist eine ganze Reihe vün YorteiLenauf. Es sei beispielsweise nur 
darauf hingewiesen, daß die Schalterräume durchW'egfall der Y,erkaufs" und 
Y,orratsschränke wesentlich übersichtlicher gestaltet werden können, daß der 
maschinelle Y,erkauf sauberer und hygienischer als der Y,erkauf aus den ver~ 
staub~en Schränken mit den zum Teil schon seit Monaten 'Oder s'Ügar Jahren 
lagernden Beständen ist, daß vür allem die. Kassensicherheit durch den Wegfall 
der Fahrkartenvorräte und der umfangreicheren Buchführung stark ,erhöht wird, 
daß ,erhebliche Einsparungen sächlich und personell - quantitativ und quali~ 
tativ - bei den Fahrkartendruckereien und ::'Verwaltungen, den Fka'n, den Ver" 
kehrsküntrol1en sowie andeven aufsichtsführenden und kontrüllierenden Stellen 
eintJ.1eten, daß die Verkaufsergebnisse schnell abI es bar sind (Einzd" und Gesamt" 

, erlöszähler), daß auch durch die weitere Ausrüstung der Druckmaschinen mit 
Zählw,erken (Stück.. und S'Ürtenzähler) die Ang.aben für die Ervechnung der Be" 
förderungssteuer .und die Y,erkehrsstatistik leicht ,erfaßt wel'den können, daß bei 
Tarifänderungen (z. B. hinsichtlich der Entfernungen, der W,eg:e 'Oder der Preise) 
die Druckplatten meist dnfach und schnell umgestellt werden. können, während 
beim SchEankv,erkauf grüße Bestände mühsam abgeändert werden müssen ,oder 
überhaupt nicht mehr v:erwendbar sind. 
Entscheidend für den Uebergang vom Schrank.. auf den Maschinenverkauf ist die 
Wirtschaftlichkeit des Systems. Die Beschaffung neuer Maschinen macht an sich 
heute keine ,entscheidenden Schwierigkeiten mehr. Schalterdruck,er werden wieder 
hergestellt, wenn auch die Lieferfristen teilweis'e recht lang sind. In beschränktem 
Umfang,e können auch nach und nach Mittel für den Ankauf vün Schalterdruckern 
verfügbar gemacht werden. Bei den weiteren Beschaffungen liegt aber die Schwie" 
rigkeit darin festzustellen,' bei wdchen Fka'n im Hinblick auf 'die Höhe der 
Kosten die Umstellung auf Schalterdrucker wirtschaftlich vertr<Cten werden kann, 
Die derzeitigen Preise für Grüßdrucker mit dem notwendigen Zubehör liegen 
zwischen 20000 und 25000 DM. Im Bereich der DB wird vereinzdt die Meinung 
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vertreten, daß danach dne wesentliche Verstärkung des Einsatz·es von Grüß" 
druckern nicht in Frage komme. Eine allgemeine R,egel läßt sich sehr schwer 
aufstellen. Vielfach spielen auch die örtlichen Besonderheiten bei der betreffenden 
Fka 'eine R'Ülle. Eine Faustregel hat sich' in etwa dahin gebildet, daß der Einsatz 
eines Schalterdruckers sich hei der heutigen personalwirtschaftlichen Lage in den 
Fka'n hejahen lasse, bei denen zur Abwicklung des Y'erkehrs täglich zwei und 
mehr Schalter geöffnet sein müssen. Auch die Zahl der täglich v:erkauften Fahr", 
karten spielt hei der Beurteihmg.sdbstverständlich dne Rolle.' Je nach' den ör~ 
lichen Y,erhältnissen, insbesündere der Persünallag,e, können im Einzelfall Klein" 
drucker schon bei einem Umsatz von täglich 500 Karten an v,ertr,etbar sein. In 
der R'egelliegt die unter,e Grenze bei 1000 bis 1500 täglich verkaufter Fahrkarten. 
Der Schalterdruck der DB beruht heute praktisch 'auf den heiden Systemen 
"AEG" und "Pautz'e". Der Einsatz vün Siemensmaschinen l~uft aus .. Neue 
Siemensmaschinen werden nicht gebaut und auch die Ersatzteilfertigung ist bereits 
eingestellt. Die laufend benötigt'en Ersatzteile werden durch Ausschlachten der 
älteren Maschinen gewünnen. In einigen Jahren werden die 'Ohnehin nur bei 
wenigen EDen vorhandenen Siemensmaschinen verschwunden sein. 
Der Einsatz zweier Systeme ist für die DB vürteilhaft. Dieser Dualismus fördert 
die technische Entwicklung und wirkt auch in etwa preisregulierend. , Im We~ 
hewerb der Systeme "AEG" und "Pautz.e" hat keines vor dem ander,en bisher hin" 
sichtlich der zwei wichtigsten Gesichtspunkte, nämlich der "Kassensicherheit" 
und der "Wirtschaftlichkeit", eineri ,entscheidenden Yürsprung gewonnen. Die 
Kassensicherheit steht hei diesen Anfürderungen verständlicherweise unbedingt 
im Ymclergrund. Schalterdrucker sind, wie die Praktiker es bezeichnen, "Geld" 
schränke". W,enn der,en Yerschluß nicht lückenlos sicher arbeitet, nämlich in dem 
Sinne, daß keinesfalls dem F.ahrkartenausgeher Eingriff.e in die Maschine möglich 
sind und Karten gedruckt und entnümmen werden können, 'Ohne daß die Be" 
lastung des Ausgebers 'erfülgt und somit die Verr'echnung sichergestellt ist, so 
können dem Unternehmen unabsehbare Schäden entstehen. 
Im Ganzen gesehen kann wühl gesagt werden, daß im Bundesbahnbereich eine 
wirtschaftliche Einsatzmöglichkeit für weitere Grüßdrucker in unbeschränkt großer 
Zahl nicht mehr gegeben ist, daß dagegen Schalterdrucker l11ittlerer' Größe und 
ausgesprochene Kleindrucker - hei ,entsprechend geringerer Prdsgestaltung -
nüch in gr,ößer,em Umfange mit gutem wirtschaftlichen Erfülg bei mittler,en und 
kleineren Stellen <eingesetzt werden können. 
Bei den weiteren Planungen sollte' die Entwicklung bei den anderen ,eurüpäischen 
Eisenbahnen jedoch nicht außerachtgelassen werden. So hat z. B. die Nati'Ünale 
Gesellschaft der Belgischen Bahnen (SNCB) in den letzten Jahren eine neue 
Schalterdruckmaschine "Ormegraph" ,entwickelt (Erfinder Schuster). Die Maschine 
wird in dner bahneigenen W,erkstatthergestellt und hat sich bei der SNCB bisher 
gut bewährt. Sie s'Ü11 deshalb in größer,em Umfange dort <eingesetzt werden. Auch 
das Ausland intevessiert sich bereits stark für diese Maschtne, die vür allem den 
Yürteil des niedrigen Preises hesitzt (2206 DM). Der Ormegraph kann aller" 
dings trotz ,einer Reihe weiterer wesentlicher Vorteile \ beim aug,enbHcklichen 
Fahrkartensystem der DB als Ersatz für die gängigen deutschen Systeme nicht 
ang,esprochen werden. Er hat den grüßen Nachteil, daß er nur ein le Pappensorte 
ausgeben kann und die ausgegebenen Werte nicht selbsttätig erfaßt. Das Kassen" 
süll muß durch Aufrechnen der Prüfstreifen ermittelt werden. Auch statistische 
Angaben müssen aus dem Prüfstreifen ausgezogen werden. Gegenüber den bei 
der DB dngesetzten Schalterdruckern bedeutet der Ormegraph daher einen Rück.. 
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schritt. Dennoch sollte er zur Einschr.~~kung des S~hrankv~rkaufes für de~ Ein~ 
t an solchen Stellen erprobt und nOhgenfalIs welteDentwlckelt werden, fur die 

ili: Beschaffung der bisher am deutsc~en Mar~t bef~ndlichen AEG;:: und .Pautze~ 
Drucl.~er wegen ihrer hohen Kosten wutschafthch mcht vertretbarerschemt. 
Ein inzwischen in der Schweiz herausgekommener Schalterdrucker "Integra", der 
auch bereits bei Dienststellen der NationaLen Gesellschaft, der Französischen 
Eisenbahnen im Probe einsatz ist, müßte -ebenfalls bald _erkundet werden. Er soll 
sich durch besondere Einfachheit und ~ntsprechend geringe Besch.affungskosten 
ausz-eichnen und dabei -einzelne Nachteile des Ormegraphen verme~den. 
Die V,erwertung der im Ausland gemachten Erfahrungen möchte 'es auch der DB 
ermöglichen, durch Herabsetzu~g de~ bisher hohen Bes~h.affungsk~sten für 
Schalterdrucker zu einer wesenthch w.~ttergehenden MechanlSlerung helm Fahr" 
kartenv,erkauf im Siimeeines verstarkten Ueberganges v0In: Schranb zum 
Maschinenverkauf zu gelangen. . 
Ergänz-end sei noch darauf hingewies,en, daß die DB die Möglichkeit prüft, einen 
von der AEG -entwickelten und seit Jahren ,erpr'Obten tr~gbaren Drucker für den 
Bahnbtisdienst in ,einer größeren Serie zu besch~~fen. Dieser Drucker ermöglicht 
es dem Schaffner mit wenigen Griffen die veranderlichen Angaben für die je;:: 
weils von den R~isenden verlangten Fahrscheine -einzustellen und die Scheine 
selbst zu drucken. Dieser AEG;::Drucker macht den vorherigen Druck von Fahr;:: 
scheinen überflüssig und erscheint auch völlig kassensicher. Er erleichtert vor 
allem die Abrechnung, da der Verkaufserlös ("S'Olleinnahme") als Unterschied 
zwischen dem Stand des Aufrechners bei Beginn und Ende der Verkaufsschicht 
jederzeit schnell .aus dem Prüfstreifen ermittelt werden kann. Die n'Otwendigen 
statistischen Angaben müssen allerdings im einzelnen dem Prüfstr,eifen en~ 

: n'Ommen werden. 
Der V,ollständigkeit halber muß herv'Orgehoben werden, daß auf weite Sicht auch 
im P,ersonenvcrkchr der DB aus pers'Onalwirtscha~tlichen Gründen die "Selbst;:: 
bedi:enung" der Reisenden 'erstr-ebt werden muß, d. h. der Verkauf der F.ahr;:: 
karten durch Aut'Omaten. Im Bereich der früheren Reichsbahn und der Bundes" 
bahn ist dieser Autümatenverkauf auch bereits praktisch mit Erf'Olg erprobt, 
sow'Ohl mit bloßen Speicherautümaten (die mit fertiggedruckt-en Karten gefüllt 
werden) als auch mit sog. Druckautümaten, die die einzelnen Karten auf Geld;:: 
einwurf hin selbst drucken, und zwar bei Bahnsteigkarten und Karten des' S;::Bahn" 
Verkehrs. Hier ist noch ein weiter Raum für die Entwicklung'gegeben. Verkehrs" 
bereiche mit einfachen Tarifschemen und entsprechend wenigdifferenzioerte;n 
Fahrkartensystemen, wie -etwa Zünentarife mit geringer Zonenzahl (z. B. Vür'Or~ 
tarife), ,eignen sich vürzugsweise für den Autümatendruck und :::v-erkauf. 

Zu Punkt 2: 
a) Mit der Feststellung, daß die Zahl der Fahrkartenmust,er zu groß sei und des" 
halb v,erringert werden müsse, ist nur der Ausgangspunkt und nüch 'nicht (l'er 
W:eg für die weitere Arbeit in dieser Richtung gegeben. Die Dinge sind viel zU 
kompliziert, als daß -etwa v'On irgendeinerSteUe ,einfach beschlossen 'Oder an" 
geordnet werden könnte, die geltenden Fahrkartenmuster seien bis zu ,einem be" 
stimmten Termine in 'einem bestimmten Verhältnis zur bisherigen Zahl zu ver" 
mindern. Ein s'Olches Verfahren wäre völlig undurchführbar. Es muß vielmehr 
v'On besten Fachleuten noch viel schwierige und zeitraubende Arbeit geleistet 
werden; um den ,Grund für eine wirklich lühnende Refürm des Fahrkarten::: 
systems der D B zu legen. 
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W'enn m~~ein Fahrkartensystem grundlegend ändern, v-ereinfachen und ver~ 
h~ssern \~lll, muß. man mit der Arbeit beim Tarif selbst einsetzen. Jeder stark 

. dIfferenzIerte Tanf - der derzeitige Persünentarif der DB ist wirklich dn 
solc~lel' - begründet naturgemäß ein entsprechend differenziertes Fahrkarten" 
system. Der erstrebte und notwendige Erfolg hängt bei der DB also entscheidend 
dav'On ab, .zu welche~ Ergebnis die seit längerer Zeit laufenden Arbeiten an der 
süg. 'Orgamschen Tanfrefürm kümmen werden. Diese Arbeiten werden v'Ün An~ , 
fang an mit dem ~usdrück1ichen Auftrag geführt, auch hei den'Fahrkartenmustern 
u.nter _all~n Ums.tanden zu wesentlichen Beschränkungen zu gelangen. Es zeichnen 
s1ch beretts gewlsse Bereiche ab, in denen Fortschritte möglicli -erscheinen. Hierzu 
einige Beispiele: 
Der Plan, bei den Zeitkarten des Berufsverkehrs v'On den Einkümmenshö~hst~ 
grenzen als Tarifvoraussetzung abzugehen und ,eine Einheitsz,eitkarte zu schaffen, 
is~. ir: der .Erört:rung mit den verschiedenen beteiligten Stellen schon v.erhältnis" 
ma~lg wett gedlehen. Er würde gegebenenfalls eine ganze Reihe der bisherigen 

. Z.eükartenmuster zum W-egfall bringen. ' 
Nachdem die Zuschläge für die 2. Klasse in den schnellfahr,enden Zügen bereits 
bes~itigt ~nd durch die Einlegung zahlreicher (zuschlags freier) S"Züge die bis" 
hengen Emnahmen aus Eilzugzuschlägen schon stark gemindert sind, steht dLe 
weitere Frage an, ob die D B gemäß dem Beispiel der meisten anderen europäischen 
Eisenbahnen die Zuschläge für schnellfahrende Züge überhaupt fallen lassen süll 

. (allenfalls mit Ausnahme von Schutzzuschlägen bei wenigen bevorzugt,en Zügen). 
, Falls der V,erzicht auf die Einnahmen aus den Zuschlägen für die DB vorab nicht 

!raghar sein sollte-allein die Schnellzugzuschläge ,erbrachten 1950 rd. 60 Mio -, 
1st daran gedacht worden, die Zuschläge allgemein in die Fahrpreise einzul·echnen. 
Die Einnahmen blieben s'O 'erhalten, ,aher,die Abfertigung würde sich v·ereinfachen 
und die Zuschläge mit selbständigen Kartenmustern fielen weg. Die Schwie;ig" 
keit der Entscheidung liegt darin, ob bei einer solchen Einrechnung der ZU" 

, schläge dem Nahverkehr zugemutet werden kann, die Anteile für die Zuschläge, 
mitzuübernehmen. 

, 
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~~e unlängst erörterte Frage eines W,egfal~s der Bahnsteigsperren bei der DB 
konnte zutreffendenfalls an vielen Stellen die Bahnsteigkarten überflüssig machen. 
Sie brauchten nur nüch dürt aufgelegt zu werden, W'O die ständige oder gelegent" ' 
liehe Einrichtung v'On süg. Ordnungssperren vorgesehen werden muß. 
Die Zahl der K.arten für den Verkauf im Zuge könnte wesentlich herabgesetzt 
werden, :wenn die zunächst nur für den Bahnbusverkehl' vorgesehenen tragbaren 
Fahrscheindrucker auch heim Zug begleitpersünal zum Einsatz kümmen könnten. 
Die U eberzahl der Besatzungsfahrscheine muß, wie schün angedeutet, baldigst 
herabgesetzt werden. Der Abschluß' des Generalvertrages muß zum Anlaß ge" 
nümmen werden, hier beschleunigt und nachdrücklich v'Orzustüßen. 
Die Angleichung, V,er,einheitlichung und Vereinfachung der Bahnbustarife muß 
ebenfalls mit alter Energie betrieben werden. Nur so kann die übermäßige Fülle 
der Bahnbusfahrkartenmuster herab gedrückt und in diesem Bereich eine über" 
sichtliche Lage geschaffen werden. . 
Im internatiünalen Verkehr sind bei den verschied-enen internationalen Verbänden 
die V'Ürarbeiten zur Einführung ,einheitlicher Tarifsysteme angelaufen. Besonders 
im Bereich der OEEC und der UIC wird tatkräftig in dieser Richtung gearbeitet. 
Es ist zu hoffen, daß diesen Arbeiten in absehbar,er Zeit praktische Erf'Olge be" 
schieden sein und den vereinheitlichten Tarifen bald vereinfachte, einheitliche 
Fahrkarten für den internatiünalen Verkehr folgen werden, danütdie bisherige, 
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auf die Dauer untragbar hohe Zahl der Fahrkartenmusterendgültig v,erschwindet. 
Dem im V,erhältnis zum Ausland verhältnismäßig hohen Rcegeltarif der DB steht 
die übergroße FülLe der Tarifermäßigungen, besonders aus sozialen Gründen, 
gegenüber. Ziel der DB muß es 'sein ~ das Bundesbahngesetz verpfUchtet sie 
zur kaufmännischen Geschäftsführung -, diese Ermäßigungen insoweit einzu~ 
schränken, ,als sie den P,ersonenverkehr im Ganz·enunwirtschaftlich machen. 
',':or ,~llem können die Sozialtarife, die unter den Selbstkosten der D B Hegen und 
fur dte im Bereich der DB auch anderweitig kein Ausgleich gefunden :werden 
kann, ,auf die Dauer niCht gehalten werden. Damit soU keineswegs gesagt werden, 
daß die bisher durch diese Tarife1begünstigten Kreise künftig einer Begünstigung 
nicht mehr bedürften. Es muß aber ,erreicht werden, daß die notwendige Hilfe 
nicht durch die DB, sondern durch Zuschüsse aus anderen öffentlichen Mitteln 
und aus den Haushalten der für die fraglichen Sozialbereiche zuständigen Stellen 
gegeben wird. Dies trifft z. B. für iFlüchtlingsermäßigungen ,ebenso wie für 
Schülertarife zu. Sobald in diesem Bereich >eine richtige Kostenverteilung und 
damit Entlastung der DB lerfolgt, ergeben sich für sie weitere Möglichkeiten zur 
V,er,einfachung des Systems der Fahrpreisermäßigungen und damit zur ent:: 
sprechenden V,erringerung der zugehörigen Fahrkartenmuster. 

b) Seit mehrer,en Monaten werden im Bereich mehrerer EDen bei ·z,ahlreichen 
Fka'n der DB Versuche mit Halbblankokarten gemacht. Es werden dort be~ 
stimmte Edmonsonsche ,einfache Fahrkarten und Rückfahrkarten für Personen:: 
züge ohnie ,e i n gled ru c k t,en Z ie 1 ba h nho f ausgegeben. Auf den Karten 
sind Abgangsbahnhof, Preis und Zonen"Entfernungen oeingedruckt. Der Ziel~ 
bahnhof und der W,eg - bei Platzmangd auf der Rückseite - werden in B1ock~ 
schrift mit Tinte eingetragen. W,enn diese Versuche auch noch nicht völlig ab" 
schließend beurteilt werden können, so steht doch heute schon fest, daß dh~ Vor::: 
teile des Verfahr,ens gewisse Nachteile wesentlich überwiegen. Es ist daher damit 
zu l'echnen, daß -die Versuche alsbald erheblich ausgedehnt werden. Besonders 
fällt ins Gewicht, daß in folge des Zone,ntarifs anstelle der zahlr,eichen, bisher 
auf die ICinze1nen Zielbahnhöfe abgestellten Druckplatten in den Schalterdruckern 
und der fertigen Fahrkarten im Prinzip künftig für jede Zone nur eine einzige 
Druckplatte bzw. Fahrkarte vorgesehen werden braucht, die dann für zahlreiche 
Einzelverbindungen soweit sie nur in diesem Zonenbereich liegen, benutzt werden 
können. W:enn ma~ bedenkt, daß der weitaus grö13te T>eil des Personenverkehrs 
sich in Entfernungen unter 100 km abwickelt und der jetzige Tarif zwischen 
1 und 100 km nur 26 Zonen kennt (zwischen 1 'und 500 km nur l45 Zonen, 
zwischen 1 und 1000 km nur 63 Zonen), so liegen die Vorteile der Zusammen" 
fassungen mit Halbblankokarten auf der Hand. Nach den Feststellungen der 
an den Versuchen maßgeblich beteiligten ED Wupperta1 würde z. B. bei einer Er" 
neuerung ,aller in AEG"Großdruckern aufliegenden Druckplatten die allgemeine 
Einführung von Halbblankokarten allein durch entsprechende V,erringerung der 
Druckplattenz,ahl etwa 2,5 Mio DM ersparen. Durch die allgemeine Einführung 
der Halbblankokartel'l: würde auch der überwiegende T,eil der bisher aufliegenden 
(Voll,,) Blankokartenentbehrlich werden. Bei den fertiggedruckten Karten würde 
sich ,ebenfalls eine ganz wesentliche V,erkleinerung der bisher erforderlichen Ver" 
kaufs" und Vorr,atsbestände ergeben. 
c) Der Gedanke, die Fahrkarten der DB grundLegend umzugestalten, ist nicht 
neu. W,enn' man bei ihnen die große Zahl der Papi'er;:: und Pappensorten, der 
Größen und Farben, der Druckbilder, kurz .111 der vielerlei Karten, Scheine, Zettel, 
Hefte u. ä. sieht, drängt sich von selbst die U eberlegung auf, daß hier auf diie 
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Dauer wohl vereinf,acht werden könnte und müßte. Die Sache hat 'natürlich ihre 
zwei Seiten. D~e weitgeh~?de ~ifferenzierung der Fahrausweis1e bringt bei 
manchen Abferhgungsvorgangen mfolge der leichteren Unterscheidbarkeit den 
R-eise?den und. dem be~eiligten Plers~nal auch Erleichterungen. Für das Zqg" 
begleltpers?nal ~.st z. B: dIe Kontl1oUeemes 2. Klassle"Wagens dnfacher, falls jeder 
Fahrgast dle grunfarblge Karte v'orweist, als wenn die richtige Klasse auf ,einem 
für ,alLe Klassen gleichfarbigen Ausweis ,erst an -einem ZahlenaufdrlUck oder 
sonstigen Druckzeichen festgestellt werden müßte. 
Im Bereich des Abfertigungsdienst~s hat sich schon mehrfach ergeben, daß die 
jetzige Ausgestaltung der Fahrkarten zu starr ist. So haben die kürzlichen Unter" 
suchungen über die Möglichkeit, die Bahnsteigsperren bei der DB einzuschränken 
oder zu beseitigen, alsbald gezeigt, daß mit den derzeitigen Fahrkartenmustern 
bei der dann notwendigen Art der Fahrkartenprüfung, den Entwertungen, den 
Unterbrechungslochungen, der rechtzeitigen Abnahme der Fahrkarten zum Schluß 
der Fahrt u. a. nicht zure~htzukommen ist (vgl. V,erfasser in' Zeitschrift für Vier" 
kehrswissenschaft 1951, Heft 3/4, S.146 ff). Die DB"Fahrkarten müßten also 
allein schon, um den W,egfall der Bahnsfeigsperr,en zu ermöglichen, so umgestaltet 
werden, daß die ,erwähnten Abfertigungsvorgänge ,einf.ach, sicher und vor ällem 
ohne zusätzliche Belästigung der Reisenden sowie möglichst ohne zu starke Mehr" 
belastung des p.ersonals abgewickelt werden könnten, daß insbesondere auf dte 
Abnahme der Fahrkarten tunliehst ganz verzichtet werden könnte und daß Ent::: 
wertung,en, Fahrtunterbr,echungen, Nachlösungen, Erstattungen usw. reibungslos 
vonstatten gingen. 
Die beste Empfehlung für alleeinschlägig,en Reformarbeit·en ist wohl, vorerst in 
verstärktem Maße auf die Erfahrungen ander'er Bahnv'erwaltungen zurückzu" 
greifen, um möglichst wenig 'eigenes L'ehrgeld zu geben. Leider fehlen bisher, 
sowlCit ,ersichtlich, vollständige vergleichende Darstellungen der Fahrkartensysteme 
und "muster der 'europäischen Eisenbahnen und anderer Verkehrsträger. Gerade 
im Hinblick auf die Vorarbeiten zur Integration des gesamt,en ,europäischen Ver::: 
kehrs und insbesonder·e des Eisenbahnv,erkehrs sollte künftig hier wie bei aUen 
anderen ,einschlägigen Arbeiten keinesfalls nur im eigenen engen Raume experi" 
mentiert, sondern mit dem k'onzentrierten Blick auf die Verhältnisse und Er" 
fahrungen der Nachbarn geplant und weiterentwickelt werden. So wird am besten 
dem künftigen Zusammenwachsen der Verkehrssysteme der Weg bereUet und 
dem Fernziel gedient, im weitesten Umfange demnächst die durchgehende Be" 
nutzung der V,erkehrsmittel und die durchgehende Abfertigung der Reisenden mit 
einheitlichen Tarifen und Fahrausw-eisen zu ermöglichen. 
d) Vor dem Kriege sind bereits mehrfach durchgearbeitete Vorschläge zur Um" 
gestaltung der Fahrkartenmuster der DR eing,ebr,acht wonden. Sie sind nicht 
durchgedrungen, wahrscheinlich wegen der hohen Kosten für die Umstellung der 
Bestände, der Druckmaschinen und anderer Einrichtungen. Die Unt,erl;:tgen über 
diese Vorgänge sind heute nicht mehr greifbar. 
In den 'letzten Jahren hat Oberreichsbahnrat Dr. lng. Schmitz von 'der ED Köln, 
zugleich Privatdoz·ent an der TH Aachen, V'orschläge für ein neues Fahrkarten" 
system her.ausgebracht, Idie bisher noch nicht v,eröffentlicht sind. Dr. Schmitz geht 
davon aus, daß zur Herstellung der Karten vielfältig,e maschinelle Ausrüstungen 
erforderlich sind. Hierzu müßten AufgabensteIlung und technische Mittel in 
jeder Hinsicht möglichst zweckmäßig und wirtschaftlich aufeinander abgestimmt 
sein. Er will deshalb die Aufgaben klarer und die technische Durchführung lein" 
facher gestalten. . • 
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Zu diesem Zweck sollen nur drei Farben für ,Pappen verwendet werden, nämlich 
weiß als Grundkarte 
blau als Ergänzungskarre (Zuschlag, Umweg, Uebergang) 
braun als Z'Citkarte. 

Als Formate sind die der bisherigen Edmonsonschen und der Zeitkarte belassen. 
Der Aufdruck ,auf die Karten soll nach dem Baukastensystem erfolgen, d. h .. die 
gleichen Begriffe sollen stets an der gleichen Stelle stehen. In besonderem Felde 
sollen stark hervorgehoben die Kennz<eichen der Sorte stehen, also für Zitggattung, 
Klasse und Ermäßigungsfaktor. Dr. Schmitz macht in diesem Zusammenhang 
noch weitere Vmschläge hinsichtlich der Hervorhebung <etwa ,eingerechneter Zu:, 
schläge, 'einer neuartigen Abstufung der Ermäßigungssäbe, der Ausbildung der 
Entfernungszonen und ,entsprechend des Preisv,erzdchnisses 'Usw., und zwar zu 
dem ausgesprochenen Zweck, auf weiter,e Sicht im technischen Sektor zu 'wesent:, 
lieh vereirtfachten Druckmaschinen zu kommen. Gerade im Hinblick auf die 
bisher hohen Kosten für die Beschaffung von Schalterdruckern lohnen diese Vor" 
schläge ,eine baldige ,eingehende Prüfung. 

VI. 

Zusammenfassung und Ausblick 

Das Fahrkartensystem der DB ist, das darf man zusammenfassend und rück" 
b~ickJend wohl sagen, besser als sein Ruf, wenigstens/als sein Ruf bei denjenigen, 
dte ,als Außenstehende zwar ,einzdne unerfreuliche Fakten siehen und mit Recht 
beanstanden, aber doch nicht den vollen Durchblick haben. Obwohl ,erst in der 
Mitte des Jahres 1945 aus der V,ernichtung fast aller Unterlagen mit dem Wieder" 
aufbau begonnen wurde, herrscht heute im Großen und Ganzen eine wohlgefügte 
Ordnung. Die in nicht unerheblicher Zahl und teilweise bedeutendem Ausmaße 
vorhandenen Mängel und Schönheitsfehler sind den V,erantwortlichen durchaus 

,bekannt. An der Beseitigung wird mit vollen Kräften gearbeitet. Einzelne Mängel 
waren wegen der Zeitverhältnisse noch nicht abzusteHen (Besatzungsfahrscheine), 
auf der ander,en Seite konnten notwendige Vorarbeiten wegen ihres Umfanges 
und ihrer Schwierigkeit noch nicht zu EQde gebracht werden (organische Tarif" 
reform). Bedeutende Einzdversuche stehen vor dem Abschluß (Halbblanko" 
karten). Bei der Mechanisierung wird das weitere T'empo maßgeblich von der 
Entwicklung 'eines preiswerten (1) Kleindruckers abhängen. Hier sollte man in 
verstärktem Streben nach Wirtschaftlichkeit nötigenfalls V,er'einfachungen der 
Schalterdrucker unter gewissen Verzichten in der Erfassung statistischer An" 
gaben fordern. Sobald nach Durchführung der <Organischen Tarifreform eine 
hoffentlich gr'ößere Stetigkeit im Tarifbereich herrschen wird, sollten - zumin" 
dest hei kleineren Stellen - g,ewisse Einschränkungen der laufenden Statistik 
nocn am 'ehesten vertragen werden können. Im übrigen bedarf der ,Automaten" 
druck und "verkauf der Beachtung. Darüberhinaus sollte beschleunigt unter voller 
Ausschöpfung der Erfahrungen der ausländischen Eisenbahnen sowie der inter" 
nationalen V'erbände die allgemeine R,eform des 'eigenen Fahrkartenwesens bc" 
~ri:eben werden, und zwar mit dem betonten Ziel weitgehender V,ereinheitlichung 
l1ll ganzen ,europäischen Raume. 
Vor über 100 Jahren wurden die Fahrkarten der ersten deutschen Eisenbahn auf 
Vorrat gedruckt, gleich ein ganzer W.ochenbedarf, für ,drei Klassen in sieben 
verschledenen Farben für die sieben Tage der W.oche, im Ganz'en.! 200 Stück. 
Auf jeder Karte standen die Angabe des Zuges, für den sie allein gültig ,war, die 
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Abfahrtsz,eit und die Wagennumme~'vermerkt. Als sich spät,er die Strecken und 
die Einsteigehahnhöfe mehrten, konnte nicht mehr für jede beliebige Fahrt eine 
Fahrkarte vorgehalten werden. Jetzt begann das zeitraubende und umständliche 
Ausschreiben der Fahrscheine. Erst geraume Zeit später erfand der Engländer 
Edmonson die heute noch gebräuchlichen "Papptäfc1chen". Die Platzkarten sind 
gerade 50 Jahre alt. Zeitkarten gibt es erst seit wenigen Jahrzehnten. H~ute 
werfen die hochleistungsfähigen Druckmaschinen und SchaIterdrucker allein der 
Deutschen Bundesbahn täglich Millionen von Fahrkarten aus, die die Fahrkarten" 
ausgeher den Reisenden verkauf,en. Schon laufen seit einigen Jahren die ersten 
Automaten. Wie lange wird es dauern, bis auch im Abfertigungsdienst der Eisen:, 
bahnen der Mensch, der Fahrkartenausgeber ganz zurückgetr,eten ist und seinen 
Arbeitsbereich nur noch der Automat beherrscht? . . '. 
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Anhang 1 
F:ahrkartenmustersammlung 

(Kundmachung 16 dos DEV. DV 626 vom 1. 1. 1 D13) 

F:ahrkartenübersicht 

1., F,ertlggedrncl{te Edmonsonsche F,nhrlmrCcn 

A. Von der 1',nltrknrten1'crll'nltung herzn­
steIlelIlIe 11,nllrkarten 

1. Einfache 1!'aJlrkarten 
a) für Personem:üge 
b) für Eilzüge 
c) für Schnellzüge 

2. Doppelkarten 
3. Zehner1l;arten 
4. Arbeiterrückfahrkarten 
5. Welhrmachtfa;hrkarten 
G. WElhrmachMa'hrkarten olme eringe­

druck,ten Zj,elbah:nhof 
7. Wü'hrmachtdoppelkarten 
8. Sonderzug karten 

a) für Ges.ell1schaft"sonderzüge 
b) für V·erwa1tungssonderzüge 

9. Zusehilagkarten 
a) für E>i>lzüge 
b) für Schnellzüge 
c) für 1!'D-Züge 
d) für Ges,e.1lschaftssonderzüge 
'0) für Vürwaltu.ngssomlerzüge 

10. Uebergang1Skarten 
lJ.. Umweglrorten 
12. G esell1schafts~rorten 

a) für oinfaclw Fahrt 
b) für Hin- und Rückfahrt 

13. PJat1Jkartcn 
14. Nachlöscllrortcn 
15. B<t11m,tc>ig1carton 

D. ~Ilt ScltaUerllrllel{l'rn Itergestellte 
Uartcn 
1. AI>:G-S(jhalterdruclmr 
2. Siomüns-:;cI1ll1terdruckcll' 
3. Pautze-S'chaltcrdrucker 

U. ZetCeUaltrl{artcn 

Ur. ß1nnlwlmrtl'n 
1. l~inracho 1!'ahrka.l't~n 

u.) für PCl'8onenzüge 
b) für EHzügc 
c) für SchneHzüge 

2. Arbc~wrrückfahI'karten 
a) RoiohJslbahrubünnenverkeihr 
b) Verkchr müt Pdvatbwhnen 

3. Wühl'lllll.chtfa.hrkarten 
4. Wehrmacht-Doppelkarten 
5. Rüekfahrlrorten für den OstseebädEll~ 

verkehr 
6. ~.schlaglmrten I 

a) für Eilzüge 
b) für Schnellzüge 

7. U ebergaruß"skarten 
8. Umweglmrten 

IV. nucltfaltrl,arteu 

V. Netz- und nezlrl,.lmrten 
1. Netzkarten für oin Netz 
2. Blanko-Netzkarten 1. Klasse für ein 

Nelt:~ 
3. Anschlußnetzkarten 
4. Blanko-Anschlußnctzkarton 1: Klasse 
5. Netzkarte und Aruschlußnetzkarto zu 

einer Karto vereinigt 
G. Net:~karten für die ga.nze Reichsbahn 

(alle Netze) 
7. De'Z:irkskarten 
8. AnschluDbeztirkskarten 
9. BezirksteHmonatskarten 

VI. SOIl~tlge Zcitlmrtcn 
1. 1!'ertiggcdruckte Karten 

a) },Iona,tskarten für Personcnz{ige 
b) Monatskarten für E,i,lzüge 
c) SchülcrmoIlJatskarten für Personen-

züge 
d) Schülermonatskarten für Eälzüge' 
e) Teilmonatskarten für Personenzüge 
f) Teilmonatskarten für Erilzüge 
g) Arbe:iterwochenlmrtdn 
h) Schülerwochenkarten 
i) Kurzarbc.iterwochen.karten 
Ir) Erlaubniskarte zum Betrelten der 

Bahnsteige 
2. Blan]wka.rten 

a) }'fona,tskarten für Personenzüge 
b) Mona,t19karten für Eillzüge 
c) Schille·rmolli.'1,tskartcn für Persorü,n-

züge 
d) Schülermonatskarten für Eilzüge 
e) Tedlmonatskarten für Personenzüge 
f) Teilmonatskarten für E.iJzüge 
g) Arbeiterwochonkarton 
h) SdhülerwoollBn]mrten 
i) Kurzarbeitc.rwochenkarwn 

VII. I'altrlmrtell fiir c1l'n Vcrlmllf in .Iell Zii"cll 
A. l'ertigge.lnlCl<tc Knrt,en " 

1. Elilzugz,Ulschlaglmrten mit ·eängedruck­
tem Prell" und oingedruckten Sto:ecken 
a) für 1 bi.g 2 VeI'bindungen 
b) für mehl' als 3 VO'rbindungen 

2. I~Hzug'llUisehla.gkarten. mit eingedruck­
tem Preis. ohne eingcdruckteSrtrecken 

3. SohnellzugzlUlichktgkarten mit dng<l­
drucktcoln IJroils' und üingooPu.cktlcll 
Strecken 
a) für 1 Ms 3 Vcrbindungen 
b) für mehl' aL~1 3 Verbindungen 

4. SclmellzugVJugchJag'karten mi.t eing'c­
druoktem l'roL8:. ohne C'ingodruckto 
Streeken' , 

5. l>'D-Zuschlagkarten nüt eingodruok­
tem 1'rei'81. ohne oingodruokt.oStl'ookcn 

D. IUnnkolmrten (1IIIgemell1e. ~lnsCl'r) 

VIII. Rl'iselJiirofnhrseltcinß 
1. Heftumsohlag 
2. l.'ahrnchein 
3. SchnellzugvUrsehlagsohoin 

IX. Faltrrndl,nrten 
I 

X. Karten für ,luflJewaltrl1ng 1'011 l'llhrr;;llern 
1. K.arte f,ür mona.tliche Aufbewahl'u'lg 

emes' 1! ahrrUids 
2. Karte für wöohentliche Aufbewa.hrung 

eines l>'ahrrads 
3. Karte für wöchentliche Aufbewu,l1.l'ung 

omas Kleinkraftrads 
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.. 

··1 

r 
I 
i. 

.: ! 

I r 
I 

FahrkarLenprohlemo boi der Deutschen Bundesbahn 77 

Fahrkartenmustersammlung 
(Entwurf dog Bl>'V vom 28. 1. 1952) 

Anhang 2 

Fahrkartenübersicht 
I. I'crliggellrncl{C.e .,:.Imnllsol1sclte KI\rten 

A. VOll .Il'r 11,nltrlmrten1'l'rwIlHnl1g 
gelieferte Unrten 

1. Erjnfache Fahrkarten 
2. Rüekfa.hrkarten 

a) bis 100 km 
b) über 100 km 

3. Sonntaß"srückfahrkarten 
4. Sechserkarten 
5. Schülerfahrkarten 
6. S:ohülerrüokfruhrkarten 
7. Arbeiterrüokfahrkarte 
8. Fahrkarten "Eirmäß·jgung" 
9. Sonderzugkarten 

a) für Gesellscl{a.ftsisonderzügo 
b) für Verwaltungssondelrzüge 

10. Zu'schlagka.rten 
a) für EUzüge 
b) für Schnellzüge 
0) für l>'crnschncllzüge 

11. Uebergangslmrten 
a) zu einfaohen Fahrkarten 
b) zur Sonntagsrückfahrkarte 

12. Umwegkarten 
13. Kontrollkarten 

a) für einfaoho Fahrt 
b) für Hin- und Hückfahrt 

14. Platzkarten 
15. Ba.lmstcdgkarten 

B. iUU ScltaUl'r.lrnel, .. rll hl'rgestl'1Ue 
Knrten 
1. AEG-Drucker 
2. l'autzc-Drucker 
3. Siemen<-Drucker 

U. nlnlll{olmrtl'll 
1. Elinfaohe FaJhrlmrtcn 
2. nückfahrlmrten 

a) bis 100 km 
b) übor 100 km 

3. Sonntagsrüokfa.hrlmrten 
4. SchülorfDihrkarton 
5. Schülerrückfahrkarten 
6. Arbeitorrüokfahrku,rte 

~: ~~;~~<I~:t;~(t;:t~r'mäßigUng" 
9. Zuso111ragkarten 

a) für E.ilzügo 
b) für Schnollzüge 

10. Uebcrga.nrgrska.rte 
11. Umwcgkarto 
12. Nachlöselmrto 

U!. Zcitlmrtell 
A. N .. Cz- mit) nezlrllsluntcll 

1. Netzlmrton für dio ganzo Bunde:9bahn 
2. Netzka.rtren 
3. Anschlußnetzkarton 
4. Dez.irksrkarten 
5. Aruschlußbezirkslmrtcn 
G. Dczirkswochen:karten 

B. ,\mlere Zeitlmrtell 

1. Fertiggedruokte Karten 
a) },[onatskarten 

für PornoIlJenzüge 
für Eilzüge 

b) Te.ilmonatskarten 
für Pcr.sonenzügo 
für Eilzüge 

0) Angestelltenmonatskarten 
für PersoIlJenzügc 
für Eilzüge 

d) Arbciterwochcnkarto 
e) Kurz.arbeilerwoohenlmrwn 
f) Schülermonatskarten 

für Pel'sonenzüge 
für Eilzüge 
für Schnellzüge 

g) Sohülerwoohen.karte 
h) El'laubniskarte ZUIffi Bebret,en der 

Bahnsteige 
2. Dlankokarten 

a) Monabskarten 
für Personenzüge 
für IWzüge 

b) 'l'eilmonatskart.cn 
für Personenzüge 
für E,ilzüge . 

c) AngesteUtenlffionrUitslmrten 
für Perso'nonzügo 
für E.ilzügo -

d) Arbeitol'woohonkal'te 
e) Kurzarbeitm'\vochcnlml'ten 
f) Schülel'lDona,tslmrton 

für Porsonenzüge 
für Eilzügo 
für Sohnollzüge 

g) Sehülerwoohenlmrte 

IV. Unrtl'll fiir .Ien Verlmuf 1m Zug 
A. I'ertlgge.lntelde Kurten . 

Zu,schlaglmrton mit cin~eclrl1cktmn Preis 
a) für I~nzüge 
b) für Schnellzüge 
0) für Fcrnschnollzügo 

B. ß1nIlI<oI<nrtl'lt (nIlgemeines ~Inster) 

V. RelselJiirofaltrseheinltefte 
1. IIeftulffischlag 
2. l>'ahrscheino 
3. Zuschlwgsoheine 

a) für SchneUzüge 
b) für l>'ernschnellzüge 

VI. I'nltrraoll<nrtell 

VII. Kartl'n fiir ,lllfbelmltrung lOll I'altrrli.lcrll 
111ltl UrnUrii.lern 
1. Karte für monatliohe Aufbcwa.hrung 

eines l>'ahl'ru,ds 
2. Karte für wöohoIlJtlioho Aufbewahrung 

eines l>'ahrra.ds 
3. Karte für wöohentliche Aufbowa.lu·uI\q 

eines I\leinkI'Mtrtj,d'l 
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Anhang :; 

, ,ahrkarten . , 
(hntwurf d musters,ammI 

0) Die G " e~, B~'V vom" ung 

) 

roße b ' V h ~8, 1. 1D(2) 

~ Edmol1 eträgt fü or ,emerk 
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in ihrer B Die Mengenstaffel ' , edeutung für die Eisenbahngütertarifpolltlk 

Von Prof D P 1 
. r,a u S eh u 1 Z '" K i le SO w (Hamhurg) I 

Nad, W I. . 
"'Ud emer K 1.' ' ' n,,~ ern der bewuß er 1St es weder dlehor;zonble no,h we vertikale Stalld, 
die de~ Verkeh Jt hod gewollte Ve"i,ht auf dIe DIflerenzlerung dc<TarIfe 
Ina spezl!is,he crs ': te, der in zusauunenlung mit denr Beförderungszwang 
d,,'hl'l. M.it d' emernwiris.:haltU,bkcit des deuis,hen ElsenbohngüterWIfs auS' 
d" g ci,hfalls' ~fsen Auslührungen ,tri1ft sl,h Kla<r nrit Staatssekretär J. V 0 g t, 
un/nter"hledl' t ln der Wer'" und Entlernungsstaflel, sondern Irn Ausglci,h 
Ge ~erk.hrss i.' cn Ausnutzung der Verkehrseinri,htungenin verkehrsw,bt

en 

las lllemWiris'h' ta.:hen. in gebirgIgen und ebenen Gegenden das spezllls.:h 
da ~r erblkkt alr<he des dcuis.:hen ElsenbahnbrIfsysteJDS sah 'l· Au,h der V cf' 
Ih lin, daß di E~s Hauplrnerkmal der gernclnwiris'haftli,hen GüterlarilpoUtIk 
19';"'llau

P

t

s

,' ksenbahn Irn Flä,henverkehr die gleichen Fro.:htsätze wie aul 

N 4 entffel l'ecen berechnet. \J~ der ~ ~hl die Nebenbahnen in Deuis,hland 42,5 ~,der Gesamtl,ng
e 

des 
V

e 
er"huß Cl< sb ahn. Während Ihr Güt""erkehr aul ,den Hauptbahnen einen 

G:
r1ust 

Von ,;,n 1 PI. je tkm erbr"bte, erlitt sIe aul Ihren Nebenbahnen einen 
WU!erverkeh (7 "PI. je tkm. DIe Hauptbahnen ;I,hert

en 
der Rd,hs

bahn 

Im 
'oe

gen 
der NSt',kgut und W agenladung~l 1934. dneh Relngewin~ von 22,2 ~!'. 

u. n 16,5 '/0 1>. e .. enbahnen mußte sie si.:h ."" Gut~rverkehr m,t emer Rend,'" 
E d der W. guugen. Durch dieses Opfer st.:herte dre Re • .:hsbahn den Men"hcn D~lStenz. rrtscbalt der verkehr samten und dünn besiedelten Gegenden die 

Un 'ett" und E d V . d'!lC1nein " . ntfernungsstaffel bat dIe Raumordnung In er ergangenhelt le W 
, E~cs,,, B1ns'k'flShg bcelnflußt. Es darf aber nl,ht übersehen werden, daß in 

n
"fluß ist. ht au,h der Verzi.:ht aul den Einsatz der Mengensblfc1

von 

Il':0ßem 

erW ~:rtst:l~t",:erb des Lastkraltwagens bat indessen die ElusatzmögU,hkeiten der 
ut'er auf d"nges'hränkt. Von der erhebli,hen Abwande"",g der ho.:hwerligen 

, en K f ' b 'h D.,,' ra twagen zeugtn"hlolgende Ue er'" t, 
Anteil d . I d er Tarllklas"u A, B ,und C Im Fra<htgutwagon' ungsversand 

der R,egelklassen. 

Jahr ~ ~ 
1924 26,0 % 50,1 0/0 

1929 18,4 % 39,7 0/0 

~ 1937 14 7 % 30,5 0/0 

l~ 1938 1 ~5'1' 29,6 '" 
ahn" erner KI' " U I .' e 'cl TI 1 ,DYZ D '''. ,.D .. N oIlog< ,,, Di""""",h,,,,hd ", ", ,,,,,,,-,,""""" " m" ". 

"37') J, V; , ,,,',,'," Y"k., .. ,,,i'''', N', S5 ,,,.. 2, 5, 1950" ' , ' • S, 64, ., ,.Gm,df".'" , .. h",'i.'" V .. k,h." "mi T"dpoh1>k I" D,u,,,hl,,''', D,d" 
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Die Ausfälle der Reichsbahn sind ,aber sehr viel größer, als unsere Zahlen at\s~ 
sagen. Der Lastkraftwagen entzieht der Eisenbahn ganz überwiegend hoch~ 
und mittelwertige Güter, die zwischen den großen Verkehrsknotenpunkten zum 
Versand aufgegeben werden. In diesen Relationen sichert die Wertstaff.el der 
Eisenbahn beträchtliche Gewinne. Die der Eisenbahn verbliebenen Güter der 
oberen Tarifklassen kamen bereits in den letzten Vorkriegsjahren vorzugsweise 
in den verkehrsschwachen Gebieten auf oder waren für diese bestimmt. Da 
in diesen Verkehrsbeziehungen die Selbstkosten der Bahn unverhältnismäßig 
hoch sind, mußte sie sich bei der Beförderung dieser hochtarifierten 'Güter mit 
relativ bescheidenen Ueberschüssen begnügen. 
Trotz des Siegeslaufs des Kraftwagens war 1929 in der Periode 1924 bis 1938 
für die Reichsbahn das 'ertr.agsreichste Jahr. Seitdem nahm der Verlust der Reichs. 
bahn am Transportvolumen der hochrentablen Güter der drei obersten Tarif~ 
klassen 'erneut r.apide zu. Um so mehr überrascht 'es, daß 1929 und 1937 im 
W.agenladungsverkehr (Regel" und Ausnahmetrarife) der Ueberschuß jedesmal . 
25 0/0 der gesamten Frachterlöse ausmachte. 
Wenn die Lastkraftwagenkonkurrenz die Fortführung der gemeinwirtschaft~ 
lichen Eisenbahngütertarifpolitik nicht gefährdete, so nu.~ deshalb, ~eil seit M~tte 
der zwanzig Jahre die Selbstkosten der Massengutbeforder~ng ·eme stark S1l1~ 
kende.T,endenz aufwiesen,' 1938 ,entfielen vom Bestand der ReIchsbahn an'offenen 
Güterw.agen 60,5 010 .auf 20~b:Wagen (Om"Wagen). Wenn es auch noch keine 
25. t fass'ende Omm"Wagen gab, so verfügte die Reichsbahn doch über dnen 
stattlichen Park von Großgüterwagen mit ,einer Tragfähigkeit von 57 bis 60 t. 
Die Reichsbahn verzichtete ganz bewußt darauf, dem Uebergang zu größeren 
Wageneinheiten (über 15 t, besonders bei offenen W.agen) und dem ständig 
wachsenden Einsatz geschlossener Züge und ganzer ZugteHe durch Ausgestaltung 
der Mengenstaffel Rechnung zu tragen. Der Ausbau ,eines de~ W~rt" und E~t" 
ferntmgsstaffein sinngemäß ·entsprechenden S~aff~lsystem~ fur dIe Menge 1st 
allein im Interesse der Sicherstellung der gememwutschafthchen Aufgaben des 
deutschen Eisenbahngütertarifs unterblieben. 
Nach Kurt Te c k 1 ,e n bur g hat für den Normaltarif als Grundsatz zu gelten, 
ihn so aufzubauen, daß die unterste Normalklasse mindestens die vollen Selbst~ 
kosten deckt und die anderen Klassen darüber hinaus einen dem Wert und der 
Tragfähigkeit der in sie fallenden Güter entsprechend wachsenden Nutzen a.b 
werfen 3). Auch W. Spie ß ist der Auffassung, d~ß das .System des Regeltal:lfs 
keine Wertklasse so niedrig bemessen darf, daß dIe aus Ihr erwachsenden Em~ 
nahmen nicht die für sie anteiligen Selbstkosten des Eisenbahnhaushaltes in voller 
Höhe deckten. 4) Hieraus wird allgemein der Schluß gezogen, daß die A'Usnahme~ . 
tarife ihre vollen Selbstkosten nicht decken, und daß die Massengüter und Schwer" 

. güter ihr,e billigen Beförderungspreise .allein den weit über den Selbstkosten 
liegenden Frachtsätz·en der drei obersten Tarifkl~ssen ve~danken. I?iese Mein~ng 
ist irrig. Sie .konnte nur dadurch entstehen, weIl man SIch selbst m Fachkrels,en 
der geschilderten Zusammenhänge (sinkende Kosten der Massengutbeförderung 
und Nichtanwendung der Mengenstaffel) in keiner Weise bewußt war. 
Seit 1929 waren für die Reichsbahn die Massengüter, und zwar 'gilt dies sowohl 
vom Regeltarif wie von den Ausnahmetarifen, die Hauptträger ihrer Rentabilität. 
1929 unterschritten die Ueberschüsse des allgemeinen Ausnahmetarifs für Kohle 

3) Dr. Kurt TecklenLurg, ,,,BetrieLskostcnoochnung und SclLstkostenermittlung hei der Deut­
schen Hcichobahn", B<lrlin 1930, S. 53. 

4) Dr. W. Spieß, "Der Eisenbahngütertarif in der Volkswirtschaft", Berlin HH1. S. 67. 

;,." 

!: ~ 

I 

Dio MengcllstaHel und ihre Bedeutung für die Biscnbahngütertarifpolitik 81 

6 B 1, auf den in diesem Jahr 34,7 0/0 der Mengen und 26,2 % der Erlös,e des ,ge" 
samten W,agenladungsverkehrs 'entfielen, diejenig·en der drei obersten Wagen" 
ladungsklassen höchstens um die Hälfte, vielleicht sogar nur um ein Drittel. 
Nur bei ,einem geringen Teil der zu Gunsten des Vierjahresplanes 'erstellten 
besonderen Ausnahmetarife begnügte sich die Reichsbahn 1938 mit der Herein" 
holung der variablen Kosten. Vor dem Kriege waren, was den Wagenladungs" 
verkehr anbelangt, nicht nur die Frachtsätze für hoch~ und mittelwertige Güter, 
sondern auch diejenigen für Kohle und geringwertige RohstoHe durchweg über .. 
höht. Nur auf diese Weise konnten die hohen Verlust·e im Stückgut" und 
Personenverkehr abgedeckt, s,owie nicht unerhebliche Geldbeträgean die Reichs" 
regierung abgeliefert werden. . 
Wegen des hohen Anteils der Nebenklassen am Verkehrsaufkommen der oberen 
Tarifklassen hat vor dem Kriege der Reingewinn der Reichsbahn bei den RegeL< 
klassen Abis C insgesamt nur etwa 50 0/0 der, ·erziehen Erlöse betragen. Nach 
Meinung des Verfassers trugen die drei obersten Regelklassen 1929 nur zu einem 
Drittel und 1938 nur zu ·einem Viertel zu den Ueberschüssen des gesamten Wagen" 
ladungsv,erkehrs bei. Es ist nicht unmöglich, daß 1929 die drei obersten Tarif" 
klassen, die Regelklassen '0, G und die Ausnahmetarife zu gleichen Teilen 
für den in Höhe von 765,5 Mill. RM im Wagenladungsverkehr erzielten Rein,:< 
gewinn verantwortlich waren. 

n. 
Ein wichtiger Grundzug in der Kostenstruktur der Eisenbahn ist die starke Ab" 
nahme der Kosten je Tr,ansporteinheit mit wachsender Transportmenge. Hier" 
durch wird die Eisenbahn zum gegebenen MassentransportmitteI 6). Die immer 
wieder im Schrifttum vertretene Auffassung, die Selbstkosten im Wasserstraßen" 
verkehr erreichten im Durchschnitt kaum ein Drittel der Selbstkosten des Eisen" 
bahnverkehrs, ist irrig. Würde man die Bundesbahn ihrer gemeihwirtschaftlichen 
PHichtenentbinden und ihr gestatten, vollen Gebrauch von der Mengenstaffcl 
zu machen, so würde, sieht man vom Rhein"Herne .. Kanal ab, die gesamte deutsche 
Kanalschiffahrt vielleicht sogar die Oberrhein"Schiffahrt zum Erliegen ~ommen. 
1931 stellten sich bei der Reichsbahn die Durchschnittskosten je Tarifkilometer 
bei 20"t",Ladungen um 21,4010 niedriger als bei 15"t .. Ladungen G). Neuel'e Unter" 
suchungen haben eine geringere Kostenersparnis ergeben. Es ist aber kein Zwei:­
fel darüber, daß die Spanne zwischen den Selbstkosten bei Einzelsendungen in 
15"t~ und 20"t"Wagen mindestens 16°10 beträgt. Noch günstiger gestalten sich 
die Selbstkosten bei sehr großen Wageneinheiten 7). 
Großgüterwagen sind seit 1939 nicht gebaut worden. Während des Krieges trat 
aber als neuer Typ der Omm"Wagen mit einem Ladegewicht von durchschnittlich 
25 t sehr stark in Erscheinung. Folgende Uebersicht unterrichtet über: 

5) Ins,titut für Konjunkt.urforschung, "St.and und Aussichten des gewcrLlichen Güte~ferllvcr-
kehrs mi,t Lastkraftwagen", Jena 1937, S. 52. . 

6) 0.1.0. S. 53. 
7) Eine ausführliche Darstellung der Vorteile d<ls GroßgüLerwagcns enthält die Hl27·in Berlin 

herausgcpeLeno Schrift "Dia nouera Entwicklung und Verwendung derl Großgü~erwagen bei der 
Deutschen Heichshahn" von Heichshalmral Culcrnoyer. 
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Die Zusammensetzung des Parks der W.agen der O~Gruppe im Jahr 1950 
Gattung durchschnittliches Ladegewicht Anteil 

O~Wagen 15 t 12,1 °/0 
Om"Wagen 20 t 39,7 Ofo 
Omm"Wagen 25 t 43,2 °/0 
Groß güterwagen 55 t 2,4 Ofo 

. sonstige Wagen· 2,6 °/0 
Auch bei .den gedeckten ~agen hat man den Bau des 15"t"Wagensaufgegeben. 
Zur Zeit haben aber immer noch 85 % aller gedeckten W.agen ein Ladegewicht . 
von .15 bis weniger ,als 20 t und nur 14,2 % ein höheres Ladegewicht. 
In der P,eriode 1913-1949 stieg die Auslastung beladener Achsen im gesamten 
deutschen Güterverkehr von 4,54 tauf 6,90 t, d. h. um ,52 0/0. 1928 betrug die 
durchschnittliche Ladefähigkeit der deutschen Güterw,agen 15,9 t. Sie stieg bis 
1950 auf 19,2 t, d. h. um 20,8 0/0.' Beim gesamten Güterverkehr ·ergibt sich für die 
P,eriode 1928-1950 'eine Steigerung des verladenen Gewichts je Wagen von 12,1 
auf 14,3 t = 11,8 0/0. Bei den Frachtgutwagenladungen des Mfentlichen Verkehrs 
stieg die Auslastung je Wagen von 15,2 t 1928 auf 18,1 t1950. Im Wagenladungs~ 
v,erkehr war somit die Nutzlast je Wagen 1950 um fast ein Fünftel größer als 1928. 
Von günstigem Einfluß auf ·die Selbstkosten des Massengutgeschäfts der Eisen~ 
bahnen w,ar .auch die große Zunahme des GleisanschLußv,erkehrs. 1950 sind von 
aUen W,agenladungen, die im Bundesbahnbereich be" und ,entladen wurden, 45 °io 
Von Anschlußgleis zu Anschlußgleisen befördert worden. Nach Walter Li n den 
betrug der Betriebsüberschuß der R·eichsbahn heim Gleisanschlußverkehr in Vol'~ 
kriegsjahren 120 bis 130 Mill. RM jährlich. Ohne hierzu Stellung ·nehmen zu 
~önnen, ist V,erfasser überzeugt, daß in der Mehrzahl der Fälle die Betriebskosten 
1m Gleisanschlußverkehr viel niedriger als beim übrigen Verkehrsaufkommen 
sind. Der Gleisilnschlußv,erkehr ist im Ruhrgebiet hesonders groß. Seine Hal.1p~ 
träger sind die V.erlader industrieller M.assengüter. 
Kurt T ,e c k l,e n bur g hezeichnete 1933 in seiner ber,eits zitierten Schrift die 
Nahgüterzüge .als die weitaus ungünstigste Zuggattung des Güterverkehrs. Hier 
~allen alle ungünstig wirkenden Momente zusammen~ "Das Zugbegleitpersonal 
1st teuer, weil es wegen der geringen durchschnittlichen Reisegeschwindigkeit 
di~ser Züge - etwa 8 bis 10 km in der >Stunde - nur geringe kilometrische 
L:~lstungen aufzuweisen hat; dazu kommt, daß dk Zugbildung bei den Nahgüter" 
zugen außerorde~tlich hohe, Kosten verursacht. 8) 
Wieviel sch~eller die Durchgangsgüterzüge als die Nahgüterzüge sind, zeigt nach" 
stehende. Uebersicht: 

Die durchschnittliche Falirgeschwindigkeit der Durchgangs~ 'Und Nahgüterzüge 9) 
(einschließlich Aufenthalt unter 2 Stunden) 

Nahgüterzüge 
Durchgangsgüterzüge 

Die nächste 'Uebersicht stützt sich auf die 
gelegten WagenkHometer. 

I 

8) Kur\ '!'ccklenlJUrg, a. a. Q. S.44/45. 
0) Zu Grunde liegen die beladenen Wagen. 

1928 1950 

11,8 km 13,3 km 
26,4 km 27,0 km 

von heiden Zuggattungen ,zurück< 
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Das KräHeverhältnis zwischen den Durchgangs= und Nahgüterzügen. D) 
Nahgüterzüge 232 % 171 0/0 

Durchgangsgüterzüge 76:8 % 82:90/0 

R,echt aufschlußreich ist auch die folgende Uebersicht über: 
Die Auslastung und die Achsstärke der Güterzüge 1950 (Wagenladungsverkehr). 

durchschnittliche durchschnittliche Zahl 
Auslastung der :Achs·en 

Nahgüterzüge 3607 t = 100 398= 100 
Durchgangsgüterzüge 849' 4 t ~~ 235 . 88'5;"'222 , , 

','onder Kostspieligkeit der ~uggattung "Nahgüterzüge" zeugt folgende Ueber .. 
Sicht: . 

Die Betriebskosten der Reichsbahn bei den Durchgangs~ und Nahgüterzügen 
. . im Jahr 1927. ' 

(Abfertigungs~, Zugbildungs= und Zugförderkosten) 10) 
Nahgüterzüge 22,678, Pf je Achskilometer = 100 
Durchgangsgüterzüge 10,175 Pf je Achskilometer = ~ 45 

Der Kostenvorsprung der Durchgangsgüterzüge gegenüber den Nahgüterzücren 
betrug somit 1927 nicht weniger als ,55 0/0. ,. b 

1949 betrug die durchschnittliche Nutzlast der Güterzüge 310 t. Zahlreiche 'ge" 
schlossene Güterzüge befördern auf einer Reise indessen 1000 bis 1100 t Güter. 
Die Durchgangsgüterzüge setz·en sich aus geschlossenen Zügen und aus Zügen 
mit mehreren Wagengruppen zusammen. Der Verfasser glaubt, sich nicht von 
der Wirklichkeit zu ,entfernen, wenn er die Auffassung vertritt, daß 'die Selbst:: 
kosten dnes Eingruppendurchgangsgüterzuges aus 50 Om .. Wag·en mit 1000 t 
Ladung diejenigen eines Nahgüterzug·es um rund 70 % unterschreiten. Noch 
niedrigere Selbstkosten ergeben sich im Fall der Ausstattung der Eingruppell" 
durchgangszüge mit Großgüterwagen. Am günstigsten liegen die Verhältnisse, 
wenn die Züge in beiden Richtungen voll ausgelastet sind. 
Die l'entablen Durchgangsgüterzüge bevorzugen die Hauptstrecken. Dagegen' 
dominier,en in den verkehrsschwachen Gebieten die Nahgüterzüge. Hiervon zeugt 
die nachstehende Uebersicht: 

Die V,erteilung ,der von den beladenen Durchgarngs= und Nahgüterzügen in der 
W'oche vom ·12. bis 18. Januar 1930 ,erzielten Achskilometer' auf Haupb ·und 

Nebenbahnen. 11) 
Hauptbahnen Nebenbahnen 
Achskilometer Achskilometer 

Nahgüterzüge 25.236.757 = 17.8 5.767.633 =75,9 
Durchgangsgüterzüge 116.679.336"" 82,2 1.836.210 = 24,1 

Der Anteil der Nebenbahnen am Durchgangsgüterverkehr hetrug, gemessen an 
den Achskilometern der beladenen Wagen nur 1,6 0/0. Dagegen beanspruchten 
die Nebenbahnen 18,6 % der 'von den Nahgükrzügen zurückgelegten Achs" 
kilometer. 

10) Kurt 'l'eckLonburg, ;,Die Betricbskostenrcchnung nls Hilfsmittel wirlscharllicl~er Betriebs­
führung" Verkehrsteclmischc Woche, Jahrgang 1928, lIeft 13, S. 519 H. 

11) Kurt '!'.ecklenhurg, "Betr~ebskos\;onve1:hnung und Selbstkostoltermittlung boi der Deutschen 
11:oichshahn", BerHn 1930, 'l'aJ·ol 11. 
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In. 
Vie1e~orts, .bes'Ünders in Kreisen der Binnenschiffahrt, herrscht die Meinung vor, 
daß dle R,elchshahn v'Ür dem Kriege bei keinem Ausnahmetarif für Kohle Massen~ 
und Schwergüter jemals ,echte Ueberschüsse lerzielt hat. Viel Schuld ~n dieser 
Auffassung hat T,ecklenburgs in die Literatur eingegangene These, die unterste 
&egelklasse müsse mindestens die vollen Selbst~osten decken. 
~'Ün 1936 bis 1949 verhielten sich bei einer Entfernung von .zoo km die Fracht~ 
sabe der 'Obersten und der untersten Tarifklasse des Regeltarifs zueinander 'wie 
100 : 34,2. Als nach der Geldumstellung dn ,erneuter Einbruch des Lastkraft~ 
wagens in den Besitzstand der Bundesbahn an h'Üchwertigen Gütern erfolgte, 
ent~chloß man sich mit Wirkung vom 1. Januar 1950 zu ,der sog. [organischen 
Tanfveform mit ihren Krisenab" und "zuschlägen. Die Abschwächung der Klassen~ 
staffel kam in dem neuen Spannungsv,erhältnis zwischen der teuersten und der 
billigsten Klasse von 100: 49,1 zum Ausdruck. Anläßlich der Tariferhöhung vom 
15. Oktoher 1951,erf'Ülgte wieder ,eine Auseinanderziehung der W,ertstaHel. ,Seit" 
dem beträgt die Spannung zwischen ,der obersten und der untersten Regelklasse 
1.00 : 45,2. Die Tarifdifferenzierung greift aber durch die vielen Ausnahmetarife 
~~t i?ren z. T. außerordentlich starken Ermäßigungen über das Spannungwer" 
haltms des Regeltarifs noch weit hinaus. Auf diese Wdse stellt sich das Frach~ 
spannungsverhältnis zwischen der R,egeltarifklasse A und dem niedrigsten Aus" 
nahmetarif für Güter der Tarifklasse G wie 100: 11. Hieraus ist die Auffassung 
entsta~den, daß die Ausnahmetarife für Kohle und geringwertige Massengüter 
nur dte auf diesen Verkehr entfallenden Betriebskosten, teilweise sogar nicht ein~ 
mal die Selbstkosten des Mitläuferv,erkehrs decken. Nach Auffassung der Binnen~ 
schiffahrt hat sich die Eisenbahn bei der Anwendung der W'ertstaffel nicht darauf 
beschränkt, die Mass,engüter beförderungsfähig zu machen. Durch immer weitere 
W,ertdifferenzierung auf dem W,eg,e der Ausnahmetarife sei viel Massengutverkehr 
auf die Schiene herübergez'ogen worden. 12) 

Die herrschende Meinung übersieht, daß beim Wagenladungsv,erkehr der Wert" 
tarifierung ,die Einzelsendung von 15 t zu Grunde liegt. An diesem Grundsatz 
wurde auch festgehalten, als vom Park der Reichsbahn an offenen Güterwagen 
nur noch ;ein ganz kleiner Tdl auf die Om"Gattung mit ihrem Ladegewicht v'Ün 
15 t lentfiel. Schon bei den Eirtzelsendungen wird somit die W'ertstaffdung den 
Mass,engütern längst nicht mehr gerecht. . 
Die volkswirtschaftlichen Vorzüge des Werttarifsystems sind ,ebenso unumstritten 
wie die Nachteile des Wagenraumsystems. Man darf aber nicht übersehen daß 
die !."1assengüter den ihnen aus der Wlertstaffel zugedachten Nutzen uneinge" 
schrankt nur in dem längst zur Ausnahme gewordenen Fall ihres Versands als 
E~nze1sendungen, n'Üch dazu in Om"W,agen mit 15 t, zu ziehen vermögen. Da 
dIe deutschen Eisenbahnen mit Rücksicht auf ihre g,emeinwirtschaftlichen Pflichten 
gar nicht daran dachten, die MengenstaHel entsprechend der sich aus der unter" 
schiedlichen Auslastung ihrer Wagen, Züge und Zugteile ergebenden Selbs~ 
kostendegr,ession allgemein und grundsätzlich anzuwenden, büßten die Versender 
von Kiohten und anderen. Mass,engütern in geschlossenen Zügen oder Wagen" 
gr,uppen ~en größten T,eU des Vorteils dieser Güter aus ihr,er niedrigen Einstufung 
wleder ,em. So kommt ,es, daß trotz der großen Spannung zwischen den Eck~ 
~~sse~ A und ~ die Frachtsätze fast sämtlicher Massen" und Schwergüt,er über" 
hoht smd. Da dte Mengenstaffel auch 'bei der Frachtsatzbildung der Ausnahme" 

12) Otto Most, "Die TariIpolitik der Deuts.chcn Hcrch,iJallll", Mannheirn 1948, S. 49. 
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ta~ifc e?tweder ~berhaupt :?icl:t 'Oder nur unge~ügend Berücksichtigung findet, 
tnfft dles trotz lhrer Vergunshgungen durch dle. Wertdiffer,enzierung auch für 
fast a~le Ausnahmeta.:ife zu. Lediglich belder Frachtsatzbildung für Dogger" und 
Salzglttererze und fur den Kohlen" und Erzverkehr der Unterweserhäfen und 
Emdens wurde der tats.ache Rechnung getragen, daß ihre Beförderung in Ein" 
gmppendurchgangsgüterzügen ,erfolgt. 
Ein T'eil dessen, was die Liter,atur der W,ertstaffel nachrühmt, 'hat nur noch 
historische Bedeutung. Solange die Einzelsendung auch dem Wagenladungsver" 
kehr das Gepräge gab, hing die Beförderung geringwertiger Güter von der An" 
'Wendung des Werttarifsystems ab. Seitdem aber der überwieg~nde T'eil der 
Massengüter in geschlossenen Zügen und Wagengruppen befördert wird, sind 
die Eisenbahnen bei der Durchführung dieser Transporte nicht mehr auf die 
hohen Ueberschüsse des hochwertigen Güterverkehrs angewiesen. Ihre Fracht" 
sätze liegen nicht mehr unter ihren Selbstkosten, sondern 'erbringen ihr mehr 
Ueberschüsse als die Einnahmen aus den überen Tarifklassen. 
Und dennoch irrte sich Emil Sax, als ,er 1874 dem Werttarifsystem keine lange 
Lebensdauer vor.aussagte. In seinem Aufsatz "Die Berücksichtigung des Güter" 
wertes bei der Frachten~Tarifierung der Eisenbahnen" findet sich folgende Be" 
gründung seiner Ansicht: "Bei zunehmender Dichte des V,erkehrs gewinnen die 
Massengüter, also die für diese angesetzten unteren Frachtklassen, fortwähr~nd 
an finanzieller Bedeutung, und bei sehr intensivem Verkehr wird demnach die 
Einnahme aus den hochwertigen Einzelgütern zuletzt derart untergeordneter und 
nebensächlicher Natur, daß auf das Surplus des betreffenden Erzeugnisses ver" 
zichtet w'erden kann .... " 13) 
Im Int.eresse der Raumordnung kann auf die horizontale Staffel ebensowenig wie 
auf die v,ertikale Staffel jemals verzichtet werden. Für die wirtschaftsschwachen 
Gebiete, die Landwirtschaft und die dezentralisierte Fertigwal'enindustrie der 
rohstoffarmen Räume werden auch beim Bezug von K'Ühlen und R,ohstoffen dk 
einzelnen W,agenladungen stets von großer Bedeutung sein. Nur in diesen Rela" 
!ionen liegen die Frachtsätze der unteren Tarifklassen unter den anteiligen durch" 
schnittlichen Selbstkosten der Eisenbahn. 

IV. 

Es ist noch gar nicht lange her, daß selbst Experten der Bundesbahn die Auf;::: 
fassung vertraten, daß vor dem Kriege zahlreiche bes'Ündere Ausnahmetarife, in" 
sonderheit diejenigen für Eisenerz, auf <einem viel zu niedrigen Niveau gestanden 
haben. A'ehnliche Ansichten finden sich im Ausland. So reichen nach Meinung 
des Tarifeurs der Schweiz·erischen Bundesbahnen Dr. Hans Dir 1 e w an ger 
in der Schweiz die Frachtsätz·e bestimmter Ausnahmetarife nicht einmal an die 
zusätzlichen Betriebskosten heran. 14) 
Um echte Ueberschüsse zu erzielen, mußten die Frachtsätze der schwedischen 
Eisenbahnen vor dem Kriege die sog. Minimaltarife um 70 bis 80 0/0' übersteigen. 
Zur Ermittlung der Minimaltarife zogen die schwedischen Eisenbahnexp.erkn 
Dr. A h 1 b ,e r g und Dr. N '0 r man nur diejenigen Betriebsausgaben heran, 
welche mit den einzelnen Betriebsleistungen in unmittelbarem Zusammenhang 
stehen. Dabei handelt es sich bei ihnen um die durchschnittlichen Minimalkosten 

13) V~erLcljahrsschrift für Volkswirlschaft und Kulturgeschichte, Jahrgang 1874, S. 30/31. 
14) Dr. Hans Dir1cwanger, "Die Gülcrtarifrcform d€r schweizerischen Eisenbahnen", Schwoize­

risches Archiv für Verkchrswisscnschaft und Verkehrspolitik, Jahrgang 1951, Nr.4, S.275. 
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In, 

Yiele~orts, ,besonders in Kreisen der Binnenschiffahrt, herrscht die Meinung vor, 
daß dte R'elchshahn vor dem Kriege hei keinem Ausnahmetarif für }Gohle Massen_ 
und Schwergüter jemals ,echte Ueberschüsse ,erzielt hat. Viel Schuld ;n dieser 
Auffassung hat Tecklenburgs in die Literatur eingegangene These, die unterste 
R'egelklasse müsse mindestens die vöUen Selbstkosten decken. 
~on 1936 bis 1949 verhielten sich bei einer Entfernung von ,200 km die Fracht~ 
satze der obersten und der untersten Tarifklasse des Regeltarifs zueinander 'wie 
100 : 34,2. Als nach der Geldumstdlung dn ,erneuter Einbruch des Lastkraft::: 
w,agens in den Besitzstand der Bundesbahn ,an hochwertigen Gütern erfolCTte 
'ent~chloß man sich mit Wirkung v,om 1. Januar 1950 zu ,der sog. !Organischel~ 
Tanfl1eform mit ihren Krisenab::: und "zuschlägen. Die Abschwächung der Klassen::: 
staffel kam in dem neuen Spannungsverhältnis zwischen der teuersten und der 
bUligsten Klasse von 100: 49,1 zum Ausdruck. Anläßlich der Tariferhöhung vom 
15. Oktober 1951 ,erfolgte wieder dne Auseinanderziehung der Wertstaffel. Seit::: 
dem beträgt die Spannung zwischen der obersten und der untersten Regelklasse 
1,00 : 45,2. Die Tarifdifferenzierung greift aber durch die viden Ausnahmetarife 
~~t i~en z. T. außerordentlich starken Ermäßigungen über das Spannungsver" 
haltnls des Regeltarifs noch weit hinaus. Auf diese W,eise stellt sich das Fracht" 
spannungsverhältnis zwischen der Regeltarifklasse A und dem niedrigsten Aus::: 
nahmetarif für Güter der Tarifklasse G wie 100: 11. l-Iieraus ist die Auffassung 
entstanden, daß die Ausnahmetarife für Kohle und geringwertige Massengüter 
nur di:e auf diesen Y,erkehrentfaUenden Betriebskosten, teilweise sogar nicht ein .. 
mal die Selbstkosten des Mitläuferv,erkehrs decken. Nach Auffassung der Binnen .. 
schiffahrt hat sich die Eisenbahn bei der Anwendung der Wertstaffd nicht darauf 
beschränkt, die Massengüter beförderungsfähig zu machen. Durch immer weitere 
Wertdifferenzierung auf dem W,ege der Ausnahmetarife sei viel Massengutverkehr 
auf die Schiene herübergez~ogen worden. 12) 

Die herrschende Meinung übersieht, daß heim Wagenladungsv,erkehr der Wert::: 
tarifierung ,die Einzelsendung von 15 t zu Grunde liegt. An diesem Grundsatz 
wurde auch festgehalten, ,als vom Park der Reichsbahn an offenen Güterwagen 
nur noch ,ein ganz kleiner Tdl auf die Om:::Gattung mit ihrem Ladegewicht von 
15 t ,entfiel. Schon bei den Eirtzelsendungen wird somit die Wertstaffelung den 
Massengütern längst nicht mehr gerecht. . 
Die volkSWirtschaftlichen Ymzüge des Werttarifsystems sind ,ebenso unumstritten 
,,:ie die Nachteile des Wagenraumsystems. Man darf aber nicht übersehen, daß 
dle !.'1assengü~er den ~nen aus der W,ertstaffel zugedachten Nutzen uneing,e::: 
s~hrankt nur m dem langst zur Ausnahme gewordenen Fall ihres Versands als 
E~nzdsendungen, noch dazu in Om:::Wagen mit 15 t, zu ziehen vermögen. Da 
dIe deutschen Eis,enbahnen mit Rücksicht auf ihre g,emeinwirtschaftIichen Pflichten 
gar nicht dar,an dachten, die Mengenstaffel entspr,echend der sich aus der unter::: 
schiedlichen Auslastung ihrer Wagen, Züge und ZugteHe ergebenden Selbst::: 
kostendegression allgemein und grundsätzlich anzuwenden, büßten die Versender 
von I(,ohlen ur:~ ander~n. Massengütern in geschlossenen Zügen 'Oder W,agen::: 
gr,uppen ~en großten T,eü des Vorteils di:eser Güter aus ihrer niedrigen Einstufung 
wteder 'em. So kommt 'es, daß trotz der großen Spannung zwischen den Eck::: 
~~sse~ A und ~ die Frachtsätz·e fast sämtlicher Massen::: und Schwergüter über::: 
hoht smd. Da dte M-engenstaffel auch ,bei der Frachtsatzbildung der Ausnahme" 

12) Olto l\Iost, "Die Tarifpolitik der DeulsdHlu Herc!J;haJm", Mannhj)im 1!H8, S. 49. 
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ta~ife e:ltweder ~berhaupt ;?ich,t 'Oder nur unge~ügend Berücksichtigung findet, 
tnfft dles trotz lhrer Vergunshgungen durch dle Wertdiffer,enzierung auch für 
fast .alle Ausnahmetarife zu. Lediglich bei der Frachtsatzbildung für Dogger" und 
Salzgittererze und für den Kohlen::: und Erzverkehr der Unterweserhäfen und 
Emdens wurde der tatsache Rechnung getragen, daß ihre Beförderung in Ein" 
gru ppendurchgangsgü terzügen ,erfolgt. 
Ein Teil dessen, was die Liter,atur der Wertstaffel nachrühmt, 'hat nur noch 
historische Bedeutung. Solange die Einzelsendung auch dem Wagenladungsver" 
kehr das Gepräge gab, hing die Beförderung geringwertiger Güter von der An::: 
'wendung des Werttarifsystems ab. Seitdem aber der überwiege,nde T.eil der 
Massengüter in geschlosse,nen Zügen und Wagen gruppen befördert wird, sind 
die Eisenbahnen bei der Durchführung dieser Transporte nicht mehr auf dLe 
hohen Ueberschüsse des hochwertigen Güterverkehrs angewiesen. Ihre Fracht" 
sätze liegen nicht mehr unter ihren Selbstkosten, sondern 'erbringen ihr mehr 
Ueberschüsse als die Einnahmen aus den oberen Tarifklassen. 
Und dennoch irrte sich EmH Sax, als er 1874 dem Werttarifsystem keine lange 
Lebensdauer vor,aussagte. In seinem Aufsatz "Die Berücksichtigung des Güter" 
wertes bei der Frachten:::Tarifierung der Eisenbahnen" findet sich folgende Be::: 
gründung seiner Ansicht: "Bei zunehmender Dichte des Y,erk'ehrs gewinnen die 
Massengüter, also die für diese angesetzten unteren Frachtklassen, fortwährend 
an finanzieller Bedeutung, und bei sehr intensivem Y'erkehr wird demnach die 
Einnahme aus den hochwertigen Einzelgütern zuletzt derart untergeordneter und 
nebensächlicher Natur, daß auf das Surplus des betreffenden Erzeugnisses ver" 
zichtet w:erden kann .... " 13) 

Im Interesse der Raumordnung kann auf die horizontale Staffel 'ebensowenig 'wie 
auf die vertikale Staffel jemals verzichtet werden. Für die wirtschaftsschwachen 
Gebiete, die Landwirtschaft und die dezentralisi:erte Fertigwarenindustri'e der 
rohstoffarmen Räume werden auch beim Bezug von Kohlen und Rohstoffen die 
einzelnen W.agenladungen stets von großer Bedeutung sein. Nur in diesen Rela::: 
tionen liegen die Frachtsätze der unteren Tarifklassen unter den anteiligen durch::: 
schnittlichen Selbstkosten der Eisenbahn. 

IY. 

Es ist noch gar nicht lange her, daß selbst Experten der Bundesbahn die Auf::­
fassung vertraten, daß vor dem Kriege zahlreiche besonder,e Ausnahmetarife, in" 
sonderheit diejenigen für Eisenerz, auf .einem viel zu niedrigen Niveau gestanden 
haben. Aehnliche Ansichten finden sich im Ausland. So reichen nach Meinung 
des Tarifeurs der Schweizerischen Bundesbahnen Dr. Hans Dir lewa n ger 
in der Schweiz die Frachtsätz·e bestimmter Ausnahmetarife nicht einmal an die 
zusätzlichen Betriebskosten heran. H) 
Um 'echte Ueberschüsse zu ,erzielen, mußten die Frachtsätze der schwedischen 
Eisenbahnen vor dem Kriege die sog. Minimaltarife um 70 bis 80 o/~ übersteigen. 
Zur Ermittlung der Minimaltarife zogen die schwedischen Eisenhahnexpert:en 
Dr. A h I be r g und Dr. No r man nur diejenigen Betriebsausgaben heran, 
welche mit den einz·elnen Betriebsleistungen in unmittelbarem Zusammenhang 
stehen. Dabei handelt es sich bei ihnen um die durchschnittlichen MinimaJkosten 

13) V~ertcljahrsscllJ)ift für Volkswirlschaft und Kulturgeschichte, Jahrgang 1874, S. 30/31. 
. 11) Dr. Hans Dirlewanger, "Die GütcrLarifrcforrn dj)r schweizerischen Eiscnhuluwn", Schwcizc-

rl6ches Archiv für Verkehrs~viS'senschaft und Verkehrspolitik, Jahrgang 1951, Nr.4, S.275. 
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für das gesamte schwedische Verkehrsnetz. 15) Nach Dr. Fritz Paßkowski; ':: 
Mitglied des Kgl. KommerzkoUegiums in Stockholm, lagen 1930 die Sätze der 
niedrigsten Regeltarifklassen nur unerheblich über den Mindestsätzen, d. h. über 
den beweglichen, von der Verkehrsstärke unmittelbar abhängigen Kosten. Da ' 
zahlreiche Frachtsätz,e der schwedischen Staatsbahnen die Mindestsätz,e .sogar 
unterschritten, hätten ,andere den Ausgleich herbeiführen mUssen. 1G) Demgegen~ 
Uher bezieht sich der V,erfasser auf ,einen Vortrag, den der schwedische Eisen~ 
hahnfachmann Oscar F alkman Olm 22. April 1937 vor den Mitgliedern der 
Nationalökonomischen Ges,ellschaft in Stockholm hielt. Nach Falkman lagen 
in den Jahren 1933 bis 1935 die Einnahmen des Wagenladungsv,erkehrs der 
schwedischen Staatsbahnen 129 % über den Minimalkosten. Hi,erbei sind di,e Er~' 
löse aus den Erztransporten der Lapplandbahn nicht mit berücksichtigt worden, 
da die schwedischen Staatsbahnen für diesen Teilv,erkehr seit jeher ,eine ges'Ünderte 

, Abrechnung durchfuhren. Falkman hob ausdrücklich hervor, daß, was die Uebw 
schüsse der Frachterlöse über die Minimaltarife anbelangte, der Erzverkehr der 
Lapplandbahn noch günstigere Ziffern als der übrige Wagenladungsverkehr in 
seiner Gesamtheit aufwies. 17) Im übrigen ist aus dem zitierten Aufsatz der Herren 
Dr. Ahlherg und Dr. Norman zU: ,ersehen, daß in den letzten Vorkriegsjahren 
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die vollen Selbstk'Üsten des schwedischen Erzverkehrs nur 0,965 Oere je tkm be~ 
trugen, während diese im allgemeinen Güte~v'erkehr 4,14 Oere je tkm ausmachten. 
Der lappländische Erzverkehr 'erfreute sich vor dem Kriege hoher FrachtvergUnf ,~ 
stigungen. Es ist somit kein Zweifel darüber, daß auch in Schweden der Massen~ 
gutverkehr in geschlossenen Zügen durch die Einnahmen aus den 'Oberen Tarif~ "', 
klassen des Regeltarifs nicht subventioniert worden ist. Die Strecke Lulea­
Kiruna-Riksgränsen zählt vielmehr als reine Massengutbahn zu den größten" 
Gewinnträgern der schwedischen Staatsbahnen. 
Die Verhältnisse bei der Lapplandbahn liegen ähnlich wie ,einst bei der deutschen 

. Ruhr",Mosel~Linie. Obwohl ,es sich beim Ruhr"Mosel",Verkehr fast ausschließ~ 
lieh um die Beförderung von K'ohle, v'Ür dem Kriege auch von Minette lothring~ 
scher und lux~emburgischer Herkunft, handelt, war er lange Zeit für die deutschen 
Eisenhahnen äußerst ,einträglich. 1907 ergab sich nach amtlichen F,eststellungen . 
heim P,endelverkehr Ruhr-Lothringen/Luxemburg ein Betriebskoeffizient von 46. ' . 
Demgegenüber betrug damals die Betriebszahl im allgemeinen 70. Zwischen den 
Weltkriegen erzielte die Reichsbahn beim Ruhr"Mosel"Verkehr eine Betriebszahl 
von schätzungsweise 70. Insgesamt stellte sich bei ihr die Betriebszahl 1929 auf 
83,93 und 1936 auf 88,16. . .~" 

1939 überstiegen die Frachteinnahmen der französischen Eisenbahnen beim 
Kohlenversand nach Paris die vollen Selbstkosten um über 60 0/0. A'ehnlich lagen '. ',,~ ~ 
die y,erhältnisse vor dem Kriege beim 'AT 6 B 1, soweit die Kohle in geschlossenen 
Güterwagen zum VersaI1:d kam. 
Es mag sein, daß der eine 'Oder andere Erztarif der R'eichsbahn 1938 nur deren 
Betriebsausgaben gedeckt hat. Faßt man sämtliche Erztransporte zusammen, s:::> 
hat aber die Reichsbahn unserer Ueberz,eugung nach bei der Erzbeförderung keine ' " , 

15) Dr. Ahlherg'und Dr. Norman, "Die ß'elriebskostoll der Ersenbahnen und ihre ßedeutu~g 
für die Tarifbildung", Archiv für EiJs,"mbahnwescll 1916, 1917 und 1919. Ervin Ticac, "D[<) 
Staffeln des Eisenlnhngütertarifs mit hesondoror BerücksicMigung des Selbstko~tenproblc!U~''; 
Hamburger Dissertation 1939, S. 26/30. . ,\'~ 

, 16) Dr. Frvtz ,Paßkowski, "Dre Eis@bahnpol,Hik SclnvOllens", Schweiwrisches Archiv für Vcr-
kelmwtS6<eIlSchaft und Verkehrspolitik, Jahrgang 1949, Nr.3, S. 210. ,.' 

17) Vorhandlung,m der NaJionalökollomisd~(m Gesellschaft 1\)37 • Stockholm 1\)38 S.60 (lll 
schwedischer Sprache). " , 
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; y crluste erlitten, sondern im Gegenteil Uehers~hlisseerzie1t. Aus diesem Grunde 
ist es bedauerlich, daß anläßlich der Tariferhöhung vom 1. Januar 1951 mit Aus~ 
nahme der Seehafentarife sämtliche Ausnahmetarif.e wesentlich stärker als die 
entsprechenden Regeltarifsätze angehoben wurden. Sieht man vom AT 11 B 1 für 
DUngemittel ab, so unterschreitet z. Zt. kein einziger Ausnahmetarif für Güter 
der T,arifklass'en Fund G trotz'der hohen Frachtvergünstigungen die auf sie ent" 
fallenden vollen Selbstkosten der Eisenbahn. Das ist um so bemerkenswerter, als 
im gesamten öffentlichen Güterverkehr der Bundesbahn der Einnahmeindex 
(1936 = 100) im November 1951 bei 190, der Ausgabenindex aher mindestens 
bei 210, höchstwahrscheinlich aber bei 220 lag. . 
Die Eisenbahnen können niemals die Verpflichtung übernehmen, bei keinem 
Tarif die vollen Selbstkosten zu unterschreiten. Es ist aber Otto Most zuzu" 
stimmen, daß di,e volle K'ostendeckung beim R,egeltarif und hei den großen, 
mengen" wie 'einnahmemäßig ausschlaggehenden Ausnahmetarifen unter allen 
Umständen gewährleistet sein muß.l8) Nach unseren Ermittlungen hat sich die 
Reichsbahn nur bei ganz wenigen bes'Ünderen Ausnalunetarif,en aus gemeinwirt" 
schaftlichen Gründen mit der Hereinholung der anteiligen Betriebsausgaben be", 
gnügt. Ausnahmetarif,e, die nur die zusätzlichen Kosten deck,en, sind in der Ge" 
schichte der deutschen Eisenbahnen ,ein ganz seltener Ausnahmefall. Unter diesen 
Umständen lohnf,es sich kaum, im -einzelnen zu untersuchen, inwieweit und unter 
welchen Voraussetzungen auf die Anrechnung der vollen anteilig,en fix'en Kosten 
in 'einem ,einzelnen Tarif verzichtet werden kann. Es trifft nicht zu, daß die Bahn 
ihr,e fixen Kosten höchst unterschiedlich verteilt und die frachtunempfindlichen 
Güter mit 'einem sehr hohen Teil dieser fixen Kosten belegt, dagegen die fracht" 
empfindlichen Güter nur mit sehr geringen fix,en K'Üsten helastet. Solche Auf" 
fassungen verraten ,eine völlige Unkenntnis der Abhängigkeit der K'Üsten der 
Massengutheförderung von der Auslastung der Wagen und dem Einsatz von 
\Vagengruppen und geschlossenen Zügen . 

" ' 

V. 

Die heute herrschende Tarifbildungsmethode vereinigt die Grundsätze des Wagen" 
raumsystems mit denen des Wertsystems, indem sie von letzterem den Grundsatz 
der Belastung der Güter nach ihrem Wert, von erster,em alle jene Bestimmungen 
entlehnte, welche auf tunlichste Ausnutzung des Ladegewichts bzw. Minderung 
der toten Last ,abzielen. Die Frachtsätze werden durch' das Zusammenwirk,en 
der Kosten der Beförderungsleistung und des W,ertes des Gutes gebildet., Das 
gemischte System hat somit vom W,ertsystem die Anpassung der Frachtsätze an 
die Preise der Güter und vom Wagenraumsystem dte Rücksichtnahme auf die 
Beförderungskosten, vornehmlich durch die Unterscheidung von Stückgut und 
Wagenladungsgut, übernommen. Es ist aber kein Zweifel darüber, daß .beim ge" 
mischten System der W,ertgesichtspunkt den Ausschlag gibt. 
Nach Spieß ist von den drei tarifarischen Einteilungsgesichtspunkten: Wert, Ent" 
fernung, M,enge - die Unterscheidung nach der M,enge des jeweilig zur Be" 
förderung aufgegebenen Gutes nicht nur der volkswirtschaftlich, sondern auch 
der tarifwissenschaftlich wenigst hedeutsame. 19) Dies,er Auffassung vermag sich 
der Verfasser nicht anzuschließen. Da Spieß der ,einzige Tarifwissenschaftler ist, 

18) Ollo Mos,t, a. a. 0., S.32. 
19) W. Spieß, a. a. 0 .• S.86. 
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der bisher zur Fra d M' - ff I .. eh' W k geer engenstae uberhaupt Stellung genommen hat, soll 
r ler zu 'Ort 'Otnmen. 

~:~ W.~gehlidungsv~rkehr hängt die wirtschaftlich bestmögliche' Ausnutzung 
in sB ~rel :te ka tenen EIsenbahnapparates von der bei der ·einz'elnen Beförderung 

.e rac1?InInenden Menge ab. Dieser Umstand kann nach Spieß ebenso;< i emg i[°dkhswlrtschaftlich wie seinerz,eit betriebswirtschaftlich unbeachtet bleiben. 
s mu 'a 'er durch tarifarische Differenzierung zu bester Ausnutzung des Lade" 

raume~ ,angehalten und gegen schlechtere Y,erwendung durch mit dem Grade der 
ungenugenden Auslastung 'erhöhte Steigerung des Tarifpreises angegangen 
werde~. "Denkmäßig wäre hiernach neben der W,ert::: und Entfernungsstaffel 
nock 'eme dritte Staffel des Eisenbahngütertarifs zu f'Ordern, die v'On 'schlechterer 

lZ~1 ~sse~e~ Laderaum::: (oder besser: Wagen:::) ausnutzung imPreisansatz ver" 
1a tmsmaßlg abstiege." 20) I 

Zu dieser dr~tten' Staffelung ist es aber, wie Spieß weiter ausführt, in systemati;< 
scher F'Orm In dem Gütertarife bei keiner 'einzigen größeren Bahn bisher ge" 
kommen. Hierfür führt Spieß verschiedene Gründe an. Es sei zunächst ,schon 
außerh~lb der tarifarischen Systematik auf dem Gebiet der Menge"Berücksichti" 
~ung VIel geschehen. In der Tat besitz,en aUe mitteleur'Opäischen Tarifsysteme, 
Insbes'Ondereauch der deutsche Eisenbahngütertarif, innerhalb der Begriffe Stücb 
gut und Wagenladungsgut mehr 'Oder weniger rudimentäre F'Ormen von Mengen" 
staffeln, in der Unterscheidung von Gewichtsstufen dort, bzw. Haupt" und 
Nebenklassen hier. 

"Deutschland unterscheidet beim Stückgut Gewichtsstufen bis 500, bis 1000 
und über 1000 Kilogramm, und im Wagenladungstarif stellt es >einer Haupt" 
klasse von 15 t zwei Nebenklassen von 10 und 5 Tonnen gegenüher. Andere 
Bahnen bemessen die Hauptklasse der Wagenladungen auf 10, und führen 
danehen nur 'eine Nebenklasse mit 5 Tonnen. Ueberall hat man sich dabei 
für Gewichts:::, nicht Wagenraumtinterscheidung entschieden." 21) 

Nach Spieß ist das Interesse an der Wagenverwendung und "ausnutzung sowohl 
für die Eisenbahn selbst wie auch für die Verfrachter verschieden je nachdem, 
ob Zeiten des Wagenmangels ,oder "überflusses in Frage kommen. Bei einer 
Mengenstaffel würde sich, je ausgearbeiteter sie wäre, desto öfter und desto mehr 
ein Bedürfnis zur Revision bald im dnen, bald im andern Sinn ,ergeben. Aus 
diesem Grunde empfehle sich eine tarifsystematische und damit die Dinge auf 
lange Zeit festlegende R'egelung für die Eisenbahn:::Betriebs::: und Yolkswirtscllaft 
nicht. 22) 
Der eigentliche Grund, weshalb sich Spieß mit ,einer begriffsechten Mengen" 
staffelung noch nicht abzufinden vermochte, war aber seine Sorge um die mög .. 
lichen Rückwirkungen auf den Kraftwagen und die Binnenschiffahrt. Die 
anderen Verkehrsmittel würden seiner M,einung nach in einer Komplikation der 
Frachtenbildung über gegebenenfalls d r ,e i verschiedene Staffeln (W,ert, Ent .. 
fernung, Menge) -eine kaum geringere Tücke des Maßinstruments: Eisenbahn .. 
gütertarif finden, als wenn die von ihm gleichfalls zurückgewiesene Einführung 
mehrerer Entfernungsstaffeln erfolgen sollte. 23) 

Spieß verschloß sich keineswegs der Erkenntnis, daß die Ausgestaltung der 
M-engenstaffel nach größeren Quantitätseinheiten hin (über 15 Tonnen) der 

20j dto., S. 88. 
21 dlo., S. 89. 
22 uto., S. 89/90. 
23 uto., S. 96. 
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Tendenz des Eisenhahnverkehrs ,als solchen, über Großgüterwagen zu Zug::: und 
Masseneinheiten auch in der tflrifarischen Behandlung zu kommen, Rechnu,ng 
tragen würde. Der Ausbau des Regelgütertarifs unter dem Gesichtspun~t der 
Menge werde jedoch den Bedürfnissen aller Y,erkehrsunternehmungen, Jedem 
nach seiner Arteigenheit, jedenfalls allen aber gl ei c h z ei t i g Rechnung tragen 
müssen. 21) 

Abschließend stellte Spieß den folgenden Lehrsatz auf: 
"Im Regeltarif ist unter dem Gesichtspunkt bestmöglicher .Ausnutz~ng der 
zur Verfügung gestellten Beförderungsmittel die betriebswutschafthch not::: 
wendige Unterscheidung je nach der Menge des zur Aufgahe gebrac~ten 
Gutes auch volkswirtschaftlich angezeigt. Indessen wird der Ausbau emes 
der Wert::: und Entfernungsstaffel sinngemäß entsprechenden .Staf!elsystem~ 
für die Menge ,erst nach gewonnenem Ueherblick und nur bel weItester Be~ 
rücksichtigung der Tarifbedürfnisse auch der anderen Y,erkehrsmittel du~ch" 
geführt werden dürf·en. Insbesondere wird dabei auch. das Beden~en zu be: 
achten sein daß der Ausbau des Tarifes durch eine dl'ltte Staffel eme außer~ 
ordentliche' ohne weiteres kaum ühersehbare Yerwickelung in die Preis" 

.. berechnung auch aller anderen indirekt durch den Eisenbahngütertarif he ein::: 
flußten Y,erkehrsbeförderungen hineintragen würde." 25) 

Y. 

Wenn die Lastkraftwagenkonkurrenz die F ortfühnmg der gemeim:virt~chaft" 
lichen Eisenhahngütertarifpolitik nicht bereits in den letzten Yorkl'legsJahren 
in Frage stellte, so ist dies ausschließlich den hohen Gewinnen zu verda~ken ge" 
wesen die die Eisenbahnen dadurch ,erzielten daß sie auf die allgememe An" 
wend~ng der Mengenstaffel bei der Frachts;tzbildung ihre.r Gütertarife ver: 
zichteten. Seit dem Kriege hat aber ,ein weiterer s~hwerer Emb~uch ,des ~ra~t::: 
wagens in den Besitzstan~ der Eisenbahnen stat~gefunden. Es 1st zwar rlchh

h
g, 

daß der prozentuale Antetl der Tarifklass·en A, bis C olm Wagen~adungsvlerke r 
nach Regelklassen, gemessen ,an den Mengen und den t km:::Lelstungen, .. Ende 
1951 ebenso groß wie im letzten Vorkriegsjahr war. Die Bundesbahn befordert 
aber heute so gut wie ausschließlich nur solche Güter der Klassen A, Bund C 
zu. Regelsätzen, die für die verkehrsschwachen Gebiete bes~immt ~ind, oder dort 
zum Y,ersand aufgegeben werden. Aus diesem Gnmde ZIeht dIe Bundes?ahn 
aus der Wertstaffel nur noch ,einen sehr mäßigen Nutzen. Es kommt hmzu, 
daß der Lastkraftwagen in ständig wachsendem Umfange der Bundesbahn auch 
Güter der unteren Regeltarifklassen mit Erfolg str,eitig macht. Vom Yerkehrs" 
aufkommen des gewerblichen Güterf,ernv,erkehrs ,entfallen heute mindestens 25 0/0 

auf Güter der Regelklasse F. Im Fernv,erkehr auf der Landstraße ,haben aber 
Massengüter eigentlich nichts zu suchen. 
Das gemeinwirtschaftliche Eisenbahngütertarifsystem hat den Lastkraf~agen 
zweifellos in .eine falsche Richtung gedrängt. Obwohl der Kra~~wag,e,? fur d~n 
Flächenverkehr geradezu prädistiniert ist, betätigt ·er sich ganz uberwlegend 1m 

Hauptstreckenverkehr. Dabei bevorzugt er beim Y,erkehrsknotenpunkte~v,e.rkehr 
Relationen, die ihm dne gute Auslastung in beiden Richtungen ~rmoghch~n. 
Wegen der Gleichheit der Transportpreise im Raum kann ~i,e Else~bahn 1m 
Hauptstreckenverkehr ihre große kostenmäßige Ueherlegenhett gegenuber dem 

----:M)uto., S.96. 
2.» dlO., S.97. 
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90 h d ' k hrt macht die Bezusc ussunger vw 
L tk ftwagen nicht ausnutz~n. ~mte hen dem Lastkraftwagen die Bedienung 
kat r~roen Gebiete durch dle "El~eh ~'es obwohl der Kraftwagen im Flächen~ 
d e rsa kehrs armen Gebiete unm~g lC . K

l 
sten als die Eisenbahn arbeitet. Der 

.erk: hr überwiegend mit niednger.efnd \andstraße kommt jedenfalls mit den 
ver Fl" h rkehr aU er N h "t .. bIt liniengebundene ~c enve hn beim Einsatz ihrer a gu erzugeerec me , 
Frachtsätz.en, die dle Bundesba : ' 
nicht entfernt .aus. I'H ung kann der rein privatwirtschaftlieh 
Infolge seiner betrieblichen ~:~~ ld:: regionale Ausgleichsprinzip der Eisen~ 
orientierte Kraftwagenunte~e ff ng daß auch der Kraftwagen den Verkehr 
bahn nicht übernehmen. ple AU'

1 
ass;; 5 Tarifsystem der Eisenbahn übernommen 

gemeinwirtschaftlich bed:enk~.weler :rst im Fall der Einbeziehung eines Linien~ I 
habe ist irrig. Diesem Z~el d~mBe ~~bs und Beförderungspflicht näher. " \ 

k' h f der Straße m lee t . 
ver e rs au . , . d h Zusammendrängung der Wertstaffel, die der . 
Es wird niemals geh~ge~ f f.rh . Gründen entschieden ablehnt, den Lastkraf~ 
Verfasser auS volkswutsc a ~ lC enkehr der Eisenbahn wieder herauszudrängen. 
w.agen aUS dem Hauptstrw env~\e den Einsatz der lMengenstaffel möglich. . 
Dies ist allein auf demiI(Je ~"nden dafür Sorge getragen werden, daß auch 
Dabei muß aber unter aGebn. t:i~ a den Genuß der Mengenstaffel kommen. Das, 
die v.erkehrsschwachen e le. ' 
läßt sich ,durchaus herbeiführen. . ., .. 

. . f be der Mengenstaffel, dem Kraftwagen Jede Betati:: 
Im übrigen 1st ,es ll1C~t t~ngden Yerkehrsknotenpunkten unmöglich zu machen. 
gung im Y·erkehr ~tS~ türliche Hauptstreckenverkehr der Lastkraftwagen:: 
Es muß aber derdtedl weWls~ ukf~rnverkehrs auf ein für die Bahn und die. gesamte 
unternehmer un es er b d" kt d 
Volkswirtschaft erträgliches .t\.usmaß hera ge ruc weren. 
.. h'ff h t de' t im Stück" und Frachtgutgeschäft seit altersher die 

DIe Bmnensc 1 a r wen d' M' l' d d D' b F cl t 
Mengenstaffel an. So verlangen heute ~e li! hre~ erh R Ult~ uJger b ~~ 1 ~n" 
konvention für die Wa1z.eis.enbeförderun

k
g.von u orltnac kO ·er tamp etl. artlen 

von 30 t DM 650 je t. W!erden, wasemeswegs se ·en vor om~, ar len von 
5 b' 600 t f eben so sinkt der Frachtsatz auf UM 3,75 Je t, d. h., um 

42 3
1S I ~u gle

g 
n ve'rläuft die Staffel für Walz·eisen wie folgt: ' 

, 0/0. m ,emz·e ne 
ab . ab ab ab ab ab u;det 30 t 50 t 100 t 300 t 400 t 500 bis 600 t 

DM6.75 DM6.50 DM6.- DM5.- DM'4.50 DM4. - DM 3.75 
100 96,3 88,9 74,1 66,7 59,3 55,5 

Bei Massenguthandelt es sich' um geschlossene Sch~ffsladungen. Hier. gab ~s 
vor dem Kriege feste J(ontrakte zwis~.hen Gr.?ßv~rla?ern und ReedereIen, .die 

. auch die Menge der zu verladenden Guter beruckslchhgten. Mengenrabatte smd 
in der Binnenschiffahrt nach Auffassung des Ycrfass·ers se1bstkosrenmäßig durch:; 
aus v.ertretbar. . I 

Umgekehrt kann die Binnenschiffahrt, keine Einwendungen gegen den Einsatz 
der Mengenstaffel durch die Eisenbahn erheben. Alfons Schmitt fordert eine 
Tarifrdorm, die u. a. dem Gesichtspunkt R.echnung trägt, einen echten Leistungs,,: 
wettbewerb zwischen den verschiedenen Verkehrsmitteln zu ermöglichen. Die . 
Ordnung des Y,erkehrs ~chließt nach seiner Meinung die Pr.eisdifferenzierung 
keineswegs völligaus~ Nach Alfons Schmitt steht eine Differenzierung der Preise 
durch den Anbieter mit dem Grundsatz des echten Leistungswettbewerbs dann 

. '~ ~ -, 

, ~. 
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im Einklang, wenn die unterschiedlichen Preis·e Ausdruck unt·erschiedlicher Lei" 
stung oder unterschiedlicher K'Üsten sind. 2ß) 

Wie die Eisenbahnen wegen der Anwendung des Belastbarkeitsprinzips (Wert.. 
system) einen nicht geringen. Teil ihrer Transporte an den viel Geld einbringen" 
den Gütern der oberen Tarifklassen an den Güterf.ernverkehr auf der Land" 
straße abtreten mußten, so bedeutet der Yersicht auf die v'Ülle Anwendung der 
Mengenstaffel ·eine Beschränkung der natürlichen Wettbewerbs fähigkeit der 
Eisenbahn. Hierfür nur ein Beispiel. . 
Bis zum Kriege tarifierten aus handelspolitischen Gründen Benzin und Petro" 
leum ausländischer Herkunft nach der Regeltarifklasse A. Unter diesen Um" 
ständen .entschlossen sich die K'Ünzerne der ausländischen Mineralölindustde, 
die Versorgung des deutschen Binnenmarktes mit Benzin und P.etroleum so weit 
wie nur irgend möglich auf den Binnenwasserstraßen vorzunehmen. Zu diesem 
Zweck legten sie sich eine große Flotte von Tankkähnen, Tankmotmschifßen 
und Tankleichtern zu. Zugleich errichteten sie' in allen größeren Binnenhäfen 
eine Verteilungs organisation mit Gmßtankanlagen und Faßabfüllägern. ,y on hier 
aus werden die Mineralölerzeugnisse in ,eigenen Straßentankwagen oder in eige .. 
nen Eisenbahnkesselwagen nach den zahlreichen kleinen Lägern verbracht. Es 
sind ausschließlich die den Länderbahnen und später d·er R·eichsbahn aufge .. 
zwungenen stark überhöhten Frachtsätze für ,Benzin und P·etroleum gewesen, 
welche die Binnenschiffahrt zum, "naturgegebenen binnenländischen Beförde" 
rungsmittel für Mineralöl" machten. Hätte man rechtzeitig den deutschen Eisen .. 
bahnen gestattet, bei der Frachtsatzbildung von den Möglichkeiten einer kosten" 
wahren MengenstaHel Gebrauch. zu machen, so wäre die Entwicklung völlig 
anders verlaufen. Die Selbstkosten fahrplanmäßig v·erkehr·ender geschlossener 
Züge aus mit Miner.alöl beladenen K·esselwagen unterschreiten, wenn man von 
. der Relation Ruhr'Ürt - R'Ütterdam absieht, diejenig·en der Tankschiffahrt wesent .. 
lieh. Auch hierfür ,ein Beispiel. . 
In Essen Karnap steht die Inbetriebnahme einer Raffinerie vor der Tür. Das 
von dieser benötigte Rohöl soll über Nordenham eingeführt werden. Dies hat 
zur Y'Üraussetzung, daß die Beförderungskosten von Nordenham nach Essen .. 
Karnap >einigermaßen den Aufwendungen ·entsprechen, die der Raffinerie beim 
Rohölbezug über R>otterdam erwachsen würden. Es kam zu einem Antrag .auf 
Erstellung .eines besonderen Ausnahmetarifs für seewärts einzuführendes Rohöl 
von Nordenham nach Essen .. Karnap. Die Bundesbahn verlangt einen Fracht" 
satz von DM 8,50 je t, was gegenüber dem allgemeinen 'Ausnalunetarif H B 1 
für Rohöl dnc Ermäßigung von 64 % und gegenüber der Regelklasse G dne 
solche v·on 55 0,'0 bedeutet .. Dieser Frachtsatz liegt nur um ein Geringes über 

I. 

der Rate, welche im Fall des Versandes über Rotterdam zu entrichten wäre . 
Obwohl die Bundeshahn sich bei diesem Mindestmengentarif mit einem Erlös 
von nur 3 Pf. je t km begnügen will, würde sie bei diesen Transporten erhebliche 
Ueberschüsse ·erzielen. Die westdeutsche Kanalschiffahrt würde selbst im Fall 
einer doppelt so hohen Fracht kein Auskommen finden, hat aber nichtsdesto" 
weniger gegen ·den Antr<lg Einspruch erhoben. 
Durch den Bau v·on Kanälen wird der Bundesbahn die Durchführung des sozialen 
Y.erkehrslastenausgleichserschw,ert. W,egen des Verzichts der Bahn auf den 
Einsatz der M·engenstaHe1 reißt jeder neue Kanal Verkehr an sich, der bisher 
auf der Hahn in Durchgangsgüterzügen ·erfolote. Die in den Häfen und deren 
.:_____ t:> 

26) Alfons Schmitt, ,,"Virts'ChafLliche Prohlcme d-c'l' ßinn(>nschi.ffahrt", SchrifLonreiho des .v crkehr;mrIllis.tcriums des Landcs Nordrhein-Westfalen, lIeH 8, DüssddorI 1950, S. 37. 
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Einzugsgebiet~nansässige Industrie zieht zweifellos 'erheblichen Nutzen aus den 
Kanälen. Nüch so große Frachtersparnisse dieser y,erlader sind aber keine Recht" 
fertigung des Baues des betreffenden Kanals'. Die Binnenschiffahrt überläßt 
der Bahn die kostspielige Unterverteilung der Massengüter auf die vielen Bahn" 
höfe im Hinterland der neuen Häfen. Der Bahn fehlen am Ende die Mittel 
zur Abdeckungjhrer großen y,erluste bei der Bedienung der verkehr~schwachen 
Gebiete. 
Will man die Bauwürdigkeit -eines neuen Kanals prüfen oder entscheiden, ob die 
bereits begonnene Kanalisierung -eines Flusses fortgesetzt werden soll, so ist es er" 
forderlich die echten Selbstküsten der Schiffahrt mit denen der Eisenbahn auf 
der ParaIielstrecke zu vergleichen. Bereits im Fall gleicher t km"Kosten für die 
Massengutbeförderung sind Kanalprojekte zu verwerfen. Sollte sich dieser Grund" 
satz nicht verwirklichen lassen, SD muß der Bundesbahn <!as Recht eingeräumt 
werden, mit Hilfe -einer küstengerechten Mengenstaffel den Wettbewerb gegen 
jeden neuen Kanal und jede weitere Teilstrecke kanalisierter Flüsse aufzunehmen. 
Die deutsche Binnenschiffahrt darf nicht das Schicksal der amerikanischen Fluß" 
schiffahrt ,erleiden. Anders wie in Amerika wird in Deutschland auch kein Kanal 
jemals wieder zugeschüttet werden. Sollte 'es in Deutschland zur systemgerechten 
Anwendung der Mengenstaffel kümmen, SD wird ,es Aufg-abe der staatlichen Yer" 
kehrspolitik sein müssen, eine zu starke Verschiebung des Kräfteverhältnisses 
zwischen Eisenbahn und Binnenschiffahrt zu verhindern. 

YII. 

Es süll nun das Eigeninteresse der Bahn an der Mengenstaffel geprüft werden. 
V'öllige Einmütigkeit besteht auch bei den Eisenbahnern darüber, daß die Mengen" 
staffel als Prämie für -eine gute Auslastung der Güterwagen unentbehrlich is t 
Wichtiger als die' Mengenstaffel im Rahmen der Ladefähigkeit 'eines Wagens ist 
'aber die Mengenstaffel für Tr_ansporte, die über die Nutzlast des einzelnen 
W-agens hinausgehen. 
Jede Bahn wird von sich aus alles tun, um den Anteil der geschlossenen Züge 
und der Wagengruppen an ihren gesamten Beförderungsleistungen SD weit wie 
möglich zu steigern. Der Bahn liegt zugleich daran, daß ihre Durchgangsgüter" 
züge möglichst weite Strecken ohne Aufenthalt zurücklegen. Diese beiden Ziele 
lassen sich nach Meinung des Verfassers 'Ohne Mitwirkung der verladenden Wirt" 
schaft nicht restlos verwirklichen. 
Es wurde bereits der AT 11 B 1 für Düngemittel als der 'einzige Unterkostentarif 
der Bundesbahn bez-eichnet. Die Sondersätze dieses KeUertarifs gewähren Er" 
mäßigungen von bis zu 74 0/0. 1938 wurden nach dem AT 11 B 1 -nicht weniger 
als 14 886666 t abgefertigt. Bereits die Reichsbahn erlitt bei diesem Ausnalune" 
tarif hohe V,erluste. Das ist kein Zufall, erfolgt doch die Belieferung der Bauern 
mit DUngemitteln ganz überwiegend in der Form von Einzdsendungen. 
Bereits vor Jahren -erörterte der Y,erfasser mit Yerkehrsfachleuten der Landwirt" 
schaft die Fr.age, ,ob es nicht möglich sei, die Düngemittelv,ersorgung der Land" 
wirtschaft über im ,einzelnen noch festzulegende Y,erteilerorte vorzunehmen. Erste 
Vüraussetzung hierfür wäre die organisatorische Zusammenfassung der land" 
wirtschaftlichen Bezugsgenossenschaften und des Großhandels zU einem Yerband, 
der an sämtlichen Verteilerorten vertreten sein müßte. Die Zwangsmitgliedschaft 
lehnte der V,erfasser ab. Der Anreiz zum Zusammenschluß wäre die Ausstattung 
des AT 11 B 1 mit zwei höchst unterschiedlichen Frachtsatzzeigern: a) für Einzel" 
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sendungen; b) für Bezüge über Verteilerorte. Der zweite Frachtsatzzeiger allein 
sollte die bisherigen hohen Vergünstigungen des Tarifs gewähren. 
Selbstverständlich müßten die Verteilerorte üher Lagereinrichtungen v'erfügen. 
Es war aber nicht dar~m gedacht, die Düngemittel in den V,erteHerürten grund" 
sätzlich auf Lager zu nehmen und vün hier aus die Genossenschaft-en und den 
Handel der Verteilerbezirk,e zu beliefern. Es sollte vielmehr auf das ,StDecken" 
geschäft nach wie vor der Großteil der Umsätze entfallen. Die IgeschLossenen 
Züge süllten in den V,erteilerürten aufgelöst und die einzelnen Wagen dann durch 
die regulären Nahgüterzüge den Empfängern zugeführt wercl-en. 
Die Mitglieder des V'erhandes hätten ihre Käuf-e regelmäßig der Vertr,etung ,ihres 
V,erteilerortes aufzugeben, und zwar unter Angabe des Tages, bis zu dem die 
Lieferung ab W-erk spätestens zum Versand käme. Die V,ertretung Olm Verteiler" 
ort würde die Unterlagen sammeln und täglich' an die Bahn weiter1eHen. Auf 
diese Weise süllte die Bahn in die Lage versetzt werden, -geschlossene Züge für 
bestimmte Strecken zusammenzustellen und nach den einz,elnen Verteilerorten 
zu fahren. 
Es würde den Rahmen dieses Aufsatzes sprengen, wenn der Verfass,er näher 
in die Einzelheiten ginge. Er ist aber der festen Ueberzeugung, d.aß 'es sich lohnen 
würde der Idee der V'erteilertarife di:e anderen Zwecken dienend, in Kanada 
und der Südafrikanischen Union~eit Jahrzehnten bestehen, nachzugehen. Es 
ist notwendig, ,eingehend zu prüfen, ob nicht im Interess,e der ,Sicherstellung der 
Gemeinwirtschaftlichkeit des deutschen Eisenbahngütertarifs diese Unterfürm der 
Mengenstaffel allgemein verwirklicht werden sollte. Die Verteilertarife haben 
für Sendungen zu gelten, die auf ,einer mindestens 300 km langen Teilstrecke bis 
zum Verteilerort als geschlossene Züge ,oder Wagengruppen laufen. Sie müßten 
für diese Teilstrecke eine hohe Mengenstaffelermäßigung auf die !?ew~hnlichc 
Fracht gewähren. Die Reststrecke hätte auf keine hesonderen Vergunshgungen 
Anspruch. Es hat aher für die gesamte Strecke die Entfernungsstaffel,des Güter", 

. tarifs Geltung. Der V,erfasser erblickt in den VerteiLertarifen die einzig,e Möglich>, 
keit, die wirtschaftsschwachen Gebiete in den Genuß ,einer sich auf ganze Ztige 
oder W.agengruppen beziehenden Mengenstaffel zu bringen. 
Die Beförderungskosten der Bahn sind um so geringer, je mehr Wagen gleicher 
Bestimmung in demselben Abfertigungs>' und Beförderungsvorgang ,behandelt 
werden können. Es lassen sich deshalb keine betriebswirtschaftlichen Argumente 
gegen die Anwendung der Mengenstaff.el anführen. 
Große Zweige der Grundstoffindustrie wie der Bergbau und die Eisenindustde, 
sind in ihrer Existenz gefährdet, wenn' die Eisenbahn-en bei der 'T~rifbemess.tlllg 
auf die Berücksichtigung der Menge verzichten. Hier kommen keme VerteIler" 
tarife in Frage. Die Mengenstaffel hat sich hier auf die gesamte Strecke zu 
beziehen. ' 
Der Verfasser hat ,eingehend die Frag,e geprüft, ob man die Mengenstaffel für 
Transporte, deren Umf.ang über die Nutzlast -eines Güterwagens hinausgeht, 
systematisch in das deutsche Eisenbahngütertarifsystem dnhauen sollt,e, oder ob 
man darauf festhalten sollte, von dieser volkswirtschaftlich wichtigsten Form 
der Mengenstaff.el nur in Ausnahmefällen Gebrauch zu machen. 
Sind, wie der Verfasser nachzuweisen versucht hat, die in grüßen Wagen" und 
Zug einheiten beförderten Massen" und Schwergüter - dank des V,erzichts der 
Bundesbahn auf den Ausbau eines der W,ert" und Entfernungsstaffel sinngemäß 
entsprechenden Staff.elsystems für die Menge - seit Jahren die Hauptträger der 
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R~ntabilität des Wagenladungsverkehrs, so würde eine Mengenstaffel für gc;., ' 
schlossene Züge und Wagengruppen, die bis an die bei den ,Massentransporten 
erzielhare Selbstkostensenkung her.ameicht, die Finanzierung der gemcinwirt", 
schaftlichen Aufgaben der Eisenbahn in Zukunft unmöglich machen. Aus diesem 
Grunde kommt unserer Meinung nach der voll e Einsatz der Mengenstaffcl 
ut:lter gar keinen Umständen in Frage. 
Glückt ·es, mit Hilfe von Verteilertarifen den Lastkraftwagenwettbewerb inner", 
halb ,erträglicher Grenzen zu halten, so werden der Bundesbahn aus der \Verb 
staffel wieder ins Gewicht fallende Erträge zufließen. In diesem Fall würde 
der Bundesbahn der Entschluß zu dner stärkeren, wenn auch immer noch maß", 
vollen allgemeinen Anwendung der Mengenstaffel zweifellos erleichtert werden., 
Die am Massengutversand und "empfang in Ganzzügen beteiligte verladende 
Wirtschaft würde ,es dankbar begrüßen, wenn sie von einem Teil der Lasten 
die sie seit vielen Jahren im Interesse der Sicherstellung der gemeinwirtschaft; 
lichen Aufg.aben des Eis·enbahngütertarifs geduldig getragen hat, endlich befreit 

. werden könnte. 
Lange Zeit hindurch stand der V,erfasser selbst der Einführung einer mäßigen 
Mengenstaffel für sä m t li c h e V·ersender urld Empfänger von Gütern in gc", 
schlossenen Zügen ,oder Zugteilenablehnend gegenüber. Die kostenorientierte 
Mengenstaffel, so argumentierte 'er, käme 'einseitig den großen Produktions", und 
KonsumUonszentren zu gute. Ihre Anwendung stelle ,eine Begünstigung der 
wirtschaftsstarken ,Gebiete, der Großstädte und der Großbetriebe dar. Auf den 
schwach ausgenutzen Str,ecken seien nur wenige ~in" und Mehrgruppendurch" 
g~ngsgüterzüge zu finden. Erwägungen solcher .Art sprechen in der. Tat gegen, 
dte allgemeine Anwendung der Mengenstaffel bel Transporten in großen Wagen,,: 
und Zugeinheiten. 
Sollten sich aber die hier zur Diskussion gestellten V,edeilertarife ,als realisierbar 
erweisen, so kämen auch die Landwirtschaft und die Industrie und Menschen ' 
der vIerkehrsschwachen Räume in den vollen Genuß beider Formen der ,Mengen", 
staffel. In diesem Fall gibt es keine Einwände mehr gegen den systematischen 
aber wie immer wieder hervorgehoben sei, mäßigen Einsatz auch der 'Mengen; 
staffel für die Güterbeförderung in geschlossenen Zügen und Wagengruppen. 
Spieß v,ertrat noch 1940 hinsichtlich der Mengenstaffel die folg.ende Ansicht: 

"Die' in Tarife bisher flüssige Behandlung des Menge~Gesichtspunktes nach 
, Stückgut, Wagenladung, Haupt .. und Nebenklassen und daneben noch bc", 
stehenden weiteren Sonderregelungen wird als Mischung betriebs .. , verkehrs" 
und auch allgemein" volkswirtschaftlicher Elemente bestehen bleiben müssen 
bis die weitere technische Gestaltung und Gestaltungsmöglichkeit bei alle~ \ 
V,erkehrsmittel sich übersehen läßt." 27) 

Nunmehr ist aber die Zeit für den Ausbau eines der Wert .. und EntfernungsstaHcl' 
sinngemäß 'entsprechenden Staffelsystems für die Menge gekommen. Der Neuauf" . 
bau der Mengenstaffel,die bisher das Stiefkind der modernen Tarifwissenschaft 
war, und. keineswegs von den drei tarifarischen Einteilungsg,esichtspunkten -;. 
Wert, Entfernung und Menge - volkswirtschaftlich am wenigsten bedeutsam ist' 
gehört nach Meinung des V,erfassers zu den vordringlichsten Aufgaben der kom; ." ,. 

,menden Großen Tarifreform. , 
... 

27) W. Sp~cß, a. a. 0., S.98. 
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VIII. 

~:ankreich ist o~fenbar das einzige Land, wo die Eisenbahnen di·e 'Mengenstaffel 
,- fur Transporte .. m .geschlossenen Zügen und \Vagengruppen hereits seit Jahr" 

zehnten grundsatzhch und allgemein anwenden. Hierauf hat der bekannte Saar'" 
industriel1e ~öchlin.g s~hon 1927 auf den Verhandlungen der Friedric,lvLis~ 
Gesellschaft m Berlm hmgewiesen. 28) 

~eIapgen Güter in geschlossenen Zügen oder größeren Wagengruppen zur' Be .. 
forderung, so gewähren die französischen Eisenbahnen für sämtliche Güter nach 
der Ladungsme.~ge g~staffelte Ermäßigungen. Diese beginnen bei der Aufgabe 
von 300 t. Daruber hmaus werden R.egelmäßigkeitsprämien gezahlt wenn dieser 
Verkehr fahrplanmäßig durchgeführt wird. ' 
Zur Z<eit betragen die Mengenrabatte im Fall des Einsatzes geschlossener Züge 
bei Ladungen von ' 

800 t: 20,5%; ,900 t: 23,5 %; 1000 t: 25,5%; 1200 t: 29 0/ 0 ; 1500 t: 31 %. 
Wer ~rheitstägl~cheinen Zug anfordert, erhält -eine Regelmäßigkeitsprämie von 
8 % • \V,erden dle geschLossenen Züge nur alle zwei Tage eingesetzt, so sinkt diese 
auf 4 % • Die französischen Eisenbahnen gewähren die Mengenrabatte und die 
Regelmäßigkeitsprämien nur auf die reine Str·eckenfracht. Aus diesem Grunde 
h:ziehen sie sich auf die um die Abfertigungskosren gekürzten Frachtsätz·e für 
Emzelsendungen von 20 t. In Frankreich bezahlen die Gleisanschlußinhaber 
keine Gebühren. Sie ·erfDeuen sich im Gegenteil eines festen Abschlages von den 
Frachtsätz.en der Eisenbahn. Mitte 1951 betrug dieser Abschlag 34 Pf. je t. 
,G.~ht ma~von der Vmaussetzung aus, daß Massengüter in täglich verkehrenden 
Zugen mIt 800 bzw. 1000 t Ladung befrödert werden, so ergeben sich die folgen .. 
d~n tatsächlichen prozentualen Vergünstigungen gegenüber den Frachtsätzen für 
Emz~~sendungen durch die Mengenrabatte, die Regelmäßigkeitsprämien und die 
Vergutung zu Gunsten der Gleisanschlußinhaber: ' 

Entfernungen 800 t 1000 t 

66 km 26,7 0/0 

196 km 27,7 0/0 

289 km 28,0 % 32,6 0/0 

, 350 km 28,1 % 32,8 0
/0 

A~I~ßlic~l der .. Gütertariferhöhung vom 1. August 1951 erhielt die SN CF vom 
~l~lster.u~m fur Transport und 'öffentliche Arbeiten die Genehinigung zur In .. 
~lVlduahslerung der Tarife für hoch" und mittelwertige Wag·enladungsgüter. Seit 
uem 1. August 1951 galten für dieSle Güter je nach der V,erk·ehrsbedeutung der 
Abgangs" und Bestimmungshahnhöfe unterschiedliche Frachtsätze. Die Fracht .. 
s~.anne? be!ragen für gleiche Entfernung,en bis zu 15 0/0. In der Mehrzahl der 
Falle smd SIe aber wesentlich niedriger. Im einzelnen kann auf 'diese durch den 
Wdtbewerb des Lastkraftwagens ausgelöste Tarifreform hier nicht 'eingegangen 
werd~?: ,Im Rahmen dieses Aufsatzes interessiert .lediglich der Entschluß der 
franzoslschen Staatsbahnen, bei der Frachtsatzbildung sämtlicher Gütertarife den 
Grundsatz der Gleichheit der Tarife in räumlicher Hinsicht aufzugehen. Hieraus 
darf .aber nicht 'der Schluß gezogen werden, daß man in Frankreich bereit ist, 
au.f Jede gemeinwirtschaftliehe Haltung in der Tarifbemessung zu v·erzichten. 
Dle Mengenrahatte und die Regelmäßigkeitsprämien, welche die SNCF bei der 
Aufgabe von Gütern in geschlossenen Zügen und Wagengruppen g.ewährt,ent" 

: 28) "Deutsche Vcrkchrsprobkme der Gegonwart", llerlin 1927, S. 47. 
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sprechen nicht entfernt der Differenz zwischen den Beförderungsselbstkosten für 
Einzdsendungen von 20 t und denjenigen fahrplanmäßig v,erkehrender Züge mit 
großem Ladungsaufkommen. Aehnlich liegen die Yerhältnisse bei den Gütern 
auf deren Frachts-atzbildung die Verkehrsdichte der benutzten Eisenbahnstrecke~ 
v'Ün Einfluß ist. Erst die konsequente Berücksichtigung der Selbstk'Üsten würde 
die Aufgabe des gemeinwirtschaftlichen Prinzips bedeuten. Yon einer allgemeinen 
Ausrichtung der Gütertarife nach den Selbstkosten der einzelnen Beförderungs", 
leistung ist aber in Frankreich noch keine Rede. Es muß aber zugegeben werden, 
daß der französische Eisenhahngütertarif einen Teil seiner Bedeutung für die 
Raum'Ürdnung 'eingebüßt hat. Der teilweise Y,erzieht auf den sozialen Verkehrs", 
lastenausgleich im Güterverkehr wird sich auf die v-erkehrsschwachen Gebiete 
Frankreichs ungünstig auswirken. Die Regelung der M-engenstaffel für die Güter", 
beförderung in geschlossenen Zügen in Frankreich ist kein Vorbild für Deutsch~ 
land. 
Bei allen eUDOpäischen Eisenbahnen nimmt die Ladefähigkeit der W,agen ständiO" 
zu. Ueberallist man bestrebt, die verladende Wirtschaft zu v,eranlassen, mög'; 
lichst große Wagen einheiten zu benutz,en. Während in Deutschland die Eisen", 
hahn bereits am 1. Dez·ember 1920 dazu überging, ,entsprechend der -Entwicklun cr 

des W,agenparks die Frachtberechnung nach den Siitz,en der Hauptklassen grund: 
sätzlich ,an .ein Mindestgewicht von 15 t zu knüpfen, bemaßen die übrigen 'euro", 
päischen Länder durchweg die Hauptklasse der Wagenladungen nach wie vor· 
auf 10 t. In den letzten Jahren folgte man aber hier dem deutschen Beispiel. 
In Schweden erfolgte 1946 die Einführung ,einer 15 t"Klasse. Die schweiz-erischen 
Bahnen berechnen seit dem 1. Januar 1952 besondere Frachtsätze für 15",t"Sen" 
dungen, doch gelten diese nur für Güter in offenen Wagen. 'Man vermochte 
sich in der Schweiz noch nicht dazu durchzuringen, den 15"t",W,agen zur Haupt" 
klasse zu machen, sondern gewährt im Fall der Aufgabe von Gütern in offenen 
15"t"W,agen auf die Streckensätze für 10"t"Ladungen 'eine Ermäßigung von S 1):0. 
Ladungen von S t zahlen 25 % Aufschlag auf die Streckentaxen der lO"t"Haupt~ 
klass,e. Bewerkenswerter Wds,e wird in der Schweiz auf die unterschkdliche 
Bemessung von Nebenklassenzuschlägen für S"t"Sendungen und Abschlägen zu 
Gunsten der lS"t"Sendungen je nach Tarifklasse v,erzichtet. Geht man von den 
ausgerechneten Frachten (Streckenfrachten zuzüglich Abfertigungsgebühr) aus, 
so beträgt bei 200 km ,der Nebenklassenzuschlag für S"t"Ladungen ca. 22°io und 
der Abschlag für 15"t"Ladungen rund 4 %. 

In Frankl1eich ist die durchschnittliche Wagenausnutzung von: 9 t 1938 auf 122 t 
1949 gestiegen. Der Einsatz von 20"t"Wagen wird tarifarisch nach Kräften '(Tc>, 
fördert. Dies deshalb, weil nach den Erhebungen der französischen Bahnen die 
Beförderungskosten für Wagenladungen v'Ün 20 t nur ca. ein Drittel der Kosten 
der 5"t"Ladung ausmachen. Es dürfte interessieren, zu hör,en, daß die Bundesbahn 
bei ihren Se1bstkosten"Erhebungeri für das Jahr 1950 zu genau denselben ,Ergeh,; 
nissen gelangte .. Es ist auch in Frankreich unmöglich, bei der Bemessung der 
Nebenklassenzuschläge vom Selbstkostengefälle auszug,ehen. Die französischen 
Nebenklassenzuschläge sind aber wesentlich höher als diejenigen der Bundes" 
hahn. Ganz allgemein kann gesagt werden, daß die Selbstkostenorientierung der 
T.arife in Frankreich rasche FiQrtschritte macht. Das zeigt auch ein Blick auf die 
Y,ertikalstaffel der französischen Eisenbahnen, die sehr viel kostenwahrer als die 
deutsche Entfernungsstaffel ist. So sind die nahen Entfernungen in Frankreich 
wesentlich stärker als in Deutschland belastet. . 
Bei den .offenen Wagen 'entwickelt sich der 20"t"Wagen immer stärker zur Haupt~ 
klasse. So ist bei Massengütern wie Kehlen und Eisenerz der 20",t,;\X7agcn in 
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Fra.nk.reich berei.~s di~. Hauptklasse. Für die Beförderung ven Eisenerz gelten 
ledlghch Frachtsatze fur 10 und 20 t. Steinkohlen können dagegen n'Üch als 5,.t" 
Sendung aufgegeben werden. Die Nehenklassenzuschläge betrag,en 19 % für 10 t 
und 65 % für 5 t. 
B~il Halbfabrikaten gi~t im allg~meinen der lS:::t"Wagen als Hauptklasse. Für 
Elsenbleche bestehen Vler v,erschledene Frachtsätze. Ein Y,ergleich der ausgerech" 
neten Frachtsätzeergibt als Nebenklassenzuschläge für 

10 t: 13 %, 7 t: 32 0/0, S t: 53 0/0. 

Maschinen gelangen bereits bei Aufgabe von 12 t in den Genuß des billigsten 
Frachtsatzes. Die Mehrfracht heträgt bei 

lOt: 8 %, 7 t: 25 0/0, 5 t:45 0/0. ' 

IX. 

Im deutschen Eisenbahngütertarif findet sich z. Zt. eine Abhängigkeit der Fracht,; 
berechnung von der aufgelieferten Menge: . 
1. bei den Stückgutklassen I-lI! (Gewicht 1-500, SOO-1000 und über 1000 kg) 
2. bei der Unterscheidung der Frachtsätze jeder Wagenladungsklasse nach 15 t", 

10 t,; und 5 t"Sätzen (Hauptklassen und Nebenklassen) 
3. bei der Bindung weniger Ausnahmetarife an di,e Bedingung der gLeichzeitigen 

Auflieferung mehrerer Wagen in Gruppen .oder geschlossenen Zügen 'Oder 
dnes bestimmten Mindestgewichtes. 

Die Ersetzung des Klassifikationsprinzips beim Stückgut durch das GewichtS::' 
system erfolgte in Deutschland am 1. Juni 1930. Die RefiQrm -bezweckte die 
Verringerung des großen Defizits der R,eichsbahn beim Stückgutv,erkehr. 1929 
setzte sie beim Stückgutgeschäft 160 Mill. RM zu. Erfreulicherweise gelang es 
seitdem, die V,erluste ständig herabzudrücken. 

Erleidet die Bundesbahn wegen der ungenügenden Berücksichtigung der unter" 
schiedlichen Selbstkosten je nach Auslastung der Wagen bei der Beförderung 
von Stückgut beträchtliche Yerluste, so nimmt sie aus dem gleichen Grunde 
beim Y,ersand nach Nebenklassen erhebliche Einnahmeausfälle in Kauf. Die 
Nebenklassenzuschlägeentsprechen in keiner \'Veise der durch das kleinere GC::'. 
wicht bedingten Steigerung der Selbstkosten. Sie sind von der früheren' Reichs" 
bahn im Interesse der Landwirtschaft und der arbeitsorientierten F,ertigwareu.. 
industrie der rohstoffarmen Räume seinerzeit ganz bewußt viel zu niedrig an" 
gesetzt worden. Setzt man die Selbstkosten ,eines 15"t"Wagens bei voller Aus" 
lastung mit 100 an, so erhält man für das Jahr 1937 bei Aufgabe von 10 t 144 
und im Fall seiner Beladung mit 5 t die Inde?Czahl 270. Demgeg,enüber betrugen 
die Nebenklassenzuschläge: 

ABC D E F G 

5 t 10010 100/ 0 15010 20% 30°/0 30% 40% 
10 t 5% 5010 7% 10% 100/ 0 100/0 100/ 0 

Die Hauptbedeutung der Nebenklassen liegt bei denpberen Tarifklassen. 1938 
entfielen von den Gütern der drei .oberen Regelklassen A, B 'und C 25,6 °/0 auf 
5"t" und 20,2 % auf lO"t"Sendungen, zusammen somit auf die Nebenklassen nicht 
weniger als 45,8 %. Demgegenüber nahm-en im gl'eichen Jahr die beiden Nebeu.. 
klassen v'Üm Verkehrsaufk'Ümmen der Klasse F nur 12,7 % in Anspruch. 
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Der Vierfass,er führt ·es überwiegend auf den Kraftwagenwettbewerb zurück daß; 
~lie Bedeutung der Nebenklassen seit dem Kriege ständig gesunken ist: In1" 
N'Ovember 1951 ergaben sich für die Tarifklassen A, Bund C fülgende Anteil,c 
der Nebenklassen 

5 t: 18,4 0/0, 10 t: 15,3 0/0, Nebenklassen insgesamt 33,7 0/0. 

Im gleichen M'Onat waren die Nebenklassen am Aufkümmen der Regelklasse F 
mit insgesamt 9,8 % beteiligt. ' . 
Angesichts der angespannten Finanzlage der Bundesbah~ wird sich eine Anhebung 
der Nebenklassen auf die Dauer kaum v,ermeiden lassen. Die Nebenklassep" 
zuschläge haben in der V'ergangenheit die dezentralisierenden Wirkungen der 
Eisenbahnen zweifell'Os verstärkt. Aus diesem Gnmde könnte sich der Verfasser 
nur mit 'einer sehr mäßigen Erhöhung der Nebenklassenzuschläge abfinden. 
Die Experten der Bundesbahn beschäftigen sich seit 1948 . ,eingehend mit der 
Frage, ob die Zeit für die Einführung ,einer 20",t"Hauptklasse bereits gekümmen 
ist. Die günstige Selbstküstenlage bei der Einsetzung v'On 20;::t"Einheiten und 
größeren Wagen läßt dne grundsätzliche Aenderung des Wagenraumsystems 
durchaus 'erwägenswert erscheinen. 29) . 
Die N'O~aleinheit von 15 t für ,eine Wagenladung ist, was die offenen Wagen 
angeht, zweifellüs v,eraltet. 1950 ergab sich' bei der O"Wagengruppeeine durclv 
schnittliche Ladefähigkeit v'On 21 t. Die mittlere Auslastung der 'Offenen Wagen 
betrug im gleichen Jahr 19,4 t. 
W'esentlich ungünstiger liegen aber die V'erhältnisse bei den gedeckten Wagen. 
Die mittlere Tr,agfähigkeit war 1950 bei den G"Wagen mit 15,6 t wesentlich ge; 
ringer als bei den O"Wagen. Die durchschnittliche Nutzlast stellte sich 1950 bei 
den gedeckten Wagen nur auf. 7,8 t. Dieses ungünstige Ergebnis ist in erster Linie 
auf die schlechte Auslastung der Stückgutwagen zurückzuführen. Nichtsdesto! 
weniger ist die mittlere Nutzlast der G"Wagen auch im Wagenladungsverkehr 
sehr viel niedriger als bei den .off,enen W.agen. 
Der V,erfass·er vermag sich der Forderung nach dem Uebergang zu dner größerel1, 
Hauptklasse aus v'Olkswirtschaftlichen Erwägungen nicht anzuschließen. Haupt; 
nutznießer der besünders v'On der Schwerindustrie propagandierten 20"t"Haupt:,! . 
,klasse wären die Massen" und Schwergüter. Es bliebe aber zu bedenken, "daß nicht 
alle Empfänger von Massen"bzw. Schwergütern Mengen v'On 20 t und mehr ab'! 
nehmen w'Ollen ,'Oder können und eine sich aus dem 20"t"System ,ergebende Ver; 
teuerung der kleinen Ladungen v'On 15 t und weniger als dne untragbare Benachf 

. teiligting 'empfinden würden. 30) Die Landwirtschaft hätte aus dieser Rdürm nur 
N.achteile zu Jerwarten. Die durchschnittliche Wagenauslastung betrug 1950 bei; 
spielsweise für: . 

',". (. 
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" ,llabe~ein derartig grüßes V'ülumcn, daß selbst grüßräumige Wagen oft nur 

I 
".~OOO kg fassen .. Schün die Erh~hung der bisherigen Nchenklassenzuschläge wür(le 
:' Ln der. Landwntschaft auf starksten Widerstand stüßen. Aehnlich wie in der 

Landwutschaft lieget?: die V'erhäl~nisse für die arbeitsbetonte Fertigwarenindustrie 
de~ rüh~~üffarmen .~aum~ und dte künsumürientierte Industrie in den Klein" und 
Mtttelstadten der uberwlcgend agraren Räume. 

I ': I?erVerfas~er könnte sich mit Rücksicht auf die verkehrsarmen Gebiete selbst mit 
emer auf dle 'Offenen Wagen beschränkten 20"t"Hauptklasse nur sehr schwer ab" 
finden. Seiner Meinung nach sbllte, wenigstens zunächst, an der 15"t"Hauptklasse 
fes~gehalten we~den. I?ageg,:.n 'empfiehlt er von den Sätzen der 15"t"Hauptklasse 
germ ge Abschlage. Dlese künnten bei Ladungen v'On 20 t 3 % . und bei solchen 
von 25 t vklleicht 4 % betragen. 
I?ie,' Bundesbahn gewährt keine all ge m 'e i nc Frachtbegünstigung für die Auf" 

, heferung vün Wagengruppen ,'Oder geschlüssenen Zügen. Sie glaubte hiervün 
schün deshalb absehen zu müssen, weil die hierfür in Frage kcümmenden Massen .. 
güter vün ihr zum grüßen Teil zu sehr niedrigen Ausnahmetarifen befördert 
werden. S'o ist die Benutzung von Erz"Ausnahmetarife 7 G 1, 7 B IU, 7 B 25 ~nd 
7 B 26 trütz ihr,er teilweise sehr gr'Oßen Frachtv,ergünstigungen nicht v'On der 
gleichzeitigen Auflieferung großer Mengen abhängig gemacht. Bemerkenswerter 
Weise gewährt der AT 7 B 27 rd. 78 % Ermäßigung gegenüber der Tarifklasse G. 
Es gibt nur relativ wenige Ausnahmetarife mit Mengen~Bindungen. S'o gilt der 
AT 6 B 33 für Steinkohlen v'On den Kühlenversandhahnhöfen des RuhrgeMets 
nach Peine und bestimmten Stationen des SalzgiUer"Reviers nur bei Aufgabc 
einer Mindestmenge von 1 Mill. t in 12 aufeinander f'Olgenden M'Onaten. Die 
Eisenbahn kann verlangen, daß die Sendungen in geschlüssenen Zügen 'Oder in 
Teilmengen aufgeliefert werden, die die Bildung ganzer Züge zulasseri: Häufiger 
schün kümmen besündere Ausnahmetarife vor, deren Benutzung entweder an die 
Auflieferung geschlüssener Züge bzw. Wagengruppen gebunden ist, 'Oder aber 
welche besündere Frachtsätze für Einzdsendungen und solche für gr'Oße Ge~ 
wichtsmengen haben. Hierfür einige Beispiele: ' 
Der AT 7 S 2 für Eisenerz v'On den deut~chen Se'ehäfen nach bestimmten Hütten" 
stationen gilt nur bei Auflieferung in geschlüssenen Zügen 'Oder ZugteUen. Unter 
Zugteilen ,werden mindestens 15 gleichzeitig an einen Empfänger aufgelieferte 
Wagen v,erstanden. Die glciche Bestimmung findet sich beim Binnenumschlags~ 
tarif 7 U 4 für D'Oggererze. Noch strengere Anwendungsbestimmungen enthält 
'der AT 7 U 6 für Salzgittererze. Er gilt nur bei Auflicferung in geschlüssenen 
Zügen v'On mindestcns 800 t .an dnen Empfänger und einen Empfangshahnhüf. 
Der AT 7 B 35 für Erz'c des Salzgitter"Rcviers hat zwd Gruppen von Fracht" 

Kart'Offeln 14,7 t 
Getreide und Mehl 15,2t .. I 

' I', 

sätzcn. Die Sonderfrachtsätze 1 gelten allg,emein. Dagegen ist die Benutzung der 
. Sonderfrachtsätze 2 v'On den heim AT 7 U 6 genannten Bedingung,en .abhängig. 
Eigenartigerweise steht sich beim AT 7 B 35 dne I-lütte, welche Salzgittererze 
ausschli:eßlich in geschlüssenen Zügen bezieht, nur wenig hesser, als ein H'Och" 
ofenwerk, welches diese Bindung nicht ,eingeht. Dic Spann'e zwischen den S'Onder" 
sätzcn 1 und 2 des AT 7B 35 beträgt nur rd. 10 0/0. Schließlich sei n'Och darauf 
hingewiesen, daß die Sünderfrachtsätze des AT 7 B 35 die gleichen Frachtverf' 
günstigungen wie der AT 7 B 26 für D'Oggererze gewährt, ,'Obwohl letztgenannter 
Tarif keine Bindung an hühe Mindestmengen v'Orschreibt. 

i 
I Obst und Gemüse 10,7 t 

Demgegenüber ergab sich 1950 bei Erz 'als v,erladenes Gewicht je \'Vagen 26,2 t. " . 
Die 'entsprechende Zahl für Steinkühle ist 21,4 t. Die Zahl der Landwirte die ' 
nichteiiunal in der Lage sind, bei Jeder Versendung die Sätz·e der 15"t"HduPb 
klasse auszunutz'en, ist sehr grüß. Zahlreiche Erzeugnisse der Landwirtschaft ':".' . ;', 

.29) Dr. 'Va1~er Linden, "Zur V{)rbe,roitung €'~rucr Tarifr()form", Sonderabdruck aus "Zcil~' 
. sehnEt für Verkehrswissenschaft, Jahrgang 21, 1951, Heft 4, S. 25. . 

• SO) K. llobohm, "Zur Vorhorettung der GÜLertarifrcform. Eine Antwort an Dr. lVall<:-f 
Lmden", Sonderdruck aus "Die Bundesbahn", Jahrgang 1951, H()ft 12. 

Endc 1949 wurde eine Neugestaltung der Ausnahmetarife für Eis,enerze in Er" 
wä~ung gez'Ogen: Man beabsichtigte die Zusa~menfassung der zahlr,eichen Sonder" 

I tanfe zu zwei grundsätzlichen Erz"Ausnahmetarifen und zwar je einen für Einzel~ 
i (. 
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sendungen und für geschlossene Züge. W'enn ,es auch damals zur Verwirklichung 
dieser Reform nicht gekommen ist, so läßt sie sich doch auf die Dauer kaum 
aufhalten. 

x. 
Bedauerlicherweise hält Walter Linden in seinen viel beachteten Aufsätzen die 
Mengen" und die Wertstaffel nicht auseinander. 31) Zwischen diesen be~den 
Staffeln bestehen keinerlei Beziehungen. Von ,einer ~ostendegression in der 
HorizontalstaHel ist keine Rede. Abgesehen vielleicht von Eisenerz gibt 'es kein 
einziges Massen" und Schwergut, das ausschließlich in Wagengruppen oder ge" 
schlossenen Zügen befördert wird. Dies deshalb, weil der Versand von Kohlen 
und Rohstoffen sowohl auf Hauptstrecken mit großer Verkehrsdichte, wie auf 
abgelegenen Nebenstrecken ,erfolgt. Sind Massengüter für die Landwirtschaft 
bestimmt, so überwiegen bei der Eisenbahn die Einzelsendungen bei weitem. 
Charakteristisch hierfür sind die Düngemittel. Nur so ,erklären sich die hohen 
V'erluste nicht nur der Bundesbahn, sondern auch der ,ehemaligen Reichsbahn 
heim AT 11 B 1. Die Beförderung der von den Landwirt,en benötigten Dünge;: 
mittel ,erfolgt so gut wie ausschließlich in ·einzelnen gedeckten Wagen. Trotzdem 
gewährt der AT 11 B 1 Ermäßigungen von bis zu 74 0/0. Völlig anders liegen die 
V'erhältnisse bei den Seehafenausfuhrtarif,en 11 S 2 für Stickstoff und 11 S 7 für 
Kali. Düngemittel sowie Stein" und Siedesalz werden so gut wie aussch!i.eßlich 
in geschlossenen Zügen ,oder Wagengruppen zum Zweck der Ausfuhr nach den 
Seehäfen v,erbracht. Die Benutzung dies'er Tarife ist an Mindestmengen gebunden. 
Im übrigen können ,auch Güter der höchsten Tarifklassen Massengutcharakter 
annehmen. Dies tritt dann dn, wenn ,sie irgendwo in großen M'engen anfallen 
und in Großstädten verbraucht werden. So werden in den Seehäfen Citrus"" 
früchte, Seefische und Mineralöl regelmäßig in Ein" oder Mehrgruppendurch" 
gangsgüterzügen nach den großen binnenländischen V'erbrauchsz'entren auf" 
gegeben. Dort übernehmen Nahgüterzüge die Verteilung der Mengen, die nicht 
für den V'erbrauch der Großstädte bestimmt sind. Die Domäne der Menge~ 
staffel werden aber stets geringwertige, in offenen Wagen verladene Massen" und 
Schwergüter sein. Lediglich bei den Verteiler tarifen werden di'e V'erhältnisSIC 
anders liegen. Zus,ammenfassend kommen wir zu folgendem Ergebnis: 

Will man bei der Tariffestsetzung die unterschiedlichen Beförderungs" 
kosten der Eisenbahn je nach Auslastung der Wagen und Zqge ganz 
oder teilweise berücksichtigen, so kann dies niemals auf dem Weg 
über die Einstufung der Güter in die verschiedenen Tarifklassen, 
sondern nur durch die dritte Staffel, die Mengenstaffel, erfolgen. 

/' 

. 31) Wir begnügen uns in clie~'em 'Auf6atz mit dem Hinweis a,uf Walter Lindens Arti1.el "Zur 
Vorbereitung einer GÜlertarifreform", Zeits,chrHt für VerkclJrswissenschaft, Jahrgang 21, 1951, 
Heft 4. 
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(Drängen Badens und Württembergs, Widerstand Preuß.ens und Sachsens.) 

Prof. Dr. K i t t 'e I, Offenb~ch. 

Vor 10 Jahren ist ,aus v'er~chiedenen Landesarchiven wichtiges Material ans Licht 
gekommen, das uns über die Verkehrspolitik zu Beginn unser,es Jahrhunderts 
neuen Aufschluß gibt. Es lohnt sich, dieses Material, das zwar kurz vor dem 
Zusammenbruch v,eröffentlicht, in der damaligen allgemeinen Unordnung aber 
kaum beachtet wurde, dem Vergessenwerden zu ,entziehen. 1) 

An den äußeren Ereignissen gemessen, war der Gang der Verkehrsgeschichte der, 
daß nach der großen Verstaatlichung der Privatbahnen in Preußen und 
Sachsen seit Ende des 19. Jahrhunderts die (sieben) Staatsbahnnetze in 
Deutschland nebeneinander standen daß dieses Nebeneinanderst,ehen zu 
schädlichem Wettbewerb der Staatsb~hnen unt'er sich führte und auch sonst 
als unrationell 'erkannt wurde, und 
daß deshalb ·das Drängen der Verkehrsnutzer und der brdten Oeffentlich .. 
~eit (PJ.'Iesse und Reichstag) zum Zusammenschluß führte, der zunächst in 
Gestalt dnes Bundes der deutschen Staatseisenbahnen geplant, dann aber 
unmittelbar nach dem Krieg 1920 in der Form der Reichseisenbahnen ver" 
wirklicht wurde. 

Das neue, längere Zeit geheimgehaltene Material läßt erken~en, daß .der V~rsuch 
der Bildung dnes Bundes der deutschen Staatseisenbahnen mcht ~ls em Schntt.auf 
dem W,eg zu den Rdchseisenbahnen gedacht war, sondern als d~e staatsrechtlIche 
Form dnes nur scheinharen Zusammenschlusses bei dem ,es darauf abgesehen war, 
die Reichseisenbahnen für immer zu verhinder~ und die Selbständigkeit der ein" 
zelnen Staatsbahnen auf die Dauer sicherzustellen. 
Die verkehrspolitische Lage in Deutschland vor dem ersten Weltkrieg war da" 
durch gekennzeichnet, daß (,erstens) die Eisenbahnen ein nahezu voll~ommenes 
tatsächliches Monopol des Verkehrs hatten (- der Kraftv'er~ehr spidte n'Üch 
keine R'Ülle und die Kanalschiffahrt hatte auch erst geringen Umfang - ); und 
sie war ferder dadurch gekennzeichnet, daß (zweitens) innerhalb .der Staatsbahnen 
der Block der preußisch"hessischen Eisenbahngemeinschaft (self .1896), z~ ?em 
infolge staatsr,echtlicher Realunion in der Leitung durch den p~eußl~chen MIU1ster 
der ,öffentlichen Arbeiten auch noch die Staatsbahnen des ReIchs m Elsaß"Loth .. 
ring,en gehörten, das große U ebergewicht und in gemeinsamen Interessenfragen, 
namentlich bei den Tarifen, die unbestrittene Führung hatte. 
Die Bildung von Reichseisenhahnen war bekanntlich schon 1875/76 von Bismarck 
versucht, aber nicht durchgesetzt worden. Seither blieb indessen der Gedanke der 

--1-) Im Archiv für Eisenbahnwesen (1941, Heft 4 und 5, S. 537 ff und. 855 ff~ si~d d!ese 
"Aktenstücko zur Vorgeschichte der Heichsbahn" im yollcn Wortl~ut veröffenthch~. 810, sllld mcht 
nur für dio Beurteilung der damaligen Verkehrspolitik und für die Verkehrs~cscl~iChto lIlte;essant, 
darüber hinaus bieten sie für den Historiker Einblick in die 'verfassungsgcscluchthche Entwlcklung 
und in die damaligo Struktur des Deutschen Reiches. 

, , . 

I' 



102 Dr. Kittel 

Reichseisenbahnen in der deutschen Oeffentlichkeit lebendig, insbesondere traten 
H,andelskreise und Presse seit der Jahrhundertwende immer wieder da für ein. 
Für die Bundesstaaten als solche dagegen hätte die Hergabe der Bahnen an das 
Reich den Verlust eines wichtigen Zweiges der Verwaltung bedeutet, der für die 
Regierung ein Instrument für die Gestaltung der Finanz" und Wirtschaftspolitik 
cleseigenen Landes darstellte. In Preußen z. B. hildeten damals die Ueberschüsse 
der Staatsbahnen gleichsam das Rückgrat der Staatsfinanz·en. Dazu kam, daß der 
geschäftliche Wettbewerb der Staatsbahnen untereinander, der zwar damals schon 
des öfterenals unwürdig und "schäbig" hezeichnet wurde, namhafte Gewinne 
einbrachte (bei den bayrischen Staatsbahnen z. B. wurde der Gewinn allein bei 
dem Umfahren .anderer Staatshahnen üher längere Wege auf 6 Millionen [Gold,,] 
Mark ,angenommen). 

. Die bundesstaatliehe Verfassung des Kaiserreichs hrachte 'es mit sich, daß die 
Bundesstaaten finanziell, wirtschaftlich und innerpolitisch fast uneingeschränkt 
ihre leigene Souveränität hatten. Regierungen und Landtage hielten streng darauf, 
die Angelegenheiten ihr,es Landes .allein zu regeln. Dabei spielten in den größeren 
Bundesstaaten die Staatsbahnen sowohl nach der Größenordnung ihres Haus" 
halts wie nach der Anzahl des heschäftigten Personals eine ausschlaggebende 
Rolle. Dazu kam für die Landtage damals auch noch der souveräne Einfluß auf 
den Bau neuer Bahnen bei dem die großen Parteien maßgehend ihre Wünsche 
durchs·etzen konnten. Es hätte deshalb' ein gewisses - damals eben nicht VOl';< 

handenes - Maß von Weitblick und Gemeinsinn dazu gehört, trotzdem die 
Eisenbahnen aus freier Entschließung in d,ie Hand des Reiches zu gehen. 2) Be,: 
sonders kraß trat der gegenseitige Wettbewerh der Staatshahnen in Sachsen in 
Erscheinung: Preußen und Bayern hatten sich verständigt, die Güter aus Berlin 
(Ort und Uebergang) und aus Schlesien nach Bayern und umgekehrt, nicht auf 
dem kürzesten Weg durch Sachsen, sondern um Sachsen herum über Halle-Saal" 
feld zu fahren; und im Personenverkehr schufen sie durch hesonders schnell" 
fahrende Züge für die Reisenden besonders anziehende' Yerhindungen gleichfalls 
auf den Strecken, die um Sachsen herumführten. Namentlich wurde dadurch der 
Reiseverkehr von Leipzig abgelenkt, was zu ständigen Klagen der Stadt, der 
Handelskammer und des Messeamts und zu Presseangriffen führte. - Aehnliche 
Klagen aus Württemberg und Baden waren im letzten Jahrzehnt vordem ·ersten 
Weltkrieg auf der Tagesordnung; und sie waren hegründet. Denn im Verkehr 
Berlin -.; Schweiz führte der kürz,este Weg über Würzhurg- Stuttgart - Singen, 
also auf ,einer langen Strecke durch Württemberg, dieses aber wurde umfahren 
auf den Strecken über Frankfurt--:- Basel und über Nürnherg- Lindau. Dazu 
kam noch das Umfahren Württemhergs im Verkehr München -Rheinland über 
Würzburg statt über Ulm- Stuttgart. Baden hatte darunter zu leiden, ,daß die 
preußische Staatsbahn und die vom preußischen Minister geleitet,en Reichseisen" 
bahnen in Elsaß" Lothringen darin zusammengingen, den Verkehr von der 
leistungsfähigen Rheinstrecke Heidelberg - Karlsruhe - Basel auf den Weg über 
Mannheim - Straßburg - Basel zu lenken. 
Schon bald nach 1900 waren Württemherg und Baden an Preußen mit dem Vor" 
schlag' her.angetreten, eine Betriebsgemeinschaft der Staatshahnen oder alLenfalls 
wenigstens eine Betriebsmittet"Gemeinschaft zu hilden. Das Ergebnis war die ge" 
meinschaftliche Bewirtschaftung der Güterwagen in dem sog. Staatsbahn wagen,: 
verband (1907); sie war,' was allgemein anerkannt wurde" -ein . voller Erfolg, 

/ ----- / 

2) V gl. Archiv für Eisenhahnwesen 1941, S. 543. 
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hinderteaher die Fortsetzung des Wetthewerbs mit allen seinen Nachteilen in 
keiner Weise. In der öffentlichen Meinung kam die Forderung nach Reichs~ 
eisenbahnen nicht zur Ruhe. Als erste ergriff die badische Regierung - im Ein" 
verständnis mit Württemherg - im Jahr 1915 ,erneut die Initiative. Nachdem die 
Verhandlungen damals streng geheim geführt wurden, wissen wir hcute aus dem 
Material der Archive, daß im März 1915 der sächsische Gesandte in München, 
der beim hadischen Hof heglaubigt war, vom badischen Finanzminister als dem 
Ressortchef der Staatshahnenauf die Frage der R,eichseisenbahnen angesprochen 
wurde. Zu gleicher Zeit (10. Apri11915) wurde im preußischen Staatsministerium 
die Angelegenheit "der von Baden gewünschten Reichseisenhahnen" 'erörtert. Man 
kam damals im preußischen Kabinett zu keiner abschließenden Stellungn.ahme, 
war ,aber darüber einig, daß "wegen der Sensibilität der Bundesstaaten bei der 
weiteren Behand~ung der Angelegenheit Yorsichtgehoten sei". . 
Die sächsische Regierung nahm die '"Gefahr der Y,erwirklichung des hadischen 
Planes" (der Reichseisenhahnen) sehr ,ernst. 3) Da nach ,einem Bericht des Sächsi~ 
sehen Gesandten in Berlin von Anfang Dezember 1915 die Reichseisenbahnfrage 
auch weiterhin von Baden und Württemberg bei Pr·eußen hetrieben wurde, nahm 
der sächsische Finanzminister .als Ressortchef der Staatsbahnen persönlich die 
Verhindung mit seinen hayrischen und preußischen Kollegen auf. Er konnte fest~ 
stellen (27. Dezember 1915); daß völliges Einv·erständnis hestand, das Reichseisen" 
bahn"Projekt "als hegrahen" zu betrachten, daß Preußen den Beitritt Württem" 
bergs und Badens zur preußisch"hessischen Eisenbahngemeinschaft ablehne und 
daß auch der von Baden und Württemberg eventuell angestrehte Zusammenschluß 
ihrerStaatshahnen mit den Reichseisenbahnen in Elsaß"Lothringen zu einer Ein" 
heit ,;einen äußerst hedenklichen Vorgang für das große Rdchseisenbahnprojekt 
bilden würde und daher von v'Ürnherein mit allen Mitteln zu hekämpfen" wäre. 
Aus einem eingehenden Y'Ütum des preußischen Ministers der öffentlichen 
Arheitenan das Preußische Staatsministerium aus der gleichen Zeit· (15. Dezember 
1915) ,erfahren wir die Gründe, die Preußen zu so schroffer Ablehnung ver an .. 
laßten. Bemerkenswert ist hesonders der folgende Absatz des Votums: " ... Die 
v'orstehend zusammengefaßten Hauptgründe gegen die Schaffung von Reichs" 

. eisenbahnen werden nicht in vollem Umfang hekanntgegehen werden kömlen. 
V'Ür allem dürften die Erwägungen, die eine Kritik des Reichstagswahlrechts 
enthalten, unausgespr'Üchen hleiben; und auch die Gründe; die die Erhaltung der 
Vormachtstellung des preußischen Staats hetreffen, werden zweckmäßig der 
Oeffentlichkeit nur vorsichtig angedeutet. Aber auch ·ohne dies v'erbleibt genügend 
Inhalt, um di,e Y,erfechter des Reichseisenhahngedankens in Landtag und Reichs .. 
tag auf die widerstrehende Haltung einzelner Bundesstaaten .... verweisen zu 

--3-) Dio Haltullg SachS()ns erscheint uns zunächst verwunderlich; denn Sachscn, das unter dem 
'VoUhcwerh Htt, hälle allen GrUIu.1 gehaht, den ZUß,ammcnsclJtuß der' deutschen ·Eisenhalmen anzu­
,treben. Hier zeigt &ich, da[~ bei don Heg'iorcndon das staats po Li t i s c 11 0 Interesse an. der Er­
haltung des Einflusses und der Selbständigkeit innerhalb des Landes stärker wur als das staa\s­
wir·tschaftliche IntereSISe. - Im weiteren Verlauf hat Sachsen dann die 'Politik verfolgt, das 
l\Uttun boi der llildung des "llundes der deu~schon Staatsbahnen" von 'der vor 11 0 r i gen Bewiti­
gung ues 'Vettbewerbs und von der Poolung des sehr einträglichen Schnellzugverkehrs llerlin­
München ahhängig zu machen (Archiv für Eisonbahnwesen 1941. S.540). 

.4) In d~cser Kahinottsitzung kam beiläufig auch die Hede aur die Holle, dio das !leichs-Eisen­
balm:Amt' bei der. Erörterung der Hcid~isenbahnfrage spielen"könnte. Der l\linister d€r öffell.tlich"1l 
Ar!Jollen wandte Mch scharf gegen den Gedanken, dmn HOlChs-Elsenba:hn-Amt (als der damals hoch'\Pll 
llehörde de!> !teichs für gemeinsame Eisenbahni'ragen) dio Federführung in dieser Frago zu über­
tragon. Vom Standpunkt Preußens aus war das verständlich. Denn der Prä~ident des Reichs-Eisen­
hahn-Amts war bestimmt kein überzeugter Verfochter der Ablehnung des Hcich~eisenbahllgcdallkells. 
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können." - In der nachfolgenden Aussprache über dieses Votum in der Kabinett:: 
sitzung vom 17. F,ebruar 1916 4) g,ab der Minister der öffentlichen Arbeiten als 
die wichtigsten Gründe g e gen Reichseisenbahnen an: 
1. die Besorgnis, daß durch den Uebergang der preußischen Staatsbahnen auf 

das Reich die Vormachtstellung Preußens - insbesonder,e gegenüber den 
kleinen Bundesstaaten ohne eigenen Eisenbahnbesitz - geschmälert werde 

2. die Sorge, daß der Reichstag sich in die Verwaltung der Reichseisenbahne~ 
über Gebühr einmischen und daß hierunter insbesonder,e die Dienstzucht des 
P,ersonals und damit die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen in Krieg und 
Frieden empfindlich leiden würden. 

Für die folgende Zeit ist kennzeichnend, wi~ hinhaltend die badisch"württem,; 
'bergischen Wünsche durch den preußischen Minister behandelt wurden; ihm 
lag offenbar daran, die Angelegenheit von selbst wieder zur Ruhe kommen zu 
lassen. Jedoch bereits Anfang 1917 bekam die Eisenbahnfrage neuen Auftrieb 
von zwei Seiten: einmal verlangte der R'eichstag zur Vereinheitlichung der Eisen" 
bahnen dne Denkschrift und die Einsetzung dner Fachkommission; 5) so dann 
wurde die Heeres1eitung beim R'eichskanzler und Preußischen Ministerpräsidenten 
wegen Vereinheitlichung von Material und Personal der Staatsbahnen vorstellig. G) 
Zeitlich Hand in Hand mit der Aktion des Reichstags ging eine Vorsprache 
württemhergischer Abgeordneter beim preußischen Finanzminister und ein Besuch 
des württembergischen Ministerpräsidenten beim preußischen Minister deröffent" 
lichen Arbeiten (3. Apri11917) mit dem Ziel "enger,er Beziehungen zwischen den 
pl.1eußisch"hessischen und den württembergischen Staats eisenbahnen". In der 
Folge fanden dann wieder kommissarische Verhandlungen statt, die aber kein 
positiv,es Ergebnis hatten. In Preußen wurde inzwischen, ohne daß die anderen 
Regierungen etwas davon 'erfuhren, 'ein neuer, weit ausholender Plan aus,: 
gearbeitet, der dara:uf abzielte, nach außen eine große Vereinheitlichung aller 
deutschen Staatsbahnen aufzubauen, dnen "Bund der deutschen Staatseisen" 
bahnen", in der Verwaltung selbst aber und in der gesamten ,Geschäftsführung 
jeder Staatsbahn ihre Selbständigkeit wie bisher zu wahren (in Bayern auch die 
sogenannten Reservatrechte).7) Erst dn Jahr später trat Preußen mit diesem 
Vorschlag 'eines "Bundes" hervor und berief eine Konferenz der R'egierungen der 
Bundesstaaten nach Heidelberg.· (Danach wurde von da an der Plan eines solchen 
Bundes der Staatsbahnen als "das Heidelberger Programm" bezeichnet.) - Die 
bald folgenden grundstürzenden Ereignisse in der großen Politik ließen es nicht 
mehr zu weiteren Beratungen kommen. Und die Jahre 1919/20 brachten 'schließ" 
lieh die neue Staatsform des Reichs und die R·eichseisenbahnen. 

6) Vg!. Sart~r, Die lleich&eiscnbalmcn (Mannheirn 1920), S.l1. 
6) Vg!. Laga tz, Archiv für Eis,enbalmwesen 1920, S.619. 
7) Entwurf verö.l'.fentlicht im Archiv für Eis~nbahnwesen 1920, S.627. 

Das Urtoil ues Auslrundes über Gcschwindigkeits-ßeschränkungen 

Das Urteil des Auslandes 
über Geschwindigkeits-Beschränl{ungen 

als Beitrag zur Verkehrs sicherung 
Von Reg.,::Baumeister a. D. W. N elsen 

105 

In dem zukünftigen deutschen Verkehrsgesetz sollen diejenigen V·erkehrs"Siche,:: 
rungsmaßnahmen verankert werden, die nach Ansicht der maßg,ebenden Fach,:: 
leute die größte Gewähr für eine ,erfolgreiche Bekämpfung der ständig an,::. 
wachsenden Verkehrsunfälle bieten. 
In der zur Zeit geführten Diskussion um diese Maßnahmen ist die Frage, ob 
die Anwendung von Geschwindigkeitsbeschränkungen zu einer wesentlichen 
Senkung der Unfallziffern führt, noch umstritten. 
Da die in Deutschland mit Geschwindigkeitsheschränkungen gemachten Er,:: 
fahrungen noch nicht voll ausreichen, um zu einem abschließenden Urteil üher 
die Wirksamkeit dieser Maßnahmen zu gelangen, dürfte es interessant sein, die 
im Ausland zu diesem Problem gemachten Beobachtungen heranzuziehen. 
Zunächst seien hier verschiedene amerikanische Urteile angeführt, aus denen 
hervorgeht, welchen Einfluß in Bezug auf die V,erkehrssicherheit man dort den 
Anordnungen von Geschwindigkeitsbeschränkungen zumißt und welche Vor" 
schläge zu ihrer Durchführung gemacht wurden. 
Aus der Tatsache, daß in den USA kein für alle Staaten verbindliches cinheib 
liches Verkehrs gesetz gilt, ,ergibt sich die selbstverständliche Konsequen~, daß 
auch auf dem Gebiete der Geschwindigkeitsbeschränkungen getroffene Maß" 
nahmen und die daraus gewonnenen Erfahrungen sehr unterschiedlicher Art sind. 
In welchem Maße der Faktor "Geschwindigkeit" in den USA als Unfallurs,ache 
angesehen wird, und in welchem kausalen Zusammenhang nach amerikanischer 
Auffassung Geschwindigkeitsbeschränkung und Unfallhäufigkeit stehen, soll im 
folgenden an Hand dniger statistischer Unterlagen aufgezeigt werden. 
Eine für die gesamten USA gültige Angabe der staatlichen Verkehrsbehörden 
sagt, daß im Jahre 1948 bei jedem dritten tödlichen Verkehrsunfall 'eine Ueber,:: 
sclweitung der Geschwindigkeitsbestimmungen als Unfallursache mitwirkte. 25 % 

der tödlichen Unfälle, bei denen Kraftfahrzeugfahrer beteiligt war,en, wurden 
nach diesen Angaben durch Geschwindigkeitsüberschreitungen üder durch ·'eine 
für die jeweiligen 'örtlichen Verkehrsbedingungen zu hohen Geschwindigkeit 
mitverursacht; in ländlichen Bezirken waren ,es sogar 30 %. L~ufende Unter" 
suchungen über Unfallursachen und den in ihnen ,enthahenen Anteil der aus 
Geschwindigkeitsüberschreitung folgenden Unfälle sind in den USA nicht durch" 
geführt worden; aber aus Spezialherichten des Jahr,es 1945 geht z. B. hervor, daß 
in ländlichen Bezirken bei rd. 60 % der Zusammenstöße mit ,,festen Gegen,:: 
ständen" und der Unfälle, bei denen "kein Zusammenstoß" stattfand, Geschwin,:: 
digkeitsüherschreitungen vorlagen. , 
Der Nationale Sicherheitsrat erklärte in seinen jährlich erscheinenden "Unfall" 
tatsachen" im Jahre 1949, daß sowohl von den Staaten, als auch von 129 Städten, 
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"überhöhte Geschwindigkeit" als eine der wichtigsten Ursachen bei tödlichen 
Y,erkehrsunfällen angegeben worden ist. 

Uebereinstimmend :damit weist die "Y,ersicherungsgesellschaft für Reisende" in 
ihren Untersuchungen über Y,erkehrsunfälle in den Staaten mit auffallender 
Regelmäßigkeit darauf hin, daß etwa 45 % aller durch verkehrswidriges Yer", 
halten der Fahrer veJ;'ursachten tödlichen Verkehrsunfälle auf das Ueberschreitcn 
der Geschwindigkeitshöchstgrenze zurückzuführen sind. Als Beispiel wird an"" 
geführt, daß von 22500 tödlich verlaufenden Unfällen rd. 10 000 durch dieses 
Delikt verursacht worden sind. 
W'eitere interessante Y,eröffentlichungen zu diesem Thema ,erschienen in der .. N ew 
York Times" vom 10. Sept. 1950. Y'Ün 83 tödlichen Unfällen waren in 27 Fällen 
übermäßig schnelles Fahren, in weiteren 46 "anderweitiges unsicheres Verhalten 
des Fahrers" Unfallursache. Weiter geht aus dem Bericht hervor, daß dem Faktor 
Geschwindigkeit eine n'Üch größere Bedeutung zuk'Ümmt, da eine erhebliche An", 
zahl tödlich verlaufener Unfälle auf Landstraßen, für die kein besonderer Grund 
angegeben war, in Wirklichkeit auf überhöhte Geschwindigkeit zurückzuführen 
war. Untersuchungs ergebnisse wie "in der Kurve aus der Fahrbahn geraten" 
oder "einen anderen Wagen auf glatter Fahrbahn gestreift" unterstreichen die 
Richtigkeit der 'Übigen Behauptung. 

Nach 'einer Statistik des Sicherheitsrates von 1949 'ereigneten sich v'Ün 31500 töd" 
lichen Unfällen 9100 in der Stadt und 22400 in ländlichen Gegenden. Interessant 
ist die Tatsache, daß die städtischen Zahlen seit Kriegsende ständig sinken (bis 
heute um rd. 27 0/0) während die Zahl der T'Üdesfälle in ländlichen Bezirken v'Ün 
21020 im Jahre 1946 auf 22400 im Jahre 1949 anstieg. ' 

Die statistischen Angaben des Nationalen Sicherheitsrates für die ersten sechs 
Monate des Jahres 1950 zeigen dne weitere. Steigerung der tödlichen Unfälle 
in ländlichen Gegenden von 9210 auf 10730, was einer Erhöhung V'Ün 17°'-0 
gleichkommt. Ein ähnliches Ansteigen k'Ünnte in den Stadtbezirken nicht be" 
obachtet werden. 

Eine sorgfältige Analyse des Einflusses von Geschwindigkeitsgrenzen auf den ' 
nationalen Unfalldurchschnitt in den ,einz·elnen Staaten, w'Übei die v'Üm nationalen 
Sicherheitsrat 'errechneten Tagesquoten der tödlichen Verkehrsunfälle als Ver,: 
gleichsbasis dienen, zeigt folgende Ergebnisse: 

Für das Jahr 1949: 
.1) Staaten mit Geschwindigkeitsgrenzen ü b,er 50 Meilen/Std. Hegen mit 7,8 

T'Üdesfälle ,auf 100 Mill. Kfz."Meilen 5 % üb ,e r dem nationaIen Durchschnitt. 
(Der nationale Durchschnitt für das Jahr 1949 beträgt 7,4 Todesfälle auf 100 
Mill. Kfz."Meilen). ' } 

b) Staaten 'Ühne bestimmte Geschwindigk,eitsgrenzen liegen 7% 'über dem 
naHonalen Durchschnitt (7,9). 

, c) Staaten mit Geschwindigkeitsgrenzen v 00 n 50 Meilen/Std. haben 12 % wen i,: 
ger Unfälle als der nationale Durchschnitt (6,5). 

d) Staaten mit Geschwindigkeitsgrenzen u n te r ,50 Meilen/Std. liegen .17 0/0 

unter dem nationalen Durchschnitt (6,1). 

Für das erste Halbjahr 1950 
zeigt die Statistik, daß Staaten mit den gleichen wie oben unter a)-d) ange.> '. 
gebenen Geschwindigkeitsbeschränkungen 
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im Falle .1) 10 % über dem nationalen Durchschnitt liegen (7,6). (Der nationale 
Durchschnitt für das ,erste Halbjahr 1950 liegt bei 6,9 T'Üdesfällen 
auf 100 Mill. Kfz."M·eilen.) 

im Falle b) 15 % übe r dem nationalen Durchschnitt (8,1). 
im Falle c) 16 % U nt er dem nationalen Durchschnitt liegen (8). 
im Falle d) 17 % U n te rdem nationalen Durchschnitt liegen (5,7). 

'Bei Betrachtung der obigen Zusammenstellung muß natürlich berücksichtigt 
, werden, daß der "nationale Durchschnitt" auch von ander,en Faktoren beeinflußt 
wird. Trotzdem wird man aber grundsätzlich feststellen dürf.en, daß die Ge~ . 
schwindigkeitsbegr,enzung nach den Ergebnissen der amerikanischen Statistik ein 
wirksames Mittel zur Erhöhung der Y,erkehrssicherheit darstellt. 
Im ,Staate Mi n ne Sü ta ist die Frage der Geschwindigkeitsbegrenzung oft 
Gegenstand lebhafter Diskussionen gewesen. Den Grund hierfür' sieht man darin, 
daß gerade die Frage der Fahrgeschwindigkeit im Straßenverkehr in der Oeffent" 
lichkeit immer wieder zu Klagen Anlaß gibt. Man hat die Geschwindigkeits" 
beschränkung als notwendiges Mittel zur Erhöhung der Verkehrssicherheit akzep" . 
tiert und nimmt nun an,' daß sich die Kraftfahrer auf Grund von Hinweis" 
schildern an die bestehenden Vorschriften halten. Nach eingehenden Unter" 
suchungen mußte man aber die Feststellung machen, daß diese weitverbreitete 
Meinung den Tatsachen nicht gerecht wird. Man zog daraus für die Beurteilung 
dieser Maßnahmen folgende Konsequenzen: . 
1. Es muß ein Unterschied gemacht werden zwischen rücksichtsloser Raserei und 

schnellem Fahren. Die letztgenannte Fahrweise braucht nicht in jedem Falle 
verkehrsgefährdend zu sein. ' 

2. Geschwindigkeitsbeschränkungen kÖnnen von Wirksamkeit sein, wenn sie 
richtig angewandt werden. Die Tatsache, daß die meisten Fahrer ihre.gewohnte 
Geschwindigkeit gar nicht oder nur unwesentlich verändern, muß hierbei auf 
jeden Fall Berücksichtigung finden. Andererseits muß versucht werden, die" 
jenigen Fahrer, die sich dem Verkehrsfluß nicht anpassen und durch zu 
schnelles oder zu langsames Fahren den flüssigen Ablauf des Verkehrs ge" 
fährden, unter Küntrolle zu oekommen. 

3. Wünschenswert wäre 'eine Lösung ,ohne jede zahlenmäßige Geschwindigkeits" 
begrenzung; dem Fahrer müßte dann ein vernünftiges Fahren zur Pflicht ge" 
macht werden. Die 'öffentliche Meinung wird kaum v'Ün den Vorzügen einer 
solchen Lösung zu überzeugen sein. . 

Im Staate Ne b ras k a hatte sich das Ministerium für das Straßenwesen bis 1948 
noch nicht um die Festsetzung einer Höchstgeschwindigkeitsgrenz,e und um die 
Aufstellung ,einheitlicher Schilder bemüht. Die Folge war, daß man jede Art und 
Form von Geschwindigkeitsschildern antreffen konnte, von denen kaum eines 
dem anderen glich .oder die richtige Geschwindigkeitsgr,enze angegeben hätt.c. 

Unter dem Druck zahlloser Klagen und Bes!=hwerden aus allen Teilen des Staates, 
die meist mit der Feststellung schlossen, daß die Geschwindigkeit auf den Land" 
straßen unbedingt herabgesetzt werden müsse, entwickelte das ~inisterium das 
sogenannte "Geschwindigkeits"Z'Ünen"Pr-ogramm". Es ging v'Ün folgenden Ge" 
sichtspunkten aus: 

1. Sehr viele Yerkehrst,eilnehmer haben den Respekt vor den meisten Yerkehrs" 
kontrollmitteln einschließlich der Geschwindigkeitsschilder durch ihre falsche 
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2. Die Mehrzahl der Kraftfahrer sind gute Fahrer. Eine vernünftige Geschwin" 
digkeitsgrenze wird darum vün dem weitaus größten Teil der Fahrer dn" 
gehalten. 

3. ~ie Zahl der in Nebraska festgelegten Geschwindigkeits m i nd 'e s t grenzen 
uhertraf auffallenderweise die Zahl der Geschwindigkeitshöchstgrenzen. Die 
erlaubte Höchstgeschwindigkeit süll der Mehrzahl der Fahrer als nonnale 
Fahrgeschwindigkeit zu hoch ,erscheinen, da die Höchstgrenzen sonst ihrenl. 
Zweck nicht gerecht werden. ' 

4. Jeder Abschsnitt dner Landstraße hat ein bestimmtes Geschwindigkeitsmerb 
mal, das nonnalerweise nicht lohne Auftreten von Störungen geändert 
werden kann. ' 

5. Der Kraftfahrer richtet seine Geschwindigkdt weitgehend nach den be" 
stehenden Verkehrsv,erhältnissen und der Uebersichtlichkeit der Strecke nicht 
aber nach dem Geschwindigkeitsmesser. ' 

6. Geschwindigkeitsschilder ändern die Geschwindigkeit auf 'einem bestimmten 
Straßenabschnitt nicht wesentlich, dabei ist es gleichgültig, üb die erlaubte 
H:.öchstgeschwindigkeit bei 30 oder 60 km/std. liegt. 

7. Eine Geschwindigkeitsbegrenzung hat folgende Ziele: 
a) die schnellen Fahrer süllen langsamer werden, 
b) die langsamen Fahrer süllen schneller werden, damit der Prozentsatz der 

mit richtiger Geschwindigkeit fahrenden Fahrer vergrößert wird. 
8. Die Anwendung vernünftiger Geschwindigkeitsgrenzen (d; h. sülcher, die von 

85 % der Fahrzeuge ,eingehalten werden) trägt am meisten dazu bei, diese 
Ziele zu verwirklichen. 

9. Geschwindigkeit~schi1der müssen beachtet werden. Das Einhalten einer be" 
stimmten Geschwindigkeit kann nicht 'erzwungen we~den, wenn eine Ge" 
schwindigkeitsgrenz,e vün mehr als 15 % der Kraftfahrer überschritten wird. 

10: Die Erhöhung der Geschwindigkeitsgrenzen setzt die tatsächlich gefahrenen 
, Geschwindigkeit nicht wesentlich herauf. 

11. Das Ziel jeder GeschwindigkeitsküntroUe ist der Ausgleich von Unterschieden. 
Die Ideallösung wäre dann gegeben, wenn alle Fahrer veranlaßt werden 
könntery, mit gleicher Geschwindigkeit zu fahren. 

12. Der langsame Fahrer bildet auf belebten Straßen 'Oft eine größere Gefahr als 
der schnelle Fahrer. 

Es hat sich als nütwendig erwiesen, für das gesamte Staatsgebiet von Nebraska ein 
passendes System vün GeschwindigkeitsZ'Onen dnzurichten. Darum hat das Mini" 
sterrum seit 1948 67 den jeweiligen Verhältnissen angepaßte Geschwindigkeits" 
zünen eingeführt. Diese sind wie fOlgt aufgeteilt: ' 

M,eilen/std. Anzahl Prüz,ent 
20 1 1,5 
25 5 7,5 
30 10 14,9 
35 30 44,8 
40 11 16,4 
45 10 14,9 

Zusammen: 67 100,0 

Die Geschwindigkeitsz'Onenwurden in der Regel unter Mithilfe von Vertretern 
des örtlichen V,erkehrswesens festgelegt. 
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Nach Meinung der Fachleute, vün denen die vorstehenden Richtlinien stammen, 
kann zusammenfassend gesagt werden, daß Geschwindigkdtsgrenzen folgende 
Vorteile haben: 
1. Sie k'Ommen dem Verlangen der Oeffentlichkeit nach Geschwindigkeits,,: 

kontrolle entgegen., ' 
2. Sie bieten 'erst die Möglichkeit, mit Zwangsmaßnahmen gegen V'erkehrssünder 

vorzugehen. 
3. Sie veranlassen' die schnellen Fahrer zur Herabsetzung der Geschwindigkeit. 
4. Sie sorgen dafür, daß die langsamen Fahrer schneller werden und "erhöhen 

somit den Prozentsatz der Fahrer, die mit vernünftiger Geschwindigkeit fahren. 
5. Sie zeigen überall dort sichere Geschwindigkeiten an, wo dem Fahrer wegen 

Unübersichtlichkeit der Straße Gefahrenpunkte verbürgen bleiben. 
6. Sie vermindern die Unfallzahlen. 
Ihr Einfluß hat folgende Grenzen: 
1. Sie ändern nur unwesentlich die normalen Geschwindigkeitsmerkmale. 
2. Sie vermögen übermäßig schnelles Fahren nicht vollständig zu unterbinden. 
3. Bereits aufgestellte Geschwindigkeitsschilder sollen nicht 'Ohne zwingenden 

Grund geändert werden . 
Obwohl man in den Staaten Tausende v'On GeschwindigkeitskontrüUen durch,,: 
führte, wurden keine eindeutigen R,esultate erzielt. Nur allzu 'Oft standen die Er" 
gebnisse in Widerspruch zueinander. . 
Im Jahre 1950 erschien in der New York Times zum Thema "Geschwindigkeits" 
regelung" fülgender Bericht: 
In besonders verkehrsgefährdeten Gebieten in Kentucky werden zur Bestimmung 
von Geschwindigkeitsgrenzen vom Ministerium für Landstraßen Radargeräte in 
Anwendung gebracht. Mit Hilfe des Radarmeters läßt sich die Geschwindigkeit 
eines vorbeifahrenden Fahrzeuges mit einer Genau~gkeit v'On 2 Meilen pro 
Stunde bestimmen. Auf Grund der auf einem bestimmten Streckenabschnitt er" 
mittelten Durchschnittsgeschwindigkeit werden dann die Geschwindigkeitsgrenzen 
festgelegt, sie werden alsü praktisch durch den. Fahrer selbst bestimmt. 
Die Verkehrs abteilung des dürtigen Ministeriums verweist auf das Ergebnis von 
Statistiken, demzufülge 85 % der Kraftfahrer eine den jeweiligen Verhältnissen 
angepaßtc $icherc Geschwindigkeit ,einhalten, 'Oder n'Üch darunter bleiben. 

Neben diesen allgemein gültigen Grundsätzen, die unter Einbeziehung süw'Ohl 
verkehrstechnischer wie psychol'Ügischer Erfahrung,en und Be'Obachtungen aufge" 
stellt wurden, liegen in den U.S.A. ausgearbeitete" ganz spezifische Vorschläge 
zur Geschwindigkeitsregelung und zur Errechnung v'Ün sogenannten Geschwin" 
digkeitszonen vor. 
In weitgehender Anlehnung an diese Veröffentlichung seien die in europ,äischen 
Untersuchungsmethodenn'Üch unbekannten Ber,echnungen im f'Ülgenden wieder,,: 
gegeben. . 
The'Oretisch soll eine Geschwindigkeitsbeschränkung mit der Höchstgeschwindig,,: 
keit übereinstimmen, mit der der vernünftige Fahrer unter Berücksichtigung der 
örtlichen Verhältnisse fährt. Weil diese Verhältnisse an jedem Ort z. B. durch 
das Fließen des Verkehrs, durch Wetterveränderungen und Sichtverhältnisse 
variieren, ist 'es üblich, die Geschwindigk,eitsbegrenzung auf n'Orm.ale physikalische 
und verkehrstechnische Bedingungen sowie auf günstige Wetter" und Sichtverhält" 
nisse zu beziehen. 
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. . ar aue ",il Da Un a""rikan~chen Verkehr die Forderung nac c I ,.bllusses a hr'''' h Si hcrhelt zw her Primat b"itzt, die Forderung nach Schnelligkeit Je, Ver\"indigkcitsbescdurch 
I"t cl" g!eid"n Dringlichkeit aulgestellt Wird, smd Gos

f 
I1 ifle", n u d r ört> 

kungen nUr dort ein,ulühren, Wo eine Senkung der Un ~ 'besserung e 
sio und nicht etwa ebe"", <rlolgversprcchend durcl, eme er .. Je'" 

lichen V crkehrsbedingungen' erreichbar erscheint. '. Ansicht in Je dft . 
Die let'tgenannten Möghchkoiten sind nacl, am erikan.'-Scl,'" hränkung

en 

gt 

Falle voll auszuschöplen, ehe man zu Geschwindigk~"tbbesh änkungcn, . ttil<" 
Es gibt in den U.S.l\. 2 Gruppen Von Gescl,,,:indigkelts GSb'~te oder DIS 1. allgemein gültig< Beschränkungen, die" lur gan" e I 

GUltigkeit haben, und . " . . ültig sind. . 
2. besondere GeschWind;gkeitsregulierungen, die nUr orthcl, g D~trJkte 

' b', t oder uf
f 

1 11 

" '·lt· B h" I d' f" nze Ge Ie e en <I . . a gemern gu Ige esc ran'ungen, . Je ur ga .. 3 Gmpp hr,'" 
Diese GeschWindigkeitsbeSChränkungen werden in Amerlka.m fade BeSC 
geteilt, In "Grundregeln", "absolute Begrenzungen" und "prima 
k " 

un""n . '. . 'n" 
Diosc Begrill

e 
beinhalten folgende" . Straße ~it ~~n N~ch der "Grund"gel" soll kein Fah"rein Fahrz~ug ~uf~Ul-~llen Bedlngu 

groß"en GeschWindigkeit lahren, als sie unter den Jewerls ort I ze a~gemessen ist. Jeder Staat hat ein solches Gesetz. . ndigkeitsg",;'", 
Die "absolllle G,SChwinqigkei~begrenzung" legt eine Geschwhi untcrschr! 
lest, oberhalb d"" zu lahren Ungesetzm,ßig iSi; die aber wo iJl

dig

' 

werden dari... '. d. Gesebw eiS' Unt~~ einer "prUna I"ie" Begren,ung Wird Verstmden, daß J e d daß die He'" k<i~uberschreitung Von vornhereu, iil1Jner ungesetzmiill,g 1St un • 

. last, die ;",nst Von der P'ol!zei 'u tragen ist, dem Fahr" zulöllt. C"ltigkdt b'~e; AIlgelJi'~ne GeSChWindigkei~gren,en, die Eiir den g'nzen Staat :'chriebe~; vor' we~den Iti der R.ege! lür Verschiedene Arten Von Dtstrikten vori! d' kciten 
Unllo

liti 

VehieIe Code schreibt 'Ioigende "prima lade Geschwm Ig 
1. 25 Mell", Pro Shmde in Gcseh,lt", und Wohnbc,trkcn 
2. 50 Meilen Pro Stunde in anderen Bezirken bei Tage .. t d' i 

3. ;5 Meile.n Pro Stunde in diesen Bezirken w,hrend cl" Nacl,tZCI. ch",in I~f 
D
k
. ~s Gesetz Sieht auch d. ie MögliChkeit einer Festsetzung Von Mindevstgeksehrsabl~ elten v d' . h h ' . d 'er 
. h nr, 1C nie t Untersc ritten Werden dürlen damit er • niC. t ZUlU StOcken gebracht Wird ) teD V

O 

. 

. D'Z , Sta, e.' N" d uS<Jmk'ensteI!ung .ul Seite 1U zeigt die" im Jahr 1949 i1)o d~n ",.enw,g 
, or. "ne" a bestehenden Geschwindigkei~beschr,nkungen lur er 

2. BeSondere G h' d' k . . gefk 

B d esc "'" Ig ""regulierungen und Zonen. . K eu,n. "g" 
l( eson ere GeschWindigkei~beSChränkungen und Zonen, die an hr;'" ""'~I. 
I' i,"e

n 

d~d StraßenabSChnitlen angebracht sind sollen den Kraltfa OrtsV";' .e 
n'" en, "GeSChWindigkeit zu lahren die de~ dort herrschenden schrie e.

d 
Z~!ch~~':t~dicht.li'de GeSChWindigkeitsbeschränkungen h,ben vhl~zirke Gel 
besondere Or~~~h\ urch S\"~gesetze lür Geschäl~, und dW0Arten der 
sChWindigkeitsregul·a nlSse e

b
r "'sen. Im 10lgenden werden Je • 

I l(.,. lerungen es clnieben, uzung

e 

. 
XI' "r

II
I 

Isch~ GeGschWindigkoiten für unübersichtliche Straßenkre • Cl. gelUeine eschw' d' k . 
III. GeschWindi kei~ In '" .. ""angab

en 
in KUrven. 

' g zonen fur Straßenabschnitte. 
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- ungen. d r"'I 
' I' h Straßenkreuz h behin e

f 
der 1. Kritische Geschwindigkeit bei unübersicht 1e 'en, "tIl' ehe Sic t ng aU u! 

' ß d dl:e or I'eru 1. 't a Die Gescl,windigkeitaul der fuuptst,a e un h 'digkeits",gu

h

, 'ndlg'" Jen 
' bilden die Gl'UndIage ztu: Bestimmung der .G.esd wpah"eugges< "'':''''''1.1> 

Nebenstraße. Eniweder kann die Gesamtll'oß~ /'k 'tsgJ:<nze geno bwind,g 
d" lI

a
uPtshaße als Grundlage für die GeschwlO hg ." ehende Gese . . ,0 

od" ein P«>zentsatz davon, z. B. 85 %, der du" emg seh",i

8

,g 
beobacl,tungen lestgelegt w.,den muß. , k h stechnisc

h
· .' I< 

Für die Festsetzung der Geschwindigkeiten an ver hetern' g bes:~l,' ß k 
d "t beae·. zun (.1W Shaen 'Mungo" sind lolgende Gmn sa ze zu . S ßenkr

eu 
d zur ,"u 

f" dIe tra stan 'g • 1. Es ist lesbustellen, ob eine Sicl,tbehinder~ng bUh' demd. Gege\"a
iiS

" 
2. Es muß lestgestellt werden, Wie w.it der S1~ht : b sch,änkung u "g~ , 

"erlegt "'''den mUß, um ein. Geschwind'gk.tts e f,h!>e ",f 
niaehen. . pa,kend~n e f,h" 

3. Es .muß bestimmt werden, Wie weit d~ Bo,d~t"n v~n dmch d,es Il'0l 
ne,gehalten werd.n muß, um ein. SlChtbehlOderu g . l\ufs~ 
zu 'ermeiden. . . ß . st daß d.. .,1 4. Es ist iu entscheiden, ob die Slcl,tbehinderung so Il'0 L , sseh

rtd eines Ilaltzeicl,ensedo,derlich ",s~heint. '. d' keitsbegr~,,~nfi. ,Jl~ 
5. Es muß I.stg"tellt werden, ob em Geschwm ~ d' k.il seID s;ld"n ,n 

,ustell
en 

ist, und Wenn ja, wie ho.cl, die G.schwm '!it lialts
ch 

..". 
6. Es 1St Zu entselleid.n ob ein. Straße als Fernstraße t Uen. 

ZUlah,tswegen geke~nzeicIm.t werden soll. ng
en 

'u se", 
7. Bei NeuanIage 'on Straßen sind bestimmte Anfo.rdent werden. ",/11'1 , 

eiwaig. Sichtbehindel'Ungen 'on ,oznherein verlUl:di- ht eine Bes .; I" 
8.Dte Festsetzung 'On liöcl,stgeschwindigkeHen ennog LC .t ""t' 

Fah,,, bei Uebe'hetung di_ G.schwindigkeit. . hwindlgked~,te; 
Die Sogen,nn'e "kritische C.schwindigkeit", das ist die ~~ muß, um,e""~d,1 
das Fah"eug 'ul der Nebenstraße "0' ein" K"uzung lal,l e hr",ug zU ",U~.,eII 
sa"'lllenstoß mit dem .uf der llauPtsh'ße'lah"nden Kra. f Ige

nden
. ",t ~ 

kann "'cl, meh'",en Methoden errechnet w,,?en. I~deodes N':~ S~ 
M.ethoden ku<z beschneben werden und zw" dte Meth ik,n

lSc 
. b

c 
'Ouncil, desamerikanisehen Auto~obibClubs und der amer auv'erwaltung, 

1 änkungc11 , 'keits-Bese lr 
G sclnv!I1dlg . "her c 

, AU61andcs u Das UrLeü des 

~ , ~RNDER 
" , SIGHTHIf'lD 

, GEGEM~TAND 

ö-

.... 

r .... , " Vb ' ....... 

.ß 
'(f) 
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• I k.~trJ.e,r ~rlZtJ~U t1-g , htdr~LeCt aAjly}. 'Äbb 1 Da~ S LC str r, . fahrzeugs 

'. " . Vb des . der das 
dig

ke1t 
't:mIt s· cht" hwin 'kiel '1' hen 1 

d'e Ges
c 

W in d 1 g efähr 1C ' 'eren ZU 
thode wird'e 1 G e s'C~zeitig dene~zung pas~; gleich" N'eh d" N.tional S,vety Me, Vb ist d, ug

e 
gle" l\ die Kr euiitng 1D 

'uf der Nebenstr,ße berechnl, 'ide Fahrz' Fahrzeug uß die Kr b,uver' 
F'h<zeug lah"n muß, weni hin'er dem ts",ße m d der Straße

kt 

glekh ~nkt "'relohen, um gel.hr 0~1 der li.uP . ClubS un s~hnitlPun d.ß das 
bjnnen. Dos F ahr~eu.g t· .. durchf,hre~~tomob", K"uzun~nom""n~gebene"" 

"bender G"chwmd,g ". nischen es B ,on\erhin .,n ahrt, um g 
In den M.ethoden des ,mer1~a s f,hrz<~g wird we~ndigk'" I bm

e 

der 
wa'lung ist der Abstand Sb e~ges B. E~n G<sd.'w~n. . der l\nn:.

I

, eine; ~erh llremsstrecke des f'h.'~nd lang"llen ZU kon: 3 'lieg! M.etho
de 

2 16 It/se
k ' <zeug B mit einer genug kt anha 2 un rung. ng ,on 

falls l}Ioch VlQr dem Sehnittpun .Meth~dek its:minde,ts:minderu 
b d ischen 'dlg e digk,el er I-huPtunterschie zw Geschwlll eschwin ~eak.tionszeit und in der deiner G 

eak.Uonszeit vlQn 1 sek. un 
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ist hauptsächlich für städtische Verhältnisse geeignet. Methode 3 mit einer Rdab <": ' 
tionsz,eit von 2 sek. und einer Geschwindigkeitsminderung von 12,9 ft/sek 2 ist 
geeignet für die Geschwindigkeitsgrenz·en an Fernstraßen mit einer Fahrgeschwin~ 
digkeit von 30 bis 70 Meilen pro Stunde. 
Für städtische Bedingungen werden die Geschwindigkeiten, die nach Methode 1 
bestimmt worden sind, gewöhnlich 3 bis 9 Meilen pro Stunde niedriger liegen als 
nach Methode 2. Für Bedingungen auf der Landstraße werden die Geschwindigß 
keiten, die nach Methode 1 bestimmt sind, manchmal höher :und manchmal 
niedriger liegen als diejenigen, die nach Methode 3 bestimmt worden sind. 

1. National Safety eoundl Methode. 
Diese Methode zur Errechnung 'Ciner verkehrssicheren Höchstgeschwindigkeit 
beruht dar.auf, daß jedes Fahrzeug mit gleichförmiger Geschwindigkeit die 
Kreuzung durchfährt, nachdem beide Fahrzeuge gleichzeitig an dem kritischen 
Punkt des Sichtdreiecks angelangt sind. (Vergl. Abbildung 1.) Wenn A zuerst 
an diesem Punkt ankommt, ist die Gefahr eines Zusammenstoßes mit B weit~ 
gehend ausgeschaltet. W'enn B zuerst diesen Punkt durchfährt, hat A langsam ::u 
fahren. W,enn jedoch beide Fahrzeuge mit ihrer kritischen Geschwindigkeit 
gleichzeitig diesen Punkt durchfahren, können sie gefahrlos die Kreuzung­
passieren. 
Mit Hilfe des Diagramms auf Seite 115 kann die kritische Geschwindigkeit er.; 
rechnet werden. Die Abstände der Fahrbahnen der Fahrzeuge A und B von dem 
sichthindernden Gegenstand werden wie in der Abbildung 1 mit a und b hezeicb 
net und zwar wirdaauf der horizontalen und b auf der vertikalen .Skalaabge,< 
lesen. Der Schnittpunkt beider Größen wird mit dem Wert der Geschwindigkeit 
Va (Geschwindigkeit des Fahrzeuges A) auf der vertikalen Skala rechts durch die 
Gerade verbunden und nach oben verlängert bis zum Schnittpunkt mit der ent,' 
sprechenden Größe des Index der Vb~Skala. Der Schnittpunkt gibt auf der 
.oberen horizontalen Skala die Größe der kritischen Geschwindigkeit von Vb an. 
In dem Diagramm auf Seite 115 ist als Zahlenbeispieldie Bestimmung deI' 
kritischen Geschwindigkeit dargestellt, wenn a = 50 ft,' b = 60 ft und V;t 
= 35 Meilen/std. ist. Der Wert der kritischen Geschwindigkeit Vb beträgt dann 
14,5 Meilen/std. 

2. Die Methode des amerikanischen AutomobiL,Clubs. 
Diese Methode basiert auf der Errechnung der Höchstgeschwindigkeit, bei der 
ein Fahrzeug vor Erreichen des Schnittpunktes mit der Fahrbahn des kreuzenden 
Fahrzeuges zum Halten gebracht werden kann. Diese Geschwindigkeit V wird 
nach folgenden Formeln berechnet: 

121 -- . ol Sa 
1800 

22 
Va

2 + - Va + 15 
15 

a . b 
S + a 

Sa- b 

V 2,73 . (- 4 + V 2 S - 14) 
Dabei bedeutet: Sa = Abstand des Fahrzeuges A vom Kreuzungsschnittpunkt 

(Verg!. Abbildung S. 113) 
Va = Geschwindigkeit des Fahrzeuges A 

a und b = Abstände der Fahrzeugbahnen von dem sichthindernden 
Gegenstand. 

Das Urtoil des Aushndes üher Geschwindigkeits-Beschränkungen 
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_ h de der amerikanischen Straßenbauverwaltung. .::~':'~: 
.J. Me~.o M thode wird die kritische Geschwindigkeit mit Hilfe der Brems... 
Nach f~~erd' eFahrzeuge auf beiden Straßen berechnet und zwar rechnerisc.h_­
strecke uh. h Es wird dabei angenommen, daß die Fahrzeuge auf der Haupt"", _ 
oder gra~t Id . ihnen vorgeschriebenen Geschwindigkeit fahren und die Ge~ -~­
straß~ :t keit~uf der Nebenstraße ,entsprechend der Sichtmöglichkeit begrenz: t -,', 
~chwlll. l~ Annahmen werden unter der. Voraussetzung gem~cht, daß die Ge'", ~ 
Ist

h
· ~IJ~ k't auf freier Landstraße zWlSchen 30 und 70 MeUen/std. betragen'. ",_ 

sc .Wl? IgGel enhwindigkeit von 25 Meilen/std. und weniger ist diese Methode" 
Bel ,emer esC , '_ . 
nicht anwendbar. .' . d 

. k' h G schwindlgkelf Vb auf er Nebenstraße wird rechnerisch nach, Die ritlsce ,e , 
folgenden Formeln berechnet: 

Sa = 2,93 Va + 0,083 

a . Sa 
Sb'= 

Sa-b 

Vb = V12,1 . Sb + 3101- 17,6 

In diesen Formeln bedeuten: 
S . d Sb = Br,emsstrecken der Fahrzeuge A und B ',- , 

a un d b . = Abstände der Fahrba4nen vom sichthindernden Gegenstand 
a un h . d' k 't d F h A ' --V.a = Gesc wm 19 el es a rzeuges . " .. " 

D . h·sch·e Berechnung wird mit Hi1f.e des Diagramms auf Seite 117'wie folg'f: le grap I, .. 
durchgeführt: . . ..,~ ... 
d' G hwindigkeit Va des Fahrz,euges A wud auf der oberen horizontalen. 
Ske I d~s Diagramms ,festgestellt. Die ,entsprechende Vertikale schneidet ~lie-
K a ~c der bekannten Größe b (b ist der Abstand der Fahrbahn B vom siCht,:_ 
hi~d:rnden Gegenstand). Von diesem Schnittpunkt wird eine horizontale Gerade:~- -
bis zum Schnittpunkt der entsprech~ndeD; Kurve des W,ertes von a ~ezogen (a ist~ 
der Abstand der Fahrbahn A vom slchthmdernden Gegenstand). DIe Senkrechte' 
von diesem Schnittpunkt 'ergibt auf der unteren horizontalen Skala den Wert für . 
die kritische Geschwindigkeit auf der Nebenstraße. Als Zahlenbeispiel zeigt ,dis' --:(, 
Diagramm auf Seite 117 d~e grat:hisch~. Lösung, we~n ya =:,50 M,~ilen/s~,,:-_ 
b = 200 ft und a = 100 ft 1St. DI,e knhsche Geschwmdigkeit betragt dann: ;" 
38 Meilen/std. -, 

., , 
I 

I, 
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Abb.3.Gleaphische Bestimmung der 
kriti 5th en Geschwind ig keit 

[AAS HO METHODE 1 
11. Allgemein gültige Geschwindigkeitsangaben hei Kurven. . 
In den U .S.A. ber,echnet man nach verschiedenen Methoden die richtige Ge::< 
schwindigk'dt für das Durchfahren von Kurv,en, d. h. die Geschwindigkeit, bei 
deren Einhaltung di:e Kurven angenehm und sicher durchfahr·en werden können. 
Bei der graphischen Methode wird von der F1!ststellun,g der Z'entrifugalkraft aus" 
gegangen, deren Messung durch Flugz'eugzentrifugalindikatoren erfolgt. 
Nach der rechnerischen Methode wird die Geschwindigkeit nach folgender 

Formel berechnet: V = l/Ce + f) . r l . 

, ,067 
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In dieser F'Ormel bedeutet:e = Ueberhöhung 
. f = R'eibungsk'Oeffizient 
, r = Kurvenradius. 

Durdl y,er~uch~ ist festgestellt ~orden, daß .. der Reibungskoeffizient f 0,21 für 
GeschwmdIgkeiten unter 20 MeIlen/std. betragt, 0,18 für Geschwindigkeiten 
25 bis 30 Meilen/std. und 0,15 für Geschwindigkeiten von 35 Mdlen/std vOd 
höher. . un 

UI. Geschwindigkeitszonen für Straßenabs~hnitte. 
G:eschwindigkeitszonen werden als die Festsetzung von vernünftigen Gescl ,. ~ 
digkeitsbeschränkungen d.ugestellt. die .mi verl"ehrstechnischen und vcrkl'1tr:~ 
psychologischen S.tud!en ~eruhen. Sie beziehen sich auf Orte, an denen di: ~t: 
gem.einen Ges~hwl~dlg~ettshegrenzunge~ n~cht mit den Straßen" und Verkehrs" 
bedl~gu~gen u?eremshmmen 1;In~ SO~It em~. ~ilfe für den Kraftfahrer sind, 
damit dIeser seme Fahrgeschwmdtgkett den orthchen Bedingungen anzupassen 
vermag. 
Der "U.niform V,ehicle Code" sieht die Festsetzu~g von Geschwindigkeitszonen 
für Straßenabschnitte mit besonderen Begrenzungen für Tag .. und Nachtz 't 
vm. Die StraßenabschniHe schließen gewöhnlich folgende Zonen ein: Cl cn 
a) Uebergangsabschnitte zwischen ländlichen und bebauten Stadtbezirken. 
b) Abschnitte von Bundesstraßen, die durch Städte führen. 
c) Andere Durchgangsstraßen durch Städte. 
d) Abschnitte von Fern:::Straßen, die nicht mit einer ausreichenden Anzahl von 

Geschwindigkeitsheschränkungen vers'ehen sind. 

Bestimmung der zahlenmäßigen Größe der Gesch~indigkeitsgrenzen. 
Berichte des "National Safety Göuncil Comitee" enthalten Methoden zur IBest' ~ 
mung v'On besonderen zahlenmäßigen Begrenzungen. Geschwindigkeitsbegrun: 
zungen für Zonen s'Ollten soweit wie möglich den bestehenden Straßenbedincrl~~: 
gen bei normalen Verkehrs::: und Wdterverhältnissen angepaßt sein. Das ~ t" 
wendige Minimum von technischen Untersuchungenf.schließt dn: .10 

1. R'epräsentatiV'untersuchungen für Kraftfahrzeuggeschwitldigkeiten. 
2. Herstellung dner Karte der Unfallorte. 
3. Untersuchungen über die Beschaffenheit der Straßenränder. 
4. V,ersuchsfahrten über die in Frage kommenden Straßenabschnitte. 
,Darüber hinaus wird empfohlen, daß zur Festsetzung der kritischen GeschwindiCT" 

keiten ~ei Kreuzungen, Kurven. und Hügelkuppen mit Sichtbehinderung;n 
Berechnungen nach den verschtedenen ,angegebenen Meth'Oden durchgeführt 
werden. ~i:e zahlenmäßige Festsetzung für eine Zonengrenze sollte niemals mehr 
a~s 7 MeIlen pr'O Stunde unter der 85 % Geschwindigkeitsgrenze liegen wenn 
mcht versteckte, auß~rgewöhn1iche Gefahrenpunkte vorhanden sind, die' durch 
Unfallbeohachtungen und Ortsstudien festgestellt worden sind. 
Wieim nach' Festsetzung der Geschwindigkeit festgestellt wird daß mehr als 
~5 % der ~ahrzeuge d.~e Ges~.hwindigkeitsgrenze um mehr als 5 M:eilen pro Stun<dc 
uberschretten, sollte uberpruft werden, 'Ob die Grenze aufgehoben werden soll 
oder 'Oba~dere Faktoren dies verursacht haben, z. B. falsche Aufstellung von 
V'~rkehrszelchen, oder mangelhafte Vorschriften und Verkehrserziehung. . 
Dle Geschwindigkeit von mindestens 200 Fahrz,eugen sollte an jedem 0 t cl 
getrennt für jede Richtung ~ines Streckenabschnittes nachgeprüft werde: ~:s 
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Ergebnis der Geschwindigkeitsbeobachtungen kann in ciner Geschwindigk,eits" 
ku~~e zus~mmengcfaßt werden, die als Grundlage zur Bestimmung folgender 
Großen dlcnt: 
1. Bestimmung der Grundgeschwindigkeit und 
2. Festsetzung der Prozentzahl der Fahrzeuge, die eine gewisse Geschwindigkeit 

überschreiten. 

Diese sorgfältigen Untersuchungen und die Tatsache, daß in den USA bei rd. 
25-30 0/0 der vorkommenden Verkehrsunfälle Geschwindigkeitsüberschreitungen 
vorlagen, r~chtf'ertigen die Bedeutung, die man in den USA den IGeschwindig" 
kcitsbeschrankungen als Mittel::ur Hebung der Verkehrssicherheit beimißt. 
Im Gegensatz dazu werden in Eu r '0 pa nur rd. 2 bis 8 0/0 aller V,crkehrsunfälle 
aur Geschwindigkeitsüberschreitungen zurückgeführt. Die folg,ende Zahlenanga .. 
ben aus verschiedenen europäischen Ländern unterstreichen diese Tatsache und 
erklären die weitverbreitete andere Einstellung zu diesem Problem. 
Die folgenden Uebersichten über Geschwindigkeitsheschränkungen in den ein::: 
zeinen ,europäischen Ländern stammen aus Unterlagen der Jahr,e 1949 und 1950. 
Ir; Bel g i e n kennt man keine Geschwindigkeitsbe~chränkung. Es gilt lediglich 
dle Grundregel: "Der Kraftfahr·er hat seine Geschwindigkeit so einzurichten 
daß ;.!r sein Fahrzeug jederzeit in der Gewalt hat." ·Für 'besonders gefährdet~ 
Ortschaften hat man Geschwindigkeitsgrenzen vorges'ehen, die jedoch in keinem 
Falle unter 50 km/std. liegen sollen. (Grund: Sie würden andernfalls d'Och nicht 
eingehalten.) . 
In Dänemark beträgt die Höchstgeschwindigkeitaur Landstraßen 60 km/std. 
und in Ortschaften 40 km/std. Außerdem bestehen SondervorschrHtcn für die 
verschiedenen Fahrzeugtypen. 
Nach dänisch,en Statistiken wurden von 39123 Unfällen im Jahre 1950 nur 
755 (1,9 0/0) durch Ueberschreiten der Höchstgeschwindigkeitsgrenze v,erursncht. 
An erster Stelle in der Statistik der Unfallursachen steht "unv'Orsichtiges Uebel''' 
holen an Kreuzungen und Uebergängen für Fußgänger" mit 5600, "Nichtbeachten 
des Stopsignals" mit 3 310 und mangelhafte Beleuchtungsanlag,e" mit 3137 
Unfällen. "~" 
In Eng la n d d.arf kein F ahrze'llg innerhalb von . Ortsch~ften mit mehr als 
48 km/std. fahren. Personenkraftfahrzeuge, die höchstens 7 Personen befördern 
können (Privat" oder Mietwagen) und die ohnex Anhänger fahren, unterHegen 
außerhalb v'On Ortschaften keiner Geschwindigkeitsbeschränkung. 
Im folgenden sind die wichtigsten Geschwindigkeitsheschränkungen aufgeführt: 
Autobus und Personenfahrzeuge (mit mehr als 7 Pers'On'en) 48 km/std. 
Leichte Lastwagen (Eigengewicht 3 t ,ohne Ladung) 48 km/std. 
Personenwagen mit Einachsanhänger 48 km/std. 
Lastwagen mit mehr als 3 tEigengewicht 32 km/std. 
Lastwagen mit Anhänger 32 km/std. 
Trecker bis 7. t Eig,engewicht mit dnem Anhänger 32 km/std. 
Aus der Statistik geht herv'Or, daß die Unfallzahlen nach Einführung der Ge" 
schwindigkeitsgrenzen gesunken sind. Hierhei darf natürlich nicht die Aus" 
wirkung der in der gleichen Zeit ,erfolgten Einführung anderer Sicherheitsmaß, 
nahmen übersehen werden. 
In Frankrdch kennt man für Fahrzeuge bis zu 3000 kg'Gesamtgewicht keine 
generelle Geschwindigkeitsbeschränkung. Nach dem geltenden Verkehrsgesetz 

i ':: 'I' 
I 

I' 

': '.' '\; ': 
~ :" d ~ ! ~ ') ~ l \: 

I , " 
. 'l, 

~ : " 

I. 
\ • I: 

1 '. 

. I 
I 



120 W. Nehcn .' '-. " 
;, ; "":,,.-

hat derEahrer seine Geschwindigkeit sqeinzurichten, daß er das Fahrz'eug jede~;' :>-.: 
zeit in der Gewalt hat. In § 31 des "Gode de la route" wird jedoch auf be~ . 
stimmte Gefahrenpunkte wie: sehr belebte Gegenden, Kurven, starke GcfäU .. : 
strecken usw. hingewiesen. Den Präfekten und Bürgermeistern bleibt das 
R,echt vorbehalten, durch ,entsprechende Sondervorschriften die Geschwindigkeit . 
den 'örtlichen Gegebenheiten anzupassen. In zahlreichen Ortschaften mit ver~ . 
kehrstechnisch schwierigen Durchfahrtsstraßen ist dte Höchstgeschwindigkeit für' i_ 

Pkw's auf 30-40, für Lkw's auf 25 km/std. festgelegt. 
Für Fahrzeuge über 3000 kg Ges,amtgewicht hat das französische ,V'erkehrsrccht 
Höchstgeschwindigkeiten festgesetzt. Sie betragen bei Fahrzeugen von 3 bis 6,5 t 
für Lkw's und für Omnibusse 65 km/std. Für Fahrzeuge von 6,5 bis 10 t sind die . '. 
entsprechenden Geschwindigkeitshöchstgrenzen auf 50 bzw. 55 km/std. festgelegt. 
Lastkraftwagen und Omnibusse über 10 t Ladegewicht dürfen <eine Gescllwindig~ 
keit v'on 40 bzw. 45/std. nicht überschreiten. Im Stadtgebiet von Paris betragen 
die entsprechenden Geschwindigkeiten 50, 45 und 35 km/std. . 
Für Fahrz:eug-e mit ,einer Br~ite von m'ehr als 2,2 mund ,einer Läng,e von mehr. ~­
als 8 m sind Geschwindigkeitsmesser und Fahrtenschreiber vorgeschrieben, deren 
Diagramme 3 Monate aufbewahrt werden müssen, utI). gegebenenfalls als Unter~ 
lage für die V,erkehrspolizei dienen zu können. 
In Frankrdch zeichnet sich der Verkehr insbesondere in der französischen 
Hauptstadt durch hohe Geschwindigkeit und ,erstaunlich ntedrige Unfallzahlen 
aus. 

" ,-' 

Von 175252 i~ Jahre 1950 im Departement Seine durch P'ersonenkraftwagen ver~ ~'- . 
ursachten Unfälle waren nur 3531 auf zu hohe Geschwindigkeiten zurückzu,,: \ ~:-" 
führ.en (2,01 0/0). Bei Unfällen, durch die Personen getötet oder verletzt wurden, 
waren es 3,36 0/0. 

, Lastkraftwagen verursachten durch zu hohe Geschwindigkeiten im seIben Zeit~ 
abschnitt nur 920 von 47618 Unfällen. Bei Unfällen mit P,ers·onensc11äden betrug -: ~.-
der Prozentsatz für Lastkraftwagen 2,93 und für Omnibusse 0,36 0,'0. _ " 

In Luxemburg gibt es keine Geschwindigk,eitsbegrenzungen. Nach Artikel 
119 des Straßenv,erkehrsgesetz.es ist ,es verboten, ein Eahrzeug so zu fahren, daß 
die andern V,erkehrsteilnehmer gefährdet 'Oder der Verkehr gestört wird. 
Die Höchstgeschwindigkeit in N orw,egen beträgt, 35 km/std. in Ortschafk~;" 
außerhalb von Ortschaften 60 km/std. Für Fahrzeuge mit Anhänger und einem ' .. 
Ladegewicht von mehr als 1000 kg ist die Geschwindigkeit auf 45 km/std .. fest~ :" •.• 
gesetzt. . . .. , ': . 

In den Nie d ,e r 1 a n den gab es bis 1950 genau festgelegte Geschwindigkeits~ ,",. 
grenzen. Sie lagen innerhalb von Ortschaften bei 40 und außerhalb von Ort.; 
schaften bei 60 bzw. 80 km/std. :' 
In der im Dezember 1950,dort neu -eingeführten Straßenverkehrsordnung wurde', 
diese Art von Geschwindigk,eitsbeschränkungen fallen gelassen. A,ehnüch wie iri· 
Schweden soll die Geschwindigkeit den jeweiligen Erfordernissen des Verkehrs' 
angepaßt werden. Lediglich für Lkw's und Omnibusse sind Geschwindigkeits~ , 
grenzen festgelegt, die zwischen 50 und 75 km/std. schwanken. ",: 
In Sc h w ,e den wird nach § 46 der· Straßenverkehrsordnung die Höchstge .. 
schwindigkeit wie folgt festg~setzt: . , .' ,', 
Die Geschwindigkeit des Fahrzeugs s'Üll den Erforderniss,en des Verkehrs und.:':-'; 
der gebührenden Beachtung der jeweiligen Umstände angepaßt sein. Besonde~~;' 
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. ;,{Vorsicht ist gebüten bei schlechten Sichtverhältnissen, an Straßenkreuzungen, 
" '~ scha~fen .. Kurven, bei Blendung und an Uebergängen für Fußgänger. Busse und 
':, Lkw s durfen nach § 56 eine Geschwindigkeit v'On 50 und in dicht besiedelten 
~', '. Gegenden v'Ün 40 km/std. nicht überschreiten. 

. '., Für Fahrzeuge unter 3,5 t Gesamtgewicht gibt es in der Sc h w 'e i z \ keine Ge .. 
. , . schwindigkeitshegrenzung. Das V,erkehrsgesetz schreibt nur v'Or, daß der F.ahr,er 

stets Herr über sein Fahrzeug bleiben muß und seine Geschwindigkeit den örf,; 

; 

;: 

: 
:' 

'!., 

.' lichen Bedingungen anzupassen hat. 
" Dagegen sind Höchstgeschwindigkeiten festgesetzt für f'Ülgende Fahrzeuge: 

außerhalb von innerhalb von 
" Ortschaften Orts,chaften 

schwere LKW 45 km/std. 30 km/std. 
35 km/std. 25 km/std. Straßen,,:Lastzüge 

Fahrzeuge bis 3500 kg 
Gesamtgewicht mit Anhänger 50 km/std. 30 km/std .. 

In der Tschech'Oslowak,ei dürfen Pkw's und M'Üt'Ürräder innerhalb von' 
Ortschaften 50 km/std.· fahren; außerhalb geschlossener Ortschaften sind für 
diese Fahrz1euge keine Geschwindigkeitsbegrenzungen v'Orgesehen. Für Lkw's und. 
Autobusse beträgt die Höchstgeschwindigkeit 60 km/std. 
Schließlich soll noch die Geschwindigkeitsbestimmung der Genfer K'Ünvention 
(Convention sur la Circulation Rüutiere) vom 19. Sept. 1949· Erwähnung finden. 
Artikel 10 dieser KonvenHon sagt: ,,}eder Fahrer eines Fahrzeuges'muß stets Herr 
seiner Geschwindigkeit bleiben und in einer vernünftigen und umsichtigen Weise 
fahren. Er muß immer dann langsam fahven, ,oder anhalten, wenn die Uxpstände 
es verlangen, insbesondere, wenn die Sicht nicht gut ist." 
Auf Studienfahrten nach Dänemark,' Schweden, Holland und Frankrdch hatte 
der Verfasser Gelegenheit sich . mit führenden Fachleuten über die V'Or" und 
Nachteile v1qn Geschwindigkeitsbeschränkungen zu. unterhalten. Ein so.leher, 
Gedankenaustausch ermöglichte es besser in aktuelle V,erkehrspr'Obleme emzu" 
dringen, als ,es durch das Studium von Statistik,en, die in 'jedem Lande anders 
erfaßt und ausgewertet werden 'Oder v'Ün Verkehrsgesetzen möglich ist, die man 
im eigenen Lande nur zu 'Oft als veraltet ansieht. 
interessant war die FeststeUung, daß in den verschiedenen europäischen ~ändern 
die Meinung über Geschwindigkeitsbeschränkungen nicht allzu stark v'Onemander 
abweichen. 

Zur Vermeidung von Wiederholungen sei~n die Ansichten v'On Verkehrsfa~h" 
leuten der einzelnen Länder in einem zusammengefaßten Bericht kurz aufgez'elgt. 

. " Naeh fast übereinstimmender Auffassung süllen Geschwindigk,eitsgrenzen mög" . 
. 'lichst auf ,ein Mindestmaß beschränkt und da, wo die V'Üraussetzungen dazu ge" 

'j 

. geben sind, ganz abgeschafft werden .. 
Die notwendigen Voraussetzungen umfass·en Folgendes: 
1. Ein verkehrstechnisch richtig angelegtes und gut ausgebautes Straßennetz; 

Kurven müssen so üherhöht sein, daß alle Fahrzeuge sie mit der dem Strecken" 
abschnitt ,eigenen Geschwindigkeit gefahrl'Os durchfahren können. Straßen" 
kreuzungen müssen, falls der V,erkehr nicht durch Signalanlagen oder Ver" 
kehrsposten geregelt wird, sü übersichtlich sein, daß kreuzende F.ahrzeuge 
rechtzeitig erkannt werden können. 
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2. Alle Verkehrsmittel müssen sich in ·einem verkehrssicheren Zustand befind . 
und so weit wie möglich in Bezug auf ihre Fahreigenschaft - wie Geschwindic:~ 
keit, Beschleunigungsvermögen und Bremsverzögerungen -. übereinstilUme;;~ 

3. Alle Verkehrsteilnehmer (Fußgänger, Radfahrer und Kraftfahrer) müssen ih 
Y,erhalten so einrichten, daß der Verkehr nicht gefährdet werden kann. Di. r 
ist aber nicht nur eine Frage der Verkehrserziehung sondern auch des Vülk e~ 
charakters. (Ein Franzose oder Italiener wird auch im Y'erkehr viel impulsiv ~: 
und in Gefahrenmomenten schneller reagieren als. ein Nordländer.) el: 

Die Tatsache, daß die in den Punkten 1-3 zusammengefaßten Voraussetzunge 
in den einzelnen 'europäischen Ländern in verschiedenem Ausmaße gegeben sinJ"l 
führte dazu, daß bei der Durchführung der Geschwindigkeitsbeschränkungc > 

folgende Abstufungen in diesen Ländern sichtbar werden. n 
So sind z. B. in Luxemburg und in Belgien GeschWindigkeitsbeschränkungen 
ganz abgeschafft, abgesehen von solchen, die aus örtlich bedingten Begebenheite 
für bestimmte Fahrzeuggruppen notwendig erscheinen. n 

In einer anderen Ländergruppe, z. B. Frankreich, Schweden, Holland und 
Schweiz, ist man nicht so weit gegangen, sondern hat nur Pkw's Von der Ein", 
haltung der Geschwindigkeitsbeschränkungenausgenommen. Grundsätzlich b c -", 
stehen dort Geschwinqigkeitsbeschränkungen für schwere Lastfahrzeuge, die 
durch die technischen Fahreigenschaften dieser Fahrzeuge begrenzt sind. 

Schließlich hat in einer weiteren Gruppe ,europäischer Staaten das Fehlen clc­
oben .angegebenen Voraussetzungen dazu geführt, daß man für all e Kraftfalll': 
zeuge Geschwindigkeitsbeschränkungen ·einführte. Das letzte trifft auch fÜt­
Deutschland zu. 

Es hat sich aber inzwischen erwiesen, daß - wie sie für die Bundesrepublik 
angeordnet sind - drei für das ganze Land gültige Geschwindigkeitsgrenz.en 
den Erfordernissen des modernen Yerk,ehrs in keiner Weise mehr gerecht werden 
und eine derartig grobe Klassifizierung vielmehr zur Mißachtung und Deber", 
schreitung der getroffenen Anordnungen führt. 

Jeder Streckenabschnitt einer S!raße hat sowohl in wenig belebten Gegenden als 
. auch in der Stadt den jeweiligen Verhältnissen 'entsprechende, spezifische Ge", 
schwindigkeitsgrenze. Da es nicht· möglich ist, eine derart große Zahl von Ver", 
kehrsschildern aufzustellen, sowie die Beobachtungsmöglichkeit des Fahrers be~ 
grenzt ist, muß man sich mit einer beschränkten Anzahl von Geschwindigkeits,", 
zonen zufrieden geben. Als Grundlage für ihre Begrenzung mag die Geschwino< . 
digkeit dienen, mit der der größte Teil der Fahrer (80-85 0/0) diesen Strecken" 
abschnitt durchfährt. Gewisse örtlich bedingte Sicherheitsmomente dürfen bei 
der ·endgültigen Festlegung, die durch einen erfahrenen Fachmann durchzuführen 

. ist, nicht außer Acht gelassen werden. 

Die richtige Bewertung der ·einzelnen Faktoren, die maßgebend die verschie" 
denen Geschwindigkeitsgrenzen bestimmen, ist außerordentlich schwierig. Auch 
in den USA, dem Land, das Deutschland infolge der Entwicklung der letzten 
Jahrzehnte in Y,erkehrsangelegenheiten um viele Jahre voraus ist, hat man das 
erkannt. Eine besondere Hochschule hat in vorbildlicher Weise die Erfahrung 
aus dem amerikanischen Verkehr verwertet und bildet "Y,erkehrsingenieurc" 
aus, denen neben der Lösung ander,er Yerkehrsprobleme auch die Bearbeitung 
.der mit Geschwindigkeitsbeschränkungen ~usammenhängenden Fragen über" 
tragen wird. 
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Dem Yerfass,er sind die amerikanischen Verkehrsverhältnisse nur aus der Lite" 
ratur bekannt. Fest steht aber, daß die Struktur des amerikanischen Verkehrs von 
dem deutschen grundsätzlich verschieden ist. Es ,erscheint daher gerechtfertigt, 
bei dem Y'ersuch präzisierte Vorschläge zur Frage der Anordnung von Geschwin" 
digkeitsbegrenzungen im deutschen Verkehr zu machen, von der europäischen 
Stellungnahme zu diesem Problem als Grundlage auszugehen. 

Dabei muß noch ,einmal betont werden, daß die Anwendung von Geschwindig" 
keitsbeschränkungen, wie sie zur Zeit in Deutschland üblich ist, nicht den 
Vorauss·etzungen und Erfordernissen des modemen Y,erkehrs 'entspricht. Es wird 
daher folgendes in Vorschlag gebracht: 

I a) Für P,ers,onenkraftwag,en 1), sowie für Krafträder mit und ohne Beiwagen 
sollte man von der Anordnung von Geschwindigkeitsbegrenzungen auf 
Bundes"Autobahnen und auf Landstraßen außerhalb von Ortschaften ab" 
sehen. Geschwindigkeitsbegrenzungen sind für sie nur da anzuordnen, wo. 
es im Einzelfalle auf Grund der 'örtlichen Gegebenheiten nötig erscheint, 
wie z. B. ,an unübersichtlichen Kreuzungen, gefährlichen Kurv·en oder auf 
schlechten W,egstrecken. ' 

b) In geschLossenen Ortschaften wird eine Begrenzung der Geschwindigkeit auf 
50 km/std. vorgeschlagen. Di:ese 50 km Grenz·e ist dadurch ger'echtEertigt, 
daß bei dieser Geschwindigkeit moderne 'Pkw's noch sicher und schnell 
abgebremst werden können und bei vIelen Fahrz·eugtypen das Fahren im 
großen Gang möglich ist. Es wird hierbei die Tatsache nicht übersehen,. 
daß selbst in Großstädten gewisse Streckenabschnitte mit 'einer größeren Ge" 
schwindigkeit durchfahr,en werden können, ja im Interesse der Aufr,echt" 
erhaltung des flüssigen Y,erkehrs durchfahren werden sollen. Solche Strecken" 
abschnitte müßten daher besonders markiert werden. Eine höhere Geschwin" 
digkeit als 60 km/std. sollte aber nicht zugeb~sen werde~, da jenseits dieser 
Gr,enz,e a) der Pkw beim plötzlichen Auftauchen ,eines Hindernisses nicht 
schnell genug zum Halten gebracht werden kann, b) der Fahrer eines lang" 
sam fahrenden Fahrzeugs die Zeit leicht falsch einschätzt, die der zu schnell 
fahrende Pkw bis zur Erreichung z. B. einer Straßenkreuzung benötigt und 
daraus häufig Zusammenstöße rentstehen . 

c) Auf Straßen mit örtlichen Gefahrenpunkten ist die Geschwindigkeitsbegr.en" 
zung durch besondere Markierungen anzuz·eigen, die den Fährer rechtzeitig 
auf die Gefährdung aufmerksam machen. 

Diese Yorschläge, von I a) bis c) gelten nur für P,ersonenkr.aftwagen. Die zu 
treffenden Anordnungen für Lastkraftwagen, Omnibusse und aUe übrigen Kraft .. 
fahrzeuge, soweit sie nicht unter I· fallen, ,ergeben sich aus deren durch ,ihre 
besondere Bauweise begründeten Betriebsbedingungen. Für diese Kraftfahrzeuge 
erscheint daher im 'einzelnen folgende Geschwindigkeitsbegrenzung für an" 
gebracht: 

Ir a) Auf Bundesautobahnen sollte man auf eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
für. Lastkraftwagen verzichten und den Fahrer des Lkw's so schnell fahren 
lassen, wie 'es seinem Fahrz'eugtyp und seiner Bereifung entspricht. Für 
Lkw's mit Anhänger ist dne Höchstgeschwindigkeit von 60 km/std. an" 
gemessen. ' 

1) In Abänderung der bestehendeIl Vorschriften soll der Begriff Pkw :l11ch Schnell-
1iefcrwagoll bis zuetincm GetSamtgewicht von 2500 kg und Omni,busse bis 3500 kg umfassen. 
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Auf allen anderen Verkehrsstraßen ist dagegen die Geschwindigkeit f~i:\ 
Lkw's auf 60 km/std. zu beschränken, Lkw's mit Anhänger auf 50 km/std:/., 
Durch den schlechten Zustand unseres Straßennetz,es und bei der nicht; 
genügenden Breite unserer Landstraßen ist nicht gewährleistet, daß Fahr"'! 
zeuge mit hohem Eigengewicht und bei <einer über 60 bzw~ 50 km/std. 
hinausgehenden Geschwindigkeit noch verkehrssicher gefahr,en werden 

. können. (' 
b) In geschLossenen Ortschaften scheint eine Geschwindigkeitsbegrenzung fü~ .1, 

Lastkraftwagen auf 40 km/std. angebracht; die höchstzulässige Fahrge"" ! 

schwindigkeit für Lastkraftwagen mit Anhänger soll 35 km/std. betragen: 
c) Bei örtlichen Gefahrenpunkten ist analog den' für Personenkraftwagen unter 

I c gemachten Vorschlägen zU verfahren. ,. 

Sollte in absehbarer Zeit das deutsche Straßennetz nach einem aufzustellenden' 
GeneralpIan genügend, ausgebaut sein, sollten die Fahrzeuge infolge ständiger ", 
Ueberwachung sich in ,einem ausreichend verkehrs sicheren Zustand befinden''', 
und sollte eine Generation von Verkehrsteilnehmern herangewachsen sein, der)' 
nach langjähriger Verkehrserziehung anständiges Verhalten im Straßenverkehr'.. 
eine Selbstverständlichkeit geworden ist, so können die jetzt noch notwendig er;,,' 
scheinenden vorgeschlagenen Geschwindigkeitseinschränkungen auch in Deutsch"" 
land gelockert oder gäIdich aufgehoben werden., 

, . 

I' 

I '. 

lluchbcsprcchung 125 
, ..•. ~---------"-----------------------_.::. 

Buchbesprechungen 
Schiene und Str,aße. Leistun~en des Ver­

kehrs beim Wiederaufbau deutscher 
Wirtschaft an Uhein und Uuhr. Heraus" 
gegeben von Dipl.-Ing. LeID Brandt, 
Ministerialdirektor im Ministerium für 
Wirtschaft und Verkehr. Verkehrs- und 
Wirtschafts-Verlag G. m. b. H. Dortmund, 
1951. 200 Seiten, bllosch. DM 6,-. 

Der Her,ausg-eber, der sich durch wissen­
schaftliche Abhandlung,en auf dem Ge­
biete der Verkehrstechnik und -wirtschaft 
bereits sehr verdient gemacht hat, ist den 
Verkehrswissenschaftlern kein Unbekann-' 
ter. Die Vleröffentlich:ung "Schiene und 
Str.aße" ist aber geradezu ein Meisterwerk 
der Betrachtung des Schienen- und Stra­
ßenverkehrs in technischer sowohl wie 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Sie be­
steht -aus einer Sammlung \non Kurzauf­
sätzen, in denen die Fachexperten der ver­
schiedensten Uichtung~n ihre Gedanken 
zum Wettbewerb der beiden glloßen Ver­
kehrs träger , Schiene und Straße darlegen. 
In 'einer Reihe v.on Uef,er,aten werden da­
neben aber auch die Möglichkeiten einer 
sinn\nOUen Zusammenarbeit dargestellt. 
Beoonders int,eressant ersch:eint die fach­
liche ßetrachtung der Leistungen des V,er­
kehrs am Wiederaufbau der deutschen 
Wirtschaft an Uhein und Uuhr. 

Das Werk gltedert sich in: 

weit-eI1er Gedank-e zeigt, daß "die moderne 
Volkswirtschaft ein Produkt der moder­
nen V,erk'ehrsentwicklung ist". Die wei­
teren Ueferate gehen auf dle Bedeutung 
und Stellung des V,erkehrs in den Ver­
schtedenen Sektol'en der Wirtschaft ein. 
2. Eisenbahin,en'. "Gedanken über die Zu­
kunftder Eisenbahnen" überschreibt der 
Präsident der deutschen Bundesbahn 
seine ßetrnchtung über die aug-enblick­
liche Bedeutung und die Weiterentwick­
~ung der Eisenbahnen. Wenn auch die 
technische Entwicklung schon in der Vor­
kdegsz1eit durch gewisse politische bzw. 
strategische Erwägung1en gehemmt, ja so­
gar während des Kdeges im Gegensatz 
zum Kraftwagen zum Stillstand g-ebncht 
wurde, ist sie trotzdem heute zu einer 
Weitetlentwicklung fähig, d. h. daß. ihre 
Leistungen sowohl in technischer als auch. 
in wirts·chaftlicher Hinsicht gesteigert wer­
den können. Er stellt· klar heraus, daß. 
das V,erkoelusmittel, das dem deutschen 
Volke in der Bundesbahn zur V,erfügung 
steht, in s,ej,ner augenblicklichen Leistung 
noch längst nicht nusgeschöpft ist. 
Di:e weiteren nef,er.ate zeiglen dann auch 
dte wirtschaftliche Bedeutung der Elektri­
fizierung der Eis'enbalmen. Der Elektro­
motor ist -ein wichtig-er Baustein zur Bahn-

, elektrifizierung. 
Beslonders interessant lund ,erwähnenswert 
ist' der Aufsatz des Herausglebers dieses 
W,erk,es über den Stand der E1ektrifizie~ 
]jung des Uhein-Uuhr-Eisenbahnverkehrs". 
Eine übersichtskarte \nCrdeutlicht die Be­
mühungen des Landes Nordrhein-West­
falen um die Elektrifizierung des Schie­
nenv-erkehrs in der Stl'eckenfühllung und 
in der Ueihen~olge des Ausbaues. Die 
D.arstellung der verk-ehrlichen, wirtschaft­
lichen, sozialen. siedhmgspolitischen und 
eis,enbahnbetrieblichen Bedeutung der 
Elektrifizierung schließt mit dem Wunsche, 
daß ,es der Landesregi:erung bald gelingen 
möge, die Mittel für den Ausbau ber.eit-
stehen zu können. • 
Es folgen nun noch weitere 26 Aufsiitze, 
auf die im Uahmen di,eser Buchbespr,e­
chung ,aus Uaummange1 nur kmz hinge-
wi:es1en werden kann. . -
3. P,ost. Der Aufsatz \nOn dem Präsident 
der OberpostdirektLon Düsse1dorf, Dip!.­
Ing. Johannes Wosnik, "Di'e Bundespost 

'auf Schiene und Straße" spricht vom Aus-
, , 

1. Verkehr.swirtschiaft. In neun Abhand­
lungen wird-auf die allgemeine Bedeutung 
der Verkehrs wirtschaft eingegang'en, 
denen eine Betrachtung ,"on PIlOf. 'Dr. Al­
fons Schmitt "Die \nolkswirtschaftliche 
Schlüsse1steUung der Verkehrs wirtschaft" 
v.orangestellt ist. Ist der Verkehr Diener 
oder Basis der Wirtschaft? Vlon dioeser 
Fragestdlung O'usg,ehend wird fest~estellt, 
daß die in Deutschland teilweis,e v-er­
tretene Ansicht, der V,erkehr sei Di'ener 
der Wirtschaft ebenso falsch ist wi,e O!uch 
auße1'Iordentlichgefiihrlich in seinen Kon­
sequenzen sein kanu. Es ist auch müßig 
und entspricht nicht dem W,es,en der 
Dinge, eine Uangordnün~ für di,e Wichtig­
keit der verschiedenen Komponenten der 
Volkswirtschaft aufzustellen, denn letzten 
Endes braucht hier jeder-jeden. Die Be­
trachtung stellt fest, "daß der Verkehr 
schlechthin die Lebensbasis des Systems 
zu ,wirtschaften, Güter zu erzeug,en und 
Bedürfnisse zu hefdedigen darstellt, was 
wir als Volkswirtschaft bezeichnen". Ein nutzen der Möglichkeiten ilu-er Aufgaben, 
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Personen, Güt'er und Nachrichten schnell­
stens und zuverlässig zu befördern. 
4. Straßenverkehr. Der vierte Abschnitt 
bringt neben einem rein technisch.::n Re­
ferat Vlon P110f. Dr. Ing. Ernst Esser' "Aus 
der technischen Forderung für die Kraft­
v,erk,ehrswirtschaft" je einen l\Jufsatz 
über die "Zeichen und Signale im Straß,t-:n­
verkehr" von DrAng. habil. Helmut 
L'ossagk slowie über "die Kr~ftfahrzeug­
pmduktilOn der Bundesrepubhk Deutsch­
land" von Dr. Bugen Schmitz. 
5: Nahverkehr. Hier werde.~ einige Pr~­
bleme der Nahv'erkehrsbetriebe, z. B: d~e 
wirtschaftliche Lage dersdben,. Tarlfge­
stalvung und Ordnung im Om!llJ:>ys-VC:-­
kehrsnetz betrachtet, -eine Arbelf uber dIe 
Tätigkeit des in Essen b:~stehenden. KlO­
ordinierungsausschusses fur ?en <?mlllbus­
Linienverkehr. Im übrigen gIlt dIeser Ab­
schnitt· vor allem' der Modernisierung des 
Wagenparks der Nahverkehrsmittel. 
6. Verkehrstechnik. Das letzte Kapitel be­
faßt sich mit den Neuerungen jauf ve:­
kehrstechnischem Gebiet. Stahlersparnis 
im Stahlbrückenbau, Leistungssteigerung 
des Verkehrs durch neuzeitliche Signal­
und F,ernmeldeanlagen, das Z:usammen­
schweißen Vlon SchIenen, der Embuu Vlon 
Straßenbahngleisen in ~tl'aßen~ahrbahnen 
und Gollioo-Tmnsportklsten, ~le m~deme 
Verpackung, sind einige Aufsatze hieraus. 
Neben der umfassenden Art der Darstel­
lungauf allen Gebieten des. V,erkeh!s 
zeichnet sich das Werk durch reIche BebIl­
derung besonders wus. ~s wir~ für jeden 
intel'essierten Fachmann m bleIbender Er­
innerung sein. 
Dem Herausgeber sowie dem Verlag ge­
bührt für die Herausgabe dieses WerkeS 
besondere Anerkennung. 

K. O. Hördemann. 

Shiaßenverkehrs. Zulassun'gs· Oidn'ung 
(StVZO). In neuer Fassung Vlom 28.11. 
1951. 128 Seiten Umfang, Format Din 
'A 6, b11Oschiert, DM 2,20. earl Lange, 
V,erlag, Duisburg, Kuhstr. 2'-4. -

In diesler n'Clu,en Ausgabe der StVZO sind 
die umfangreichen Änderungen der V,.::r­
ordnung des Herrn Bundesverkehrsmini­
sters V10m 28. 11. 1951 enthalten. Außer­
dem 'sind alle seit dem 13. 11. 193r] ergan­
genen Änderungsvet'or~nungen ~inschlie~­
lich der gesamten DlenstanweIslUng fur 
PoHzeibeamt-e aufgeführt. 
Zahlreiche Erläuterungen g,ehen aufschluß­
reiche Hinweis,e -auf die bis Ende 1951 er­
gangenen Abhandlungen in den Ges'Cizes­

. blättern. 
Der übersichtlichkeit der Ausgabe der 
StVZOgebührt besondere Anerk,ennung 

und man kann sie dem Kraftfahrer S'O­
wie dem Poliz·eibeamt,enempfchlen, die da­
mit ein auf den heutigen Stand gebrachtes 
Werk in die Hand bekommen, das ihnen 
in _allen kraftfahrtechnischen Fragen ge­
naue und erschöpfende Auskunft gibt. 

K. O. Hördemanll. 

Die Eisenbahngesetz,e der Bundesrepublik 
Deutschland. Allgemeines Eisenbahn­
g·esetz - Bundesbahnvermögensg'esdz 
- Bundesbalmgesetz - Vorschriften 
des Gl1undgesetzes für die Bundesr.::pu­
blik Deutschland (im Anhang). Textaus­
gabe mit Einführung, V,erweisungen tmd 
Sachr.egister. Bearbeitet von Hennanll 
Hlttfnagd, Minist,erialmt im Bundes­
verk,ehrsministerium. Verlag LutzeY'crs 
Fortsetzungswerke G. m. b.B., ' Frankfurt 
,am Main, Mauerweg 30 u. Bonn, SchiIOß­
st.taße 8. ErscMenen im F,ebruar 1952, 
Din A 5, 107 Seiten, kart., Preis 2,90 
DM, Vorzugspreis für Angehörige der 
Bundesv,erkehrsverwaltung 2,7'0 DM. 

_ Die SammLung enthält den amtlichen Wiort­
. laut der im Jahre 1951 erlassenen 3 gro­

ßen V,erkehrsgesetze, die für die deut­
schen Eis,enbahnen v.on gl1ulldlegender Be­
deutung sind: 
1. das Allgemeine Eisenbahngesetz vom 

29. März 1951 (mit Berichtigung V0111 

13. Juni 1951), 
2. das Gesetz über die vermög,ensrecht­

lichen Verhältnisse der Deutschen Bun­
desbalm vom 2. März 1951, 

3. das Brundesbahng,esetz vom 13. Dezem­
ber 1951. 
Im Anhang sind aufgdührt 

4. die . >einschlägigen V:orschriften des 
Grundgesetzes vlOm 23. Mai 1949 (Art. 
73 Nr. 6, 74 Nr. 23, 80, 87 Ahs. 1, 130 
Abs. 1 IUnd 2. 

Den Gesetzestext'en sind jeweils Einfüh­
flungen v'Drangesetzt, die den Zweck und 
die Bedeutung, die wichtigel1en Begriffe 
und Pl10bleme sowie die Entstehungs­
geschichte der einzidn,en Gesetze im 
wesentlichen kurz (vgL zum AEG S. 11/13. 
zum BBVG S. 23/25, zum GG S. 95/97). 
beim Bundesbahngesetz ausführlicher 
(vgL S. 31/53) umreißen. Die Gesetzes­
texte selbst sind mit Anmerkungen in 
knapper Borm versehen. Auf die Gesetz-es­
materialien ist vielfach verwiesen. Das 
Sachregisf.er ist mit über 400 Merkworr.::n 
verhältnismäßig umfangreich. 
Das VlorHegende Werk slOll nach den An­
gaben des V,erfassers im Vorwort ver 
aUem ein Arbeitsbehelf für Verkehrs­
praktik,er aller Richtungen sein. Es will 
keinen Kommentar, auch keinen Kurz­
kommentar darsteUe,n, slOndern ,eine zuver-

'. '. ~, 
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:,.; '. Hissige Textausgahe mit nur den wcmgen 
. : Anmerkungen, die beim praktischen Ge-

", . ~ brauch die notwendigen Zusammenhiinge 
wahren. Die dnleitenden Bemerkungen 
sollcn den. Leser ohne weitgespannte 
eigene Studien in die wichtige Pr'Oble­
matik der betreffenden Gesetze einführen. 

. Wer in den Stoff tider eindringen will, 
wird auf die ausführlichen Angaben zur 
Entstehungsgesc11ichte verwiesen. 

. " Der V,erfass,er, der an der Bearbeitung 
dieSer GeslCize maßgeblich beteiligte Re­

. ferentdes Bundesverkehrsministeriums, 
wird mit seinem Werk dem von ihm er­
strebten Zweck voll gerecht. Die Praxis 

, braucht tatsächlich vor allem den Gesetzes­
text, z:uniichst mit nur kurzen Einführung·en 
und sparsamen Anmerkungen unt'er Her­
vorhebung der wichtigsten Grundbegriffe. 
Eine ,eingehendeK;ommentierung im Sinne 
einer ,erschöpf.enden Erörterung IOd.::r we­
nigstens Aufzählung der mit den Gesetzen 
jeweils im Ganzen bzw. mit ihl1en Einzel­
bestimmungen verbundenen Probleme ist 
erst in zweiter LinLe vonnöten, interessiert 
auch nur ,einen beschränkten Kr-eis ,"on 
Spezialisten. 
Im ·einzelnen seien folg,ende Hinweis'e und' 

.. Anregungen gegeben: 
J. Der Titel des vorliegenden Werkes 

trifft genau wohl nur zu, s'oweit in 
·enger Auslegung die "neuen" Eisen­
balmgesetze, d. h. d1e nach der Ent­
stehung der Bundesfiepublik gemäß dem 
GrundgeslCiz le r 1 ass e n 'e n Bundes­
gesetze g,emeint sind. Der Bereich' der 
heu te im Bundesbereich g'e 1 t·e n den 
EiSenbahngesetze geht weiter (vg1. '1.1. a. 
zu § 54 Abs. 6 BBG das Ktleuzungs­
gesetz vom 4.7.1939). 

2. Auf Seite 34 zu Ziffer 5 enthält der 
zweite Satz due kleine 'spruc111iche Un­
stimmigkeit. Es muß wohl hemen:' 
" .•. 'lind d ,e r Abtl'ennung •.•• und 
de m Zusammellbruch Deutschlands er­
gab sich •.. ". 

3. Auf Seite 64 in Anmerkung 12) scheint 
ein Wort verwechsdt zu sein. Es dürfte 
im ersten Satz lauten müss·en: " .•. Er­
messen des Ve r w:a 1 t IU n g s rat e s 

, . selbst ••• " (unstatt "Vorstandes") .. 

" '~i .. 

4. Gerade weil die Textausgabe sich be­
tont nicht nur an Eisenbalmer und slOn­
stige mit dem Re,chtsstoff v,ertraute und 
stiindig befaßte Personen und Stellen, 
sondern auch an V'erkehrspr.aktiker und 
-infcress'enten aUer anderen Ric1ltungen 
wendet, wäre es von beslOnder-em W'ert 
gewesen, in den Einführungen den Be­
griff des Elsenbahnfiechts,im ehgefien 
'lind weiter'en Sinlle in aller Kürz.! zu 
erliiut'ern und auch den so vielseitig-en 

f " 

und uneinheitlichen Begriff der Eis'!n­
bahnen kurz, aber im Zusammenhang 
darzustellen. So finden sich die Er­
läuterungcn zu dies-en Begriffen ver­
hiiltnismiilHg v;erstreut (vgL Seiten 11, 
12, 13, 14, 15, 23, 31, 53, 95, 96, 97), 
olme daß ,eine v,olle übersicht gegeben 
ist. Die Praxis lehrt immer wieder, daß 
diese Begriff,e fast für jeden, der nicht 
stiindig mit der Materie in V,erbindung 
st,eht, fließen. Nur durch eine syste­
matische Gegenüberstellung der ver­
schiedenen Begriffsbestimmung,en nach 
den v'erfassungsrechtlichen, orgunisaro­
tlOrischen, yerkehrlichen, betrieblichen, 
haftpflichtmäßigen und sonstigen ein­
schlägigen Gesichtspunkten kann auch 
in diesen Kreis'en Klarheit geschaffen 
und gdlalten werden. 

5. Etwas problematisch erscheint de.r Hin­
weis (Seite 38), daß zu den <eigenen Or­
ganender Bundesbahn "in erster Linie" 
der Vmstand und der V'erwaltungsrat 
gehörten. Gerade weil die Organfrage 
nach den verschiedenen Entwürfen zum 
BBG strittig war, muß hier ganz ein­
deutig hervorgehoben werden, daß nur 
der Vorstand und der Verwaltungsrut 
Organe im Sinne des hier allein muß­
geblichen B'lIndesbahngesetzes sind 
(vgL § 7 BBG). Wenn der V,erfass,er 
Seite 42 zu d) _darauf hinweist, daß di,e 
"Ha:uptv,erwalrung" zwar in § 7 BBG 
nicht genan.nt. in § 12 Abs. 1 Ziffer 6 
BBG aber erwähnt werde, so iindert dus 
an der Rechtslage nichts. Die Haupt­
v-erwaltung hat zwar den Vollzug der 
WiUensbildung von Vorstand und Ver­
waHungsrnt, man sollte sie jedoch im 
Interesse der Klarheit nicht als Organ, 
,auch nicht als bloßes Vo 11 zug s -
organ des Unt,ernehmens kennz-eichnen. 
Falls man den Begriff des Vollzugs-

- organs in die Praxis des Bundesbahn­
berdches einführen wollte, könnt.:: man 
ihn jedenfalls nicht auf die Hauptver­
waltung beschränken, sondern müßte 
ihn auch' auf die übrigen, im Zuge der 
Verwaltttngs'organisat1on der Ha:uptver­
waltil11g nachgeordneten Stellen (Zen­
tralämter, Direkti:onen usw.) ausdehnen, 
die ,ebenfalls in ihDen Zuständigkeits­
bereichen VlOllzugsmgane sein könncn. 

6. Dem V,erfasser muß widersp!:'ochen wer­
den, soweit er den V'erwaltungsrnt nicht 
als "echt,en Verwaltungsrat" anerkenn.!l1 
will, sondern als "V,erwaltungsrat mit 
besc11'ränkt'em Wirkungskreis" bezeich­
net (Seit'en 42/43). In dieser Meinungs­
üußemng schlägt offensichtlich zu stark 
die ursprüngliche Planung des Refe!:'.::»­
ten:entWlUrfs durch und wird zu wenig 
beachtet, daß die Einwirkung des V,er-
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mittIungsausschusses nach der 3. Lesung 
des ßßG im Bundesfag zu nicht un­
wesentlichen Änderungen auch gerade 
in diesem Punkte (§§ 7, 12 BBG) ge­
führt und die Stellung des V,erwaltungs­
rates maßoeblich verstärkt hat. Diesem 
kann sein~ Eigenschaft als gew.ichtiges 
.Nufsichts- und Leitungsorgan nIcht ab­
gesp1'Ochen werden, mag auch seine 
i<:'ompetenz -. K'ompetenz ?insichtl!c? 
wichtiger Einzelfragen an 'em~ qualIfI­
zierte Mehrheit gebunden seui (§ 12 
Abs. 2 Satz 2 BEG). Zumindest s.~eht 
'er einem "echten" V,erwalttungsrat naher 
alseine~ solchen "mit beschränktem 
Wirkungskreis". Das Bundesbahngesetz 
- ,etwas anders .ausgedrückt - vers:lgt 
ihm jedenfalls nicht die Mögl~chk,~it, als 
,echtes Organ zu wirken. WIeweIt der 
Verwaliungsrat seinerseits seine ges,:!tz­
lichen Möglichkeiten r,ealis~eren wird, 
ist im übriöen nur eine Hesetzungsfrage. 

7. Der Mei;ung des Verfassers (vgl. 
Seite 65, Anm. 1 Zll § 14 BBG) kann 
zwar darin zugestimmt werden, daß 
in der Frage des Aufsichtsr,echtes d.~s 
Bundesministers für Verkehr gemaß 
§ 14 BBG der Begriff der "allg,emeinen 
Anordnungen" nicht Hir alle denk?aren 
Fälle im v'oraus festgdegt werden konne, 
sondern sich aus der Praxis 'ergeben 
müsse. Es bleibt aber hierzu im Inter­
esse der notwendigen selbständigen 
Geschliftsführung der Bundesbahn­
organe zu hoffen, daß die .. nachfo.lgen?e 
Praxis nicht uneing,eschran~t dte biS­
herill,e Handhabung der bIslang vor­
';es,eltenen und woll! gleichbedeutenden 
~allgemeinen Weisungen" (vgt § 2 Ab.s. 2 
Verkehrsaufbaugesetz) bestütigen WIrd, 
'lInter denen vereinzelt recht konkret,e 
Einzelentscheidungen von der ~ufsichts­
instanz getr'offen worden s111d. Der 
BMfV "soll" nicht nur, wie der Ver­
fasser 'es IOffenbar lediglich empfehlend 
verstanden wissen will, nicht in Einzel­
heit'en des lall1f.enden Geschäftsbetriebes 
des Unternehmens ,eingreifen" sonder?, 
nach der oe1ndeutig,en Rechtslage "darf 
und "kann" er dies' nicht, soweit nicht 
Ausnahmetatbestände des Absatzes 2 
und f.olgende g'emäß § 14 BBG Vlorliegen. 

8. Die grundleg,enden Rechtsbestimmungen 
für die "Nebenbetriebe" sind in § 41 
BBG ,enthalten. Nicht zutreffend er­
scheint 'es, wenn der V,erfasser den 
bundesbahneig,enen "Nebenbetn.eben" 
auch die Bodenseeschiffahrt und den 
Bundesbahnkraftverkehr schlechthin zu­
rechnet (so Seite 96 lOben). Diese Ge­
schäftszweige der Bundesbahn sind -
ausgenornmen iui Bereich des Güf.er­
kraftverkehrs, die Sondemrganisation 

des "Deutschen Kraftverkehrs" (DKV) 
- lediglich bes,ondere Betiitigungs­
formen in Ergünzung des Schienenver­
kehrs, die aber voll in die Orgnnisati;)n 
des Unterul,':hmens eingegliedert sind, 
wie z .. B. auch der Beschaffungsdienst, 
der W,erkstiittendienst, der Werbe­
dienst. Eine etwaige A'lIsgliederung des 
Bundesbahnkraftverkehrs ist zwar un­
geregt, bisher aber nicht verwirklicht 
worden. 

9. Abschließend sei noch ein notwendiges 
Wort zur Entstehungsgeschichte des 
Bundesbahngesetz,es (Seiten 50/53) ge­
sagt: 
Die konzentrierte Darstellt\nt~ des Ver­
fassers zu di,esem Punkt mit den viel en 
-angeführten Fakten und Daten Huf 
engem Raum verleitet leicht zu dem 
Eindr'llck, als ,ob vlOn Anfang an an die­
sem Gesetz zügig gearbdtet \vorden 
würe, als üb es sogar ausgesprochen 
schnell vorangetrieben wlOrden wiire. 
Daß "bereits" am 31. Mai 1950 (v gI. 
Seite 51 zu Ziffer 4) ein eigener Regie­
rungsentwurf beschlossen wurde, klingt 
hart für alle diejenigen, die aus der 
Kenntnis der Vor!~iinge und Zusacnmcn­
hänge zu wissen glauben, daß das BEG 
schon v'om Wirtschaftsrat hiitte verab­
schiedet werden können, wenn sich die 
Verhandlungen über verhältnismäßig 
wenige Meinungsverschiedenheiten (ins­
hesündere über die Frage des Vorsitzes 
im VerwaHungsrat) nicht so sehr hin­
gezogen hätten, daß schließlich die Neu­
IOrdnung des Gesetzg'ebungsverfahrells 
durch das Grundgesetz kam. AnschlIe­
ßend wä!'e es für die Bundesbahn von 
unschiitzbarem Wert gewesen, wenn die 
Periode der ßegutachfLl11!ten nicht der­
art ausgedehnt worden wii!'e. Die P "0-

bleme und verschIedenen Lösungsmög­
lichkeiten lag,en für die Fuchleute auch 
lOhne diese Gutachten bereits offen. 
Die Gutachten wal'en allerdings bei dem 
Rang der Gutacht:erentsprechend inter­
essant und wertvoll und huben auch zur 
Unterrichtung der vielen am Gesetz­
gebungswerk Beteiligten, die mit der 
Materie bisher nicht voll vertraut war:::ll, 
vorzügliche Dienste gdeist~t. So ist das 
BBG "erst" im Dezember 1951 zustande­
.;ekommen. Die im Bereich der Bundes­
bahn durch diese mehrjiihrige Ver­
spiitung - auch die hartlliickige Auf­
rechterhaltung des Regieprinzips im 
Regierungsentwurf entgegen der iiber­
wiedenden Meinll1ng der Sachversründi­
';en <>hat viel Zeit in Anspruch genommen 
~ entstandenen Hemmungen und Schü­
den sind schwer zu schätzen, sind aboe!:' 
jedenfalls recht hoch. I Dr. Nießen. 
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In den Ueberlegungen und zahlreichen Stellungnahmen, die sich mit einer zu" 
reichenden Gestaltung des Eisenbahn"Gütertarifs befassen, konz,entdert sich das 
Interesse neuerdings sehr stark auf die Probleme der Entfernungsstaffel. Stellte 
in den Tarifänderungen seit dem 1. 1. 1950 die Klassenstaffel das eigentliche und 
augenfällige Feld des Experimentier,ens dar, so ,erfolgten die gleichzeitig vor" 
genommenen ganz wesentlichen Eingriffe Jn Struktur und Bemessung der Ent,: 
fermmgsstaffel. gleichsam in' Nachgang und zunächst weit weniger klar durch" 
dacht in dem Bestreben, die wettbewerbsbeeinträchtigenden Auswirkungen einer 
zusammengedrängten Horizontalstaffel für die revierf,erne Verarbeitung ttmlichst 
zu müdern. Daß diese teilweise recht unorganisch und hastig vorgetriebene 
jüngste Entwicklung der Entfernungsstaffel zum Zankapfelreg10naler Wirt:: 
schafts interessen geworden ist und die Wdtbewerbsstellung zwischen Eisenbahn 
und Binnenschiffahrt weiter verschärft hat, liegt in der Logik der Sache. Aufs Ganze 
gesehen, handelt es sich um ein Teilproblem der übergeordneten Aufgabe, einen 
Eisenbahn"Gütertarif zu schaffen der als Eckstein ,einer sich aus den Trümmern 
des ausgehöhlten Gefüg,es ,erheb~nden neuen verkehrswirtschaftlichen Gesamt" 
ordnung aufgefaßt werden muß und gleicherweise das W-ettbewerbsverhältnis 
der Verkehrsmittel untereinander (Koordination) und die Beziehung des Verkehrs 
zur Gesamtwirtschaft (Integration) zu berücksichtigen hat. 

Der Verkehrswissenschaft stellt sich nunmehr die Aufgabe, die Voraussetzungen 
für eine klare Beurteilung der Lage mit ihren wesentlichen sozialö~onomischen 
Konsequenzen zu schaffen. Die Ueberlegungen müssen sich dabei auf den Ein" 
fluß konzentrieren, den die Entfernungstaffel auf die Produktivität der 
Wirtschaft und die industrielle S ta n d 0 r t s s t ru k t u rausübt. Beides gehört 
zu einem Teil ganz wesentlich zusammen, ,denn höchstmögliche Ergiebigkeit 
der Produktion erfordert in jeder Lag,e eine bestimmte wirtschaftliche Raum" 
nutzung, und jede Abweichung von dieser wirtschaftlichen Bestlage der 
Standortsverteilung muß mit duer Pl'oduktivitätsminderung erkauft werd'en. 
Gleichwohl würde 'eine nur an Produktivitätsgesichtspunkten orientierte Be" 
urteilung die heute gegebene sozialökonomische Problemst,ellung nicht auszufüllen 
vermögen. Einmal stellt die historisch üherkommene Standortsstruktur ein Faktum 
dar, dessen gesellschaftlicher Bedeutung.die rein wirtschaftliche Bdrachtung nicht 
voll gerecht wird, zum anderen ist die gesellschaftspolitische Forderung nach tun" 
licher Dez·entralisation produktionswirtschaftlicher Agglomerationszentren ein 
eigenständiges Ziel, über dessen grundsätzliche Dringlichkeit Uebercinstimmung 
besteht, dessen Ausmaß und Konsequenzen jedoch eingehender und nüchterner 
Prüfung bedürfen. 

In dieser Studie 5011 der V;ersuch gemacht werden, die angedeuteten Kernprobleme 
der Entfernungsstaffel einer möglichst grundsätzlichen, d. h. t h e '0 r 'e t i sc h e n 




